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In der stalinistischen Propaganda ist 
Bei den Angloamerikanern <à auffällig, dass jeder Bezug zum Sozialis- 
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im Mittelpunkt, aber auch. die Natio Roter Stern fehlen. Die militärische Rolle 
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die Gründung der UN, die 8 vam T d dem CFR d sehr modern: Das Danzig-Motiv wirkt 
Sc | ww kubistisch wie von Lyonel Feininger und 
- wird nur durch den klobigen Reichsadle 
verschandelt. 


Sieg erfolgte. | 
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in einen neuen Krieg zu folgen?« 


Die Suche des Autors nach einer Antwort führt zu überraschenden 
Ergebnissen: Dokumente beteiligter Außenministerien, Notizen 
und Memoiren englischer, französischer, italienischer und ameri- 
kanischer Regierungschefs, Minister, Diplomaten und Armeeober- 
befehlshaber belegen: Es war eine ganze Anzahl von Staaten, die 
den Zweiten Weltkrieg angezettelt haben. Zusammenhänge werden 
deutlich, die bislang schlichtweg übergangen wurden. 


»Dieser Krieg«, so der Generalmajor a.D. 
Schultze-Rhonhof, »hat viele Vater«. 


Vieles in unserer deutschen Geschichte zwischen 1919 und 1939 


ist ohne Kenntnis des zeitgleichen Geschehens in anderen Lándern 
nicht zu verstehen, zu eng greifen oft Wirkung und Wechselwirkung 
ineinander. Doch es ist nicht allein die zeitgleiche Geschichte 
unserer Nachbarvólker, die den Kriegsbeginn beeinflusst hat, es ist 
auch - und das nicht unerheblich - die gemeinsame Vorgeschichte 
streitenden Parteien. Der israelische Botschafter in Bonn, Asher 
em Interview auf die Frage, wer 
1967 den 6-Tage-Krieg begonnen und die ersten Schüsse abgege- 
ben habe: »Das ist gänzlich belanglos. Entscheidend ist, was den 
ersten Schüssen vorausgegangen ist« So hat fast jede Geschichte 
ihre Vorgeschichte. 

h informieren móchte, hat ein Problem: das meiste, was im 
r Version der Siegermáchte - 
ter dem Ladentisch auch 
en. Kaum jemand weiß, 


der eris 
ben Nathan, antwortete in en 


»Wer sic 
Buchhandel angeboten wird, folgt de 
und die revisionistische Literatur, die es un 
gibt, neigt dazu, Hitlers Politik zu beschönig n jem | 
dass Deutschland bis heute vertraglich gebunden Ist, sich an die 
Geschichtsversion der Siegermáchte zu halten. (.) Die Verpflich- 
tung Deutschlands, die eigene Geschichte durch eine fremde Brille 
zu sehen, wurde 1990 vertraglich verlängert! (..) Schultze-Rhon- 
hof erzählt ganz einfach die Geschichte so, wie sie nach heutiger 
Quellenlage abgelaufen ist. Besonders spannend in diesem Buch ist 
die Analyse der so genannten Schlüsseldokumente, die In Nürnberg 
herangezogen wurden, um der Reichsführung und den ed 
eine langfristige Weltkriegsplanung nachzuweisen. (..) Das bisher 
beste Buch zum Thema, das man besonders auch jüngeren Leu- 
ten in die Hand drücken sollte.« Dr. Bruno Bandulet 
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B »Was hat die Generation meines Vaters dazu bewogen, 
nur zwanzig Jahre nach dem Ersten Weltkrieg Adolf Hitler 
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Den Zweiten Weltkrieg kann man nicht vom Er- 
gebnis her begreifen, sondern nur durch seine Vor- 
geschichte. Der Kriegsbeginn von 1939 ist ohne die 
Person des Diktators Hitler nicht zu erfassen. Hitler 
und die Bereitschaft der Deutschen, ihm in den Krieg 
zu folgen, sind ohne den Vertrag von Versailles unver- 
ständlich. Die allgemeine Empörung des deutschen 
Volkes über Versailles ist wiederum ohne die Vor- 
geschichte des Ersten Weltkriegs nicht zu verstehen. 
Und dies auch nur, wenn man das Konkurrenzgebaren 
der Staaten im Europa des 19. Jahrhunderts kennt. 
So muss man schon einen langen Anlauf nehmen, um 
den Kriegsausbruch von 1939 zu erkláren. 


Es zieht sich ein klar erkennbarer Strang von 
Deutschlands Aufstieg seit 1871 als neues politi- 
sches Gewicht und Wirtschaftsmacht in Zentral- 
europa — und damit als Rivale für Frankreich und 
Russland und als Konkurrent für England — bis hin 
zum Ersten Weltkrieg. An dessen Ende liegen Öster- 
reich und Deutschland zunáchst zerstórt am Boden 
und in Ohnmacht. Der schnelle Wiederaufstieg 
Deutschlands in den 1930er Jahren führt zur náchs- 
ten Runde der Widersacher gegen Deutschland und 
Üsterreich und zum Zweiten Weltkrieg. Wie auch 
immer man dies heute sieht und bewertet, die da- 
mals Handelnden in Deutschland und in Österreich, 
die zeitlich näher am Geschehen lebten, hatten eine 
andere Sicht auf die Ereignisse und ein sozusagen 
frischeres Gedächtnis von dieser Zeit als wir. Sie 
wussten um die vielen Gründe, die zu beiden Kriegen 
führten, und die heute aus dem kollektiven Gedächt- 
nis der Deutschen und Österreicher verschwunden 
und verdrängt sind. Es lohnt sich, das Wissen der 
Alten wieder aufzufrischen und so unsere Urteils- 
fähigkeit über die Vergangenheit zu schärfen. m 


Zum Autor von Jürgen Elsässer 


Gerd Schultze-Rhonhof, Jahrgang 1939, steht für 
den Aufbau der Bundeswehr wie kaum ein zweiter 
Offizier. Seit seinem Eintritt in die Truppe im Jahr 
1959 ging es steil bergauf. Nach dem Generalstabs- 
lehrgang an der Führungsakademie der Bundeswehr 
diente er als Generalstabsoffizier im NATO-Haupt- 
quartier, spáter im Verteidigungsministerium und 
als Kommandeur zweier Panzerbataillone und des 
Wehrbereichs Niedersachsen sowie der Panzer- 
truppenschule in Munster. Er schied 1996 auf eige- 
nen Antrag aus der Bundeswehr aus, weil er die 
Mitverantwortung für die Folgen einer, in seinen 
Augen unangemessenen, Verkürzung der Wehr- 
dienstdauer auf zehn Monate und die lolerierung 
des Slogans «Soldaten sind Mórder» durch das 
Bundesverfassungsgericht nicht mittragen wollte. 
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fwort von Gerd Schultze-Rhonhof 


Das Beispiel zeigt, dass Schultze-Rhonhof bei 
aller Treue zum Staat sich den Mund nicht verbieten 
lässt, wenn das Handeln von Staatsorganen den 
Staat selbst gefährdet. Diese Gefährdung sieht 
er auch in der Politik der offenen Grenzen, die die 
Bundeskanzlerin seit Spátsommer 2015 forciert hat, 
und forderte sie im September 2015 in einem Offe- 
nen Brief zur Umkehr auf. Er schrieb: «Ich möchte 
nicht als ausländerfeindlich gelten. Habe ein hal- 
bes Jahr lang einem Armutsflüchtling ohne Gegen- 
leistung ein Zimmer mit Bad gestellt, ihn an den 
Mahlzeiten der Familie teilnehmen lassen, ein Fahr- 
rad geschenkt und ihn unfallversichert. Trotzdem 
meine ich, dass die jetzige in Deutschland gewährte 
grenzenlose Gastfreundschaft gegenüber Migran- 
ten sinnlos ist, unser Sozialsystem und unseren so- 
zialen Frieden zerstört (. . .).» 


Seit seinem Ruhestand hat Schultze-Rhonhof 
drei Bücher geschrieben: 1996 Wozu noch tap- 
fer sein?, eine kritische Bilanz seiner eigenen mi- 
litárischen Vergangenheit und aktueller Fehlent- 
wicklungen in der Bundeswehr. 2003 folgte sein 
zweites Buch 7939, Der Krieg, der viele Väter hatte, 
dessen populärwissenschaftliche Kurzfassung Sie 
hier in den Hánden halten. 2008 erschien Das 
tschechisch-deutsche Drama 1918—1939 über das 
Vorspiel zum Zweiten Weltkrieg in Prag und den 
Sudetengebieten. m 


Gerd Schultze-Rhonhof. 
Foto: Privat 


Viele Kriegsgründe 
sind aus unserem 
kollektiven 
Gedächtnis 
verschwunden, 
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Kampf um die Vorherrschaf 


Auf den Märkten und Meeren herrscht Konkurrenz zwischen 
Deutschen und Engländern - bis tief in den Orient hinein. 


Ölgemälde von Kaiser Wilhelm Il. 


als Groftadmiral (1913) des Malers 


Adolph Behrens (1865— 1914) Das 


Bild hángt heute im Säulengang der 


Marineschule Mürwik bei Flens- 
burg. Bild: CCO. Wikimedia Com- 
mons 


«Der einzige 
potente Gegner 
Englands heißt 
Deutschland.» 
Außenminister Crowe 


| Eine der Ursachen für den Zweiten Weltkrieg 
liegt in der deutsch-britischen Rivalität, die sich seit 
etwa der Jahrhundertwende von 1900 entwickelt 
hat. Mit der deutschen Einigung von 1871 entsteht 


ein Wirtschaftsraum von erheblicher Dynamik. Ob- 


wohl London 1887 mit dem Merchandise Marks Act 
den Versuch macht, deutsche EXporte mit dem an 
den Verbraucher gerichteten Warnhinweis «Made 
in Germany» einzudámmen, wáchst der deutsche 
Außenhandel von 1887 bis 1907 um 250 Prozent 
der englische im gleichen Zeitraum Jedoch nur um 
80 Prozent. Auch Frankreich wird in diesen Jahren 
wirtschaftlich von Deutschland abgehängt. Damit 
ist für England die sogenannte Balance of Power 


ne der Kräfte) auf dem Kontinent be- 
ront. 


Angesichts dieser Entwicklung argwöhnt man in 
England, Deutschland strebe danach, ganz Europa 
zu beherrschen. Deutschlands Wirtschaftsaufstieg 
und die daraus erwachsende Konkurrenz werden in 
England vor dem Ersten Weltkrieg als Bedrohung 
angesehen. 50 bemühen sich die englischen Re- 
Jierungen seit 1904, das Deutsche Reich auf dem 
Feld der Außenpolitik zu isolieren. 


Am 1. Januar 1907 verfasst ein Beamter Ges 
englischen Außenministeriums Sir Eyre Crowe, 
| E! und in 
Zukunft hieße der einzige potente Bags Epig nds 
Deutschland. Die Deutschen strebten mit Kon se- 
quenz und Energie nach der Vorherrschaft in Euro pa 
Sie werden zum Schluss Großbritannien zerbrechen 


eine Denkschrift, in der er schreibt « 


um sich an seinen Platz zu schieben.» 


Englands Feindbild 


Erkennbar 


tenden Preußenkönige, das tüchtige Militär und 
der Patriotismus der von Steins und Hardenbergs 
die Szene. Danach verkehrt sich das bis dahin so 
positive Preußenbild in ein Image von Preußen als 
Hort der Unfreiheit, der Übrigkeitshörigkeit, des 
Militarismus und der Gewalt. Dieses Preußen wird 
pars pro toto mit ganz Deutschland gleichgesetzt 
und stelit als solches in den Augen vieler britischer 
Historiker den Gegensatz zum positiv gesehenen li- 
beral-parlamentarischen England dar. Der «Teuto- 
ne», vor Jahrzehnten noch gemeinsamer Ahnherr 
der Deutschen und der Briten, wird im Ersten Welt- 
krieg sogar zum Schimpfwort für die Deutschen 
das Preußentum zur «Bedrohung der Zivilisation» | 
Der Unterstaatssekretär im Londoner Außen- 
Ministerium, Sir Charles Hardinge, schreibt in einer 
Denkschrift vom 30. Üktober 1906: «Man muss ganz 
allgemein zur Kenntnis nehmen, dass Deutschland 
Infolge seiner ehrgeizigen Pläne für eine Weltpolitik 
eine maritime Vorherrschaft und eine militärische 
Vorherrschaft in Europa der einzige Störfaktor ist » 


Das Flottenwettrüsten 


Ein verhängnisvoller Fehler, den Deutschland 
gegenüber Englands Machtanspruch begeht, ist 
es, den eigenen Aufschwung mit einer maritimen 
Komponente zu versehen. Kaiser Wilhelm II lässt 
ab 1898 eine Flotte bauen, die über die bisher be 
triebene Küstenverteidigung hinaus die Handels- 
und Überseeverbindungen bei internationalen Kri- 
sen oder Im Verteidigungsfall vor Unterbrechungen 
Schützen soll. Der Flottenbau soll Deutschland so- 
wohl befáhigen, im Rennen der modernen Staa. 
ten um Márkte und Einfluss in der Welt Schritt 


wird die deutsch-englische Ent- 
fremdung auch an dem Wandel des Bildes, das 
die Historiker in Großbrittanien von der Geschich- 
te ihres deutschen Nachbarn zeichnen. Politisch ım 
Besonderen wirksam ist das Bild, das sich die eng- 
schen Historiker von Preußen machen. Bis etwa 
1910 beherrschen die für Ihre Zeit sehr liberalen, 
effizienten und auf die Hechte ihrer Bürger ach- 


zu halten, als auch eine neue Position gegenüber 
England aufzubauen. Deutschland will damit ers- 
tens seine Fischfangflotte vor den bisher üblichen 
rüden Übergriffen der englischen Fischer schüt- 
zen. Es will zweitens seinen Im- und Export über 
See — und damit einen Großteil seiner Wirtschafts- 
adern — von Englands «Gnaden» lósen. Drittens will 
sich Deutschland militárisch gegen Englands Flotte 
sichern, dabei vor allem gegen deren Seeblockade- 
möglichkeiten. Und die deutsche Politik hofft vier- 
tens, mit einer angemessenen Flotte ein interessan- 
ter Bündnispartner für Großbritannien zu werden. 


In Marokko suchen Paris und 
London die Kraftprobe mit Berlin. 


Admiral von Tirpitz und die Marineleitung ent- 
wickeln die Vorstellung, dass eine deutsche Kriegs- 
marine in Stärke von etwa 60 Prozent der englischen 
der Königsweg zur Lösung der vier gesteckten Ziele 
ist: Mit einer solchen 60-Prozent-Flotte kann man 
nach Tirpitz’ Überzeugung Englands Sicherheit und 
seeherrschaft nicht wirklich gefährden. Außerdem, 
so kalkulieren Admiral von Tirpitz und der Kaiser, 
könnte Großbritannien im Falle eines Krieges mit 
seinen zwei Kolonialrivalen Frankreich und Russ- 
land, die nach England die nächststarken Marinen 
unterhalten, ein Interesse an einem Bündnis mit 
dem flottenstarken Deutschland haben. Doch diese 
Rechnung geht nicht auf. Der deutsche Flottenbau 
wird in Englands öffentlicher Meinung zu einem 
Kriegsgrund aufgebaut und Deutschland unterstellt, 
nach Weltherrschaft zu streben. 


Englands Vertragspolitik 


England und Frankreich schließen 1904 eine 
Entente cordiale [französisch für herzliches Einver- 
stándnis], mit der sie zunächst nur ihre kolonialen 
Interessen koordinieren. Doch bereits 1906 verein- 
baren die Kriegs- und Außenminister beider Staa- 
ten, die Militäraktionen der Länder in Zukunft auf- 
einander abzustimmen. 1911 sagt der englische 
Generalstabschef dem französischen Kollegen 
sechs Heeresdivisionen für den Fall eines Kriegs 
mit Deutschland zu. So legt sich England gegen 
Deutschland fest, ohne dass von letzterem auch 
nur die leiseste Kriegsdrohung ausgegangen wäre. 
Frankreich kann ab 1911 mit Englands Hilfe rech- 
nen und im Falle einer Spannung mit Deutschland 
dementsprechend pokern. 


Im August 1907 schließen England und Russ- 


land einen Vertrag, in dem sie ihre Einflusszonen 
in Afghanistan und Persien markieren. Bereits im 
November 1907 reist der Oberbefehlshaber des 
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englischen Heeres nach Sankt Petersburg, um dort 
mit russischen Generalen und Ministern über weit 
mehr als nur Afghanistan und Persien zu sprechen. 
Er legt den Russen nahe, ihre Truppen an der West- 
grenze zu Deutschland zu verstärken. So zieht Groß- 
britannien auch hier die Fáden gegen Deutschland, 
das außer Wirtschaftsexpansion zu der Zeit keine 
anderen — vor allem keine territorialen — Ziele hat. 


Marokkokrisen und Bagdadbahn 


Englands klare Position an Frankreichs Seite und 
gegenüber Deutschland zeigt sich 1904 bis 1906 
und 1911 in den zwei Marokkokrisen und ab 1900 
beim Bau einer deutschen Eisenbahn nach Bagdad 
im Irak. In Marokko versucht Frankreich, dieses bis 
dahin souveräne Land in sein Kolonialreich einzu- 
gliedern, was die deutschen Handelskonzessionen 
und Bergbaurechte dort gefährdet. Frankreich bricht 
mit diesem Vorgehen zwar den Vertrag von Mad- 
rid aus dem Jahr 1880, doch England steht trotz- 
dem auf Frankreichs Seite und antwortet auf die 
Entsendung eines kleinen deutschen Kriegsschiffs 
nach Agadir mit der Drohung, notfalls mit Frank- 
reich gegen Deutschland in den Krieg zu ziehen. Es 
geht England offensichtlich darum, Frankreich als 
Gegenkraft zu Deutschland zu stárken, und es geht 
um die ernst gemeinte Warnung, der deutschen 
Konkurrenz im Falle weiterer Rührigkeit mit Krieg 
ein Ende zu bereiten. 


Ein weiterer Reibungspunkt zwischen Berlin und 
London entsteht durch den Bau einer Eisenbahn in 
die Türkei, mit der sich Deutschland zunächst den 
Wirtschaftsraum Kleinasien erschließt. Als etwa 
1900 der Bahnbau in Richtung Bagdad fortgesetzt 
und zu der Zeit Erdöl beiderseits der Trasse im Raum 
Mossul entdeckt wird, gerät Deutschland unver- 
sehens in Konflikt mit Englands neuen Ambitionen 
auf die Erdölfelder in Persien, Irak und Kuwait. m 


Antideutsches Propaganda-Plakat 
der USA (1917). Foto: CCO, Wikime- 
dia Commons 


Der britische Kolonialist Cecil Rho- 
des in einer Karikatur des Maga- 
zins «Punch» (1892). Sein Schritt 
geht von Kairo bis zum Kap. Quelle: 
Edward Linley Sambourne (1844— 
1910), CCO, Wikimedia Commons 


Deutsche Schiffe im Kieler Hafen 
(1918). Foto:CCO, Wikimedia Com- 
mons 
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Das Rennen um die 
Kolonien ist um die 
Jahrthundertwende 
noch voll im bang. 


Das Kanonenboot «Panther» der 
Kaiserlichen Marine. Bekannt 
wurde es vor allem durch den 

| «Panthersprung nach Agadir» wáh- 
| rend der Marokko-Krise 1911. 
Foto: picture alliance / WZ-Bild- 
dienst 
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Koloniale Begehrlichkeiten und Elsass-Lothringen werden zum 
Zankapfel zwischen den Nachbarn. 


Die Spannungen zwischen Deutschen und Fran- 
zosen. die das Verhältnis beider Völker 1914 prägen, 
haben tiefe Wurzeln. Schon 1555 beginnen die Kon. 
ge von Frankreich, Ihr Staatsgebiet nach Osten zum 
Rhein hin auszudehnen. Sie nutzen innerdeutsche 
Streitigkeiten und den Druck der Türken auf das 
Reich, um sich zuerst die deutschen Festungsstádte 
Metz, Toul und Verdun, dann zehn elsássische Stád- 
te, dann Teile Lothringens und zum Schluss das 
ganze Elsass anzugliedern. Die deutsche Mutter- 
sprache der Elsässer Bevölkerung ist den Franzo- 
sen dabei kein Hinderungsgrund. Der französische 
Versuch, dann auch noch das damals deutsche Lu- 
xemburg zu annektieren, misslingt jedoch. 


Der Streit um Elsass-Lothringen 


1870 versucht Frankreich ein weiteres Mal, sich 
Luxemburg, die Pfalz und das Saarland anzugliedern 
und seine Grenze zum Rhein hin zu verschieben. Es 
verursacht, erklárt, beginnt und verliert den Krieg 
mit Deutschland und muss dafür mit der Abtretung 
Elsass-Lothringens bezahlen. Deutschland seiner- 
seits erntet den Hass der Franzosen, SO dass Frank- 
reich nun ein neuer Kriegsgrund gegen Deutsch- 
land bleibt. Der Wechsel Elsass-Lothringens ZWI- 
schen beiden Nachbarländern ist stets ohne das 


-— ZC? 


Votum der Betroffenen erfolgt. Volks 


abstimmungen 
und 1871 noch 
«optieren®- 
nd fünf 


zur Zugehörigkeit sind 1681, 1766 
nicht üblich. 1872 kann die Bevölkerung | 
10.3 Prozent bekennen sich zu Frankreich U 
Prozent wandern dorthin ab. 


Frankreich sucht sich rechtzeitig Verbündete. p 
Elsass und Lothringen be! Gelegenheit BT 
holen. 1894 schließt es den Zweibund mit Russiand. 
1912 gibt Präsident Poincaré der russiSC siete 
rung die Zusicherung, dass Frankreich Russland ! 
litárisch unterstützen WEI 
land angegriffen werde oder 
ginne. Frankreich schließt 19 
Entente cordiale mit Gro i 
1911 die Zusage Englands auf Heeresunterstutzung 


für den Fall eines Krieges mit dem 


selbst den Krieg be- 
04 die sogenannte 


zur Seite: Großbritannien und Russland. 


Die Rivalität in den Kolonii 


Neben dem Elsass-Streit Ist es die Konkurrenz 


um die letzten quasi offenen Kolonien, der die fran- 


zösisch-deutsche Nachbarschaft vergiftet. Dieser 


Wettlauf ist um die Jahrhundertwende 1900 welt- 
weit noch voll im Gange. Bel dieser Jagd nach Uber- 


seegebieten kommt Frankreich in Marokko in Konflikt 
mit Deutschland. 1880 waren im Vertrag von Madrid 
dem Sultan von Marokko die Souveränität in Tanger 
und Deutschland freie Handelsrechte im ganzen Land 


en Grenze | 869. a 
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Rbritannien und holt sich 


Deutschen Reich 
Damit stehen Frankreich zwei máchtige Verbündete 3 


zugesichert worden. Als Paris versucht, sich auch 
das Gebiet von Tanger anzueignen, will die deut- 
sche Reichsregierung den franzósischen Vertrags- 
bruch und den eigenen Nachteil so nicht hinnehmen. 
Kaiser Wilhelm Il. begibt sich persönlich mit seiner 
Yacht nach Tanger und protestiert dort in Absprache 
mit der Reichsregierung gegen das franzósische Be- 
mühen, ganz Marokko inklusive Tanger «friedlich zu 
durchdringen», wie das die Franzosen nennen. 


Im Elsass sprechen über 80 Pro- 
zent Deutsch - trotzdem will 
Frankreich die Provinz zurück. 


Das Ergebnis dieser Intervention in der Ers- 
ten Marokko-Krise von 1904 bis 1905 ist ein 
deutsch-französischer Vertrag, in dem sowohl das 
«besondere politische Interesse» Frankreichs an 
Marokko anerkannt als auch Deutschland eine Be- 
teiligung an der wirtschaftlichen Erschließung des 
Landes zugestanden werden. Doch der Kompromiss 
ist nicht einmal ein halber Sieg. Dafür ist der Preis zu 
hoch. Deutschland rutscht mit dem Marokko-Streit 
in eine internationale Isolation, die sich bis 1914 
nicht mehr löst. Es besteht zwar mit Recht auf dem 
noch gültigen Vertrag von Madrid, aber England und 
Italien stellen sich hinter Frankreich, weil sie sich 
im Gegenzug vorher freie Hand für eigene kolonia- 
le Pläne eingehandelt haben. So bleibt der Kom- 
promiss um Marokko eher ein Sieg für Frankreich. 
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1911, in der Zweiten Marokko-Krise, geht der 
nächste Punkt erneut an Frankreich. Die französi- 
sche Regierung besetzt Marokko unter dem Vor- 
wand, dort bei inneren Unruhen für Ordnung sor- 
gen zu müssen, mit eigenen Truppen. Paris erklärt 
das nordafrikanische Land zu seinem Protektorat, 
was nichts anderes bedeutet, als dass es nun auch 
zu Frankreichs Kolonien zählt. Was folgt, ist bereits 
in der Schilderung des deutsch-britischen Verhält- 
nisses zum Teil erwähnt. 


So addieren sich in Frankreich viele Gründe, mit 
Deutschland abzurechnen. Es ist der Wille, Elsass 
und Lothringen wiederzugewinnen. Es ist der Ärger 
über den kolonialen Mitbewerber Deutschland. Und 
es ist die Sorge, dass der deutsche Nachbar als 
Land- und neue Seemacht noch stärker werden 
könnte. In Deutschland ist man sich zwar des tie- 
fen Grolls bewusst, den die Franzosen aufgrund des 
Verlusts von Elsass und Lothringen hegen, aber ein 
Gefühl von Unrecht hat man in Deutschland deshalb 
nicht. Landabtretungen nach verlorenen Kriegen 
waren damals üblich. Und die eroberte Bevölkerung 
ist der Muttersprache nach ohnehin überwiegend 
deutsch. Vor dem Ersten Weltkrieg sprechen im El- 
sass und in Lothringen immerhin noch 1,3 Millio- 
nen Bürger Deutsch, Französisch dagegen nicht 
ganz 200.000. Aus deutscher Sicht werden die Ge- 
biete deshalb auch nicht als Anlass für den Krieg 
begriffen. Der liegt 1914 für jedermann erkennbar 
auf dem Balkan. Die furchtbare Rache, die die Fran- 
zosen nach 1918 an den Deutschen nehmen, stößt 
deshalb in Deutschland auf kein Verstándnis. Hitler 
wird später vom Unmaß dieser Rache profitieren. m 


Am 18.1.1871 wird im Spiegelsaal 
des Schlosses von Versailles das 
deutsche Kaiserreich proklamiert. 
Dieses Bild von Anton von Wer- 
ner aus dem Jahre 1885 rückt vor 
allem den preußischen Minister- 
präsidenten Otto von Bismarck in 
den Mittelpunkt. Bild: picture allı- 
ance / akg-images 
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Titelseite einer französischen 
Wochenzeitung vom 20.9.1914: 
Die Entente gegen das deutsche 
«Monster». Foto: Bibliothèque 
nationale de France. Gallica, CC 
BY-SA 4.0, Wikimedia Commons 
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Pulverfass Balkan 


. Sarajewo und die Kettenreaktion bis zum Kriegsbeginn 


Ein Attentäter setzt die Welt in Brand. Durch seine Bündnistreue zu 
Osterreich stolpert Deutschland in den Krieg. 


Ein /wei- 
fronten-Krieg 
ist für Deutsch- 
land existenz- 
bedrohend. 


Als 1914 ein bosnisch-serbischer Attentäter im 
bosnisch-österreichischen Sarajewo den Habsbur- 
ger Thronfolger Erzherzog Franz Ferdinand ermordet, 
spitzt sich die Lage zwischen Österreich und Ser- 
bien unversehens zu. Das Deutsche Reich stellt sich 
mit einer Erklärung von Kaiser Wilhelm Il. sofort in 
Bündnistreue hinter die Donaumonarchie. Die Re- 
gierung in Wien missbraucht dies als Blankoscheck, 
überzieht ihre Drohungen und stellt ein 48-Stun- 
den-Ultimatum an das souveráne Serbien, zu des- 
sen angeblichen Nutzen das Attentat begangen wor- 
den sei. Serbien holt sich Rückendeckung bei sei- 
ner Schutzmacht Russland. Die wiederum versichert 
sich der Bündnistreue Frankreichs. Und das kann ver- 
einbarungsgemäß auf die Hilfe Englands zählen. 


England macht seine Flotte mobil und gewinnt 
damit einen 14-Tage-Vorsprung vor der deutschen 
Mobilmachung. So stehen sich kurz nach dem 
Mord von Sarajewo Serbien, Russland, Frank- 
reich und England auf der einen Seite und Öster- 


ms 


reich-Ungarn mit Deutschland auf der anderen 
gegenüber. In dieser zugespitzten Lage gibt Russ- 
land Serbien ein Hilfsversprechen, worauf die Ser- 
ben den Österreichern eine teils abweisende und 
teils entgegenkommende Antwort auf ihr Ultima- 
tum schicken und gleichzeitig die Armee mobil ma- 
chen. Dem folgt noch am selben Abend eine óster- 
reichisch-ungarische Teil-Mobilmachung. 


England und Deutschland versuchen, zwischen 
den streitenden Parteien zu vermitteln. Kaiser Wil- 
helm Il. bemüht sich, die Höfe in Petersburg und 
Wien zum Einlenken zu bewegen. Doch die Wiener 
Regierung erklärt trotz aller deutschen und engli- 
schen Bemühungen am 28. Juli1914 Serbien den 
Krieg. 


Existenzielle Bedrohung 


Die deutsche Regierung sondiert daraufhin in 
Paris und London, ob sich beide Staaten aus der 
sich abzeichnenden Auseinandersetzung heraus- 
halten könnten. Beide befragten Regierungen kön- 
nen oder wollen dies jedoch nicht zusichern. Russ- 
land macht derweil mobil. Nun folgen zwei nicht 


Der Attentäter Gavrilo Princip wird in Sarajewo verhaftet. 
Foto: picture alliance / United Archives/WHA 


abgestimmte Initiativen von deutscher Seite. Gene- 
ral von Moltke, Chef des deutschen Generalstabs, 
sieht die militärische Gefahr, die aus dieser Krise für 
das Deutsche Reich erwachsen kann. Er drángt die 
österreichische Armee, die Mobilmachung der Trup- 
pen zu beschleunigen. Am selben Tag rát Reichs- 
kanzler Theobald von Bethmann Hollweg dem óster- 
reichischen Außenminister dringend, vom Krieg mit 
Serbien abzulassen. 


Auch an diesem Tag versucht Kaiser Wilhelm Il. 
ein weiteres Mal, Zar Nikolaj Il. von Russland vom 
Kriege abzubringen. Er bittet ihn eindringlich, die 
Teilmobilmachung vom Vortag zurückzunehmen. 
Der Zar lenkt zunáchst ein, fügt sich aber dann 
doch der Kriegspartei im eigenen Lande. Nun ruft 
Russland die Generalmobilmachung aus, das heißt, 
auch gegenüber Deutschland. Der Kaiser fordert 
die russische Regierung mit einem Ultimatum auf, 
die Mobilmachungsbefehle binnen zwólf Stunden 
zurückzuziehen, anderenfalls sei der Kriegszustand 
zwischen Deutschland und Russland unvermeidlich. 
Die russische Regierung geht darauf nicht ein. Sie 
hat den Angriff ihrer Truppen gegen Deutschland 
offensichtlich bereits angeordnet. 
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Mit dieser so plótzlich eingetretenen Ent- 
wicklung steht Deutschland unversehens vor der 
Gefahr, zwischen zwei Fronten zu geraten. Die 
zwei großen Nachbarn im Osten und im Westen 
sind seit 1894 vertraglich gegen das Deutsche 
Reich verbündet. Ein Krieg nach zwei Seiten hin ist 
für Deutschland eine existenzielle Bedrohung, da 
Deutschland zu der Zeit noch immer nicht mobil- 
gemacht hat. 


Fatale Kettenreaktion 


Am 1. August 1914, um 19 Uhr, nach Ablauf des 
deutschen Ultimatums an die Russen, überreicht 
der deutsche Botschafter in Sankt Petersburg die 
deutsche Kriegserklärung, und fast gleichzeitig 
überschreiten die ersten russischen Kavallerie- 
verbände die deutsche Grenze in Ostpreußen. Der 
dazu erforderliche Befehl — und die Kriegseröffnung 
gegen das noch immer abwartende Deutschland — 
ist in Sankt Petersburg ohne jeden Zweifel schon 
vor der deutschen Kriegserklärung erlassen wor- 
den. Unmittelbar darauf ordnet die französische 
Regierung die Mobilmachung ihrer Streitkräfte an. 
Deutschland hängt nun schon vier Tage hinter der 
Teilmobilmachung und drei Tage hinter der General- 
mobilmachung in Russland her und 14 Tage hin- 
ter der Mobilmachung der englischen Flotte. Die 
Tage, in denen Kaiser und Reichsregierung versucht 
haben, zwischen Habsburg und Russland zu ver- 
mitteln, fehlen nun für die eigenen Vorbereitungen 
auf einen Krieg. Nach Eingang der schlechten Nach- 
richt aus Paris versucht Berlin, das aufzuholen. 


Edward Grey, britischer Außen- 
minister 1905-1916. Foto: Bassano, 
CCo, Wikimedia Commons 


Der Einmarsch 
in Belgien ist 
militärisch ver- 
lackend und 
politisch türicht. 


Die Leichname von Erzherzog Franz 
Ferdinand und seiner Gattin Sophie, 
aufgebahrt in der Wiener Hofburg. 
Wegen der unstandesgemäßen Ehe 
kam ein Staatsbegräbnis nicht in 
Frage. Foto: CCO, Wikimedia Com- 
mons 
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Schwarze Hand 


Die Attentäter von Sarajewo, 
Gavrilo Princip und Nedeljko 
Cabrinovic, gehörten dem Ge- 
heimbund Schwarze Hand an. 
Eigentlich hieß die Organisation 
Ujedinjenje ili Smrt (Einheit 
oder Tod), ihr Ziel war ein Groß- 
serbien unter Einschluss aller 
Südslawen (Serben, Bosnier, 
Kroaten und Siowenen). Als 
Franz Ferdinands offenes Coupe 
am Morgen des St.-Veits-Tages, 
dem mythischen Nationalfeier- 
tag der Serben, über die Ufer- 
promenade am Fluss Miljacka 
rollt, wirft Cabrinovic eine 
Handgranate, die jedoch vom 
Wagen abprallt und auf der 
Straße explodiert. Erst nach 
dem folgenden Empfang im Rat- 
haus feuert Princip aus seinem 
Revolver die tödlichen Schüsse 
auf den Thronfolger und seine 
Gemahlin Sophie in der Innen- 
stadt ab. Der Mörder wird fest- 
genommen und, da noch min- 
derjährig, zu 20 Jahren Haft ver- 
urteilt. Er stirbt 1918 an Kno- 
chentuberkulose. 


Gavrilo Princip. Foto: CCU, Wikime- 
dia Commons 
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Da auch Frankreich ab dem 1. August mobil- 
macht, Vorbereitungen zum Krieg trifft sowie offen- 
sichtlich darauf wartet, dass die deutschen Truppen 
in Richtung Russland abmarschieren, und es sich 
weigert, seine Neutralität zu erklären, muss man in 
Deutschland damit rechnen, dass die Franzosen los- 
schlagen, sobald Russland sich regt. So ist der stra- 
tegisch schlimmste Fall für Deutschland eingetreten. 


Am 02. August 1914 fragt die deutsche Re- 
gierung die belgische ultimativ um die Erlaubnis, 
Truppen durch belgisches Gebiet nach Nordfrank- 
reich marschieren lassen zu dürfen. Berlin garan- 
tiert dabei die Unversehrtheit des belgischen Ge- 
biets und sagt zu, dem Staat Belgien alle Durch- 
marschkosten zu bezahlen und etwaige Schäden 
zu ersetzen. Die belgische Regierung lehnt das ab. 


Inzwischen sind die Würfel in London längst 
gefallen. An diesem 2. August teilt der englische 
Außenminister der französischen Regierung mit, 
dass die britische Flotte der französischen zu Hilfe 
käme, falls die deutsche mit feindlichen Hand- 
lungen gegen die französische beginnen würde. 
Außerdem hatte England den Franzosen bereits 
1911 sechs Heeresdivisionen für den Fall des Krie- 
ges geheim zugesagt. So Ist Großbritannien am 2. 
August schon kriegsbereit und festgelegt. 


Die Nutzung belgischen Gebiets für einen eige- 
nen Aufmarsch in einem befürchteten Krieg mit 
Frankreich oder sogar mit Frankreich und Eng- 
land ist auf deutscher Seite seit Langem in alle 
Verteidigungsvorbereitungen einbezogen worden. 
Der Große Generalstab geht von der Annahme aus, 
dass sich auch Engländer und Franzosen in einem 
Krieg nicht scheuen werden, gegen Deutschland 
durch Belgien, Luxemburg und Holland aufzu- 
marschieren. (England hatte 1906 versucht, Belgien 


aus seiner Neutralität zu lösen und in seine Kriegs- | 
vorbereitungen gegen Deutschland einzubeziehen.) 3 
So ist die komplizierte Aufmarschplanung der deut- 1 
schen Heerestruppen für den Kriegsfall unter Ein- 
beziehung des belgischen Eisenbahnnetzes Vor 
genommen worden. Dies deshalb, weil man sich 
in Deutschland die größten Erfolgschancen gegen 
das französische Heer durch eine Nordumfassung 
entlang der Kanalküste ausgerechnet hat. Und der 
Weg nach Nordfrankreich führt durch Belgien. Die- 
ser Aufmarschplan des Großen Generalstabs Ist 
zwar außenpolitisch tóricht, und ihn gegen den 
Willen der belgischen Regierung durchzusetzen, 


ein Völkerrechtsverstoß. Doch militärisch verspricht 


der Plan Erfolg zum Schutz des eigenen Landes, vor 
allem, wenn Deutschland zur gleichen Zeit nach 
zwei Seiten hin um seine Existenz kämpfen muss. 


Verletzte Neutralitat 


Am 3.August.1914 erklärt Berlin Paris den Krieg. 


Als deutsche Truppen noch am selben Tag begin-$ 
nen, durch Belgien gegen Frankreich vorzugehen, 


stellt London Berlin ein Ultimatum und verlangt, die 
Truppen unverzüglich aus Belgien zurückzuziehen. 
Deutschland kann auf den Durchmarsch durch 
das neutrale Land jetzt nicht mehr verzichten und 
setzt den Aufmarsch fort. Dem folgt am Tag dar- 
auf, am 4. August 1914, Englands Kriegserklárung 
an Deutschland. 


s 


«Das Unrecht ... werden wir 
wiederautzumachen suchen...» 
Reichskanzler 


Der deutsche Reichskanzler von Bethmann 
Hollweg drückt die Skrupel der deutschen Reichs- 
regierung, Belgiens Neutralität zu verletzen, vor 
dem Reichstag mit den Worten aus: «50 waren 
wir gezwungen, uns über den berechtigten Pro- 
test der luxemburgischen und der belgischen Re- 
gierung hinwegzusetzen. Das Unrecht — ich spre- 
che offen — das Unrecht, das wir damit tun, wer- 
den wir wiedergutzumachen suchen, sobald unser 
militärisches Ziel erreicht ist. Wer so bedroht ist 
wie wir und um sein Hóchstes kámpft, der darf nur 
daran denken, wie er sich durchhaut.» 


Diese unmittelbare Vorgeschichte des Ersten 
Weltkriegs ist in Deutschland nach dem Ende des 
Krieges nicht vergessen. Das erklärt die parteiüber- 
greifende Empörung der deutschen Bevölkerung über 
die Unmäßigkeit der Versailler Bedingungen und die 
erlogene Fiktion der Sieger der Alleinschuld Deutsch- 
lands und seiner Verbündeten am Ersten Weltkrieg. m 
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Deutschland in Ketten 


Der Versailler Vertrag und seine Folgen 


Bei den Verhandlungen in dem Pariser Vorort wird kein Friede geschaffen — sondern 


die Grundlage für einen neuen Krieg gelegt. 


Das deutsche Drama nach dem Ersten Welt- 
krieg beginnt damit, dass US-Prásident Wilson der 
deutschen Seite noch während des Krieges einen 
Friedensschluss anbietet, den die Sieger spáter 
ignorieren. Wilsons Friedensangebot— die so- 
genannten 14 Punkte — enden mit den Sätzen: «Wir 
sind nicht eifersüchtig auf die deutsche Größe, und 
es ist nichts in diesem Angebot, das sie verringert. 
(...) Wirwünschen nicht, Deutschland zu verletzen 
oder in irgendeiner Weise seinen berechtigten Ein- 
fluss oder seine Macht zu hemmen. (...) Wir wün- 
schen nur, dass Deutschland einen Platz der Gleich- 
berechtigung unter den Völkern einnimmt, statt 
eines Platzes der Vorherrschaft.» 


Dem US-Angebot folgen außerdem fünf Noten- 
wechsel zwischen Deutschland und den USA, ın 
denen beide Seiten die 14 Punkte als verbindlich 
anerkennen. Sie hatten damit den Charakter eines 
Vorvertrags. Die einzige Abtrennung deutsch be- 
siedelten Gebietes, die schon dort vereinbart wird, 
ist die Abtretung Elsass-Lothringens an Frankreich. 
Mit der Zusicherung «Wir wünschen nur, dass 
Deutschland einen Platz der Gleichberechtigung 


unter den Völkern einnimmt» legt Deutschland 
seine Waffen nieder und beginnt, seine Iruppen 
aufzulösen. 


Die Konferenz 


Es kommt zum Waffenstillstand und der Konfe- 
renz von Versailles, die in fataler Weise Geschich- 
te schreiben wird. Die Versammlung leitet der fran- 
zösische Ministerpräsident Georges Clemence- 
au, der die 14 Wilson-Punkte nicht anerkennt und 
die deutsche und die österreichische Konferenz- 
delegation von den Verhandlungen ausschließt. So 
verhandeln Briten, Franzosen, Amerikaner, Belgıer, 
Polen und weitere 22 Siegerstaaten geschlossen 
unter sich. Sie beschließen die Abtrennung deut- 
scher Gebiete und die Geld- und Sachreparationen, 
die Deutschland an sie abtreten, zahlen oder leisten 
soll. Sie legen die nach Versailles benannte Nach- 
kriegsordnung für Europa zu alleinigen Lasten der 
Besiegten fest. 


Am 7. Mai 1919 werden die von den 27 Sieger- 
staaten festgelegten Bedingungen erstmals der 
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Berühmter Salonwagen auf einem 
kolorierten Foto: Unterzeichnung 
des Waffenstillstandsabkommens 
im Wald von Compiègne am 11. 
November 1918. Hinter dem 
Schreibtisch steht der französısche 
Marschall Ferdinand Foch, davor 
der deutsche Staatssekretär Mat- 
thias Erzberger. Foto: CCO, Wikime- 
dia Commons 


Wilsons Friedens- 
angebot versprach 
Deutschland 
pleichberechtigung. : 
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Der Alliierte Oberste Rat bereitete 
die Pariser Friedenskonferenz 1919 
vor. Sitzend, von links nach rechts: 
Lord George Curzon, der engli- 
sche Premierminister David Lloyd 
George, der französische Außen- 
minister Aristide Briand und der 
französische Ki ER Louis 
Barthou (Foto von 1921). Foto: pic- 
ture alliance 


Sieben Millionen 
Deutsche wurden 
zwangsweise aus 
dem Reich aus- 
gegliedert. 


deutschen Delegation eröffnet. Clemenceau über- 
reicht sie mit den Worten: «Die Stunde der Ab- 
rechnung ist da.» Die Bitte der deutschen Delega- 
tion, den «Vertrag», den sie nun unterschreiben soll, 
vorher verhandeln zu können, wird abgelehnt. Um 
dem Ausmaß ihrer Forderungen den Anschein von 
Berechtigung zu geben, versteigen sich die Sieger 
darauf, Deutschland und seinen Kriegsverbündeten 
die Alleinschuld am Ersten Weltkrieg zuzuschreiben. 
Der Vertrag verlangt von Deutschland eine große 
Zahl an Land- und Bevólkerungsabtretungen: das 
zu 88 Prozent deutschsprachige Elsass-Lothringen 
an Frankreich, die Provinzen Posen, fast das ganze, 
zu 70 Prozent deutschsprachige Westpreußen und 
das oberschlesische Industriegebiet an Polen, das 
Memelgebiet an den Vólkerbund, das Hultschiner 
Ländchen an die Tschechoslowakei, Nordschleswig 
an Dänemark, das Gebiet um die Städte Eupen und 
Malmedy an Belgien sowie Danzig und Umland als 
Freistaat unter die Hoheit des Völkerbundes. Der 
Vertrag stellt außerdem das Saargebiet für 15 Jahre 
unter Frankreichs Herrschaft. 


Mehr als die Landverluste schmerzen die er- 
zwungenen Bevölkerungsabtretungen. Die Aus- 
gliederung von sieben Millionen Menschen aus dem 
Deutschen Reich und die Grenzen neuer Staaten 
trennen Millionen von Familien auf unbestimmte 
Dauer. Mit dem Vertrag verliert Deutschland seine 
Kolonien, zumeist an England. Die Streitkräfte wer- 
den auf 100.000 Mann im Heer und 15.000 in der 
Marine reduziert. Das Deutsche Reich muss den 
größten Teil der Handelsflotte und seiner Gold- 
reserven an die Sieger übergeben, dazu einen Groß- 


teil seiner jährlichen Eisenerz- und Kohleförderung, 


Unmengen von Nutzvieh sowie Landwirtschafts- 


maschinen, 150.000 Eisenbahnwaggons und viele 

tausend Lokomotiven und Lastkraftwagen. Das ge- 
samte private Auslandsvermögen und unzählige 

Industriepatente werden konfisziert. Die Geld- 

zahlungen sind exorbitant und über 70 Jahre zu be- 
gleichen. Deutschland wird diese, wie sich später 
zeigen wird, nie in voller Höhe zahlen können. 


Die Folgen 


Die unmittelbarsten Folgen sind die Ausweisung 
und Flucht von mehr als einer Million Deutscher aus 
ihrer Heimat in das deutsche Kernland, das zu der 
Zeit weder Arbeitsplätze noch Wohnraum noch so- 
ziale Hilfe für die Vertriebenen in ausreichendem 
Maße bieten kann. Dazu kommen über 20 Jahre 
lang für viele Millionen Deutsche, die sich ent- 
schlossen haben, in ihrer angestammten Heimat zu 
verbleiben, eine Mischung aus unfreundlicher Dul- 
dung, Diskriminierung, Entrechtung und Verfolgung 
in den Staaten, denen sie nun ungefragt und un- 
gebeten angehóren müssen. Die kurze Zeit bis 
1939 lässt kein Vergessen der erlebten Schicksals- 
schláge zu. Als ab 1934 die wirtschaftliche Lage 
Deutschlands wieder deutlich besser wird und die 
Vertriebenen in ihrer Mehrzahl wieder Arbeit, Lohn 
und Wohnraum finden, und als zwischen 1935 und 
1938 erst des Saargebiet, dann die Sudetenlande 
und das Memelgebiet und damit über drei Millio- 
nen Deutsche «heim ins Reich» kehren, wollen vor 
allem diese gerade von der Fremdherrschaft er- 
lósten Menschen sicher nicht schon 1939 wieder 
in einen neuen Konflikt geraten. Für sie — wie für 
die Mehrheit aller Deutschen — ist der neue Kriegs- 
anlass von 1939 — Danzig, die Verkehrswege ins 
abgetrennte Ostpreußen und die Garantie der 


Menschenrechte für die in Polen lebenden Volks- 
deutschen — nur die konsequente Fortsetzung einer 
Außenpolitik, die ihnen gerade die Befreiung von 
Fremdherrschaft beschert hat. 


Deutschland sollte Reparationen 
in Höhe von 331 Milliarden Gold- 
mark bezahlen. 


Der Erste Weltkrieg ist für fast alle kämpfen- 
den Parteien auch ein finanzieller Opfergang ge- 
wesen. Die Deutschen hatten ihre Kriegsausgaben 
mit Steuern und Staatsanleihen selbst finanziert. 
Briten und Franzosen hatten sich die nótigen Gel- 
der größtenteils bei Banken in Amerika geliehen. 
So versuchen die Regierungen Englands und Frank- 
reichs, ihre Kriegsschulden und Kriegslasten nach 
1919 aus dem besiegten Deutschland einzutreiben. 


Reparationen in Geld, Gold und Devisen 


Als erstes muss Deutschland 1919 zur Sicherung 
der noch nicht festgelegten Reparationen bei aus- 
lándischen Banken eine Schuldverschreibung über 
100 Milliarden Goldmark unterschreiben und dafür 
ab der Unterzeichnung 5 Prozent Zinsen — das sind 
fünf Milliarden Goldmark jährlich — zahlen. Um die 
Größenordnung zu verstehen, sei erwähnt, dass 
Frankreich 1871 nach einem Krieg, den es selbst 
verursacht, erklärt und dann verloren hatte, mit 
einer Gesamtreparation von ca. fünf Milliarden 
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Goldfranken (etwa vier Milliarden Goldmark) davon- 
gekommen war. Die alliierten Sieger verlangen 
1919 hingegen einen Beitrag in fast der gleichen 
Hóhe, aber jáhrlich, und das ohne Tilgungsanteil. 


Keynes' Warnung 
«Denn wenn wir bewusst auf 
die Verarmung Mitteleuropas 
hinarbeiten, dann wird — das 
wage ich vorherzusagen — die 
Rache nicht auf sich warten las- 
sen. Nichts kann dann mehr lan- 
ge den letzten Bürgerkrieg zwi- 
schen den Máchten der Re- 
aktion und den verzweifelten 
Zuckungen der Revolution auf- 
halten, jenen Bürgerkrieg, an- 
gesichts dessen die Schrecken 
des Krieges mit Deutschland 
ein Nichts scheinen werden, je- 
nen Krieg, der, ganz gleich wer 
siegt, die Zivilisation und den 
Fortschritt unserer Generation 
vernichten wird.» (Der britsche 
Ükonom John Maynard Keynes 
in seinem Buch Über die wirt- 
schaftlichen Folgen des Frie- 
densvertrages, 1919) 


Im Januar 1921 legen die Siegermáchte dann 
die Gesamthóhe der Reparationen Deutschlands 
für die náchsten 42 Jahre fest: ungefáhr 331 Mil- 
liarden Goldmark. Auch hier zwei Zahlen zum Ver- 
gleich: Die Kosten Deutschlands für den gesamten 
Ersten Weltkrieg hatten nur halb so viel betragen 
(163 Milliarden). Und das besiegte Russland hatte 
1918 im Frieden von Brest-Litowsk überhaupt keine 
Reparationen an die Sieger Deutschland und Öster- 
reich-Ungarn zahlen müssen (die im Netz übliche 
anderslautende Angabe dazu ist falsch). Man er- 
kennt im Ausland schon damals, wie völlig maß- 
los die eigenen Forderungen in Versailles sind. 
Dazu drei Siegerstimmen: Der damalige italieni- 
sche Ministerprásident Francesco Nitti: «Noch nie- 
mals ist ein ernstlicher und dauerhafter Friede auf 
die Ausplünderung, die Quálerei und den Ruin eines 
besiegten Volkes gegründet worden.» Der amerika- 
nische Staatssekretär für Auswärtige Angelegen- 
heiten, Robert Lansing, noch während der Versailler 
Sitzungen: «Die Friedensbedingungen erscheinen 
unsagbar hart und demütigend, während viele von 
ihnen mir unerfüllbar erscheinen.» Und Churchill 
in seinen Erinnerungen: «Die wirtschaftlichen Be- 
stimmungen des Vertrages waren so bösartig und tö- 
richt, dass sie offensichtlich jede Wirkung verloren. 
Deutschland wurde dazu verurteilt, unsinnig hohe 
Reparationen zu leisten.» Doch weder die recht- 
zeitigen noch die späteren Einsichten führen dazu, 
dem besiegten Deutschland eine Brücke zu bauen. 
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Bild links: Passiver Widerstand 
gegen die Besetzung des Ruhr- 
gebietes durch die Franzosen. Fla- 
kat von 1923. Foto: Haus der Deut- 
schen Geschichte, CCO, Wikimedia 
Commons 
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Die junge deutsche Republik hat außer den Re- 
parationen auch noch eigene Kriegsanleihen ab- 


Deutsches Plakat gegen den Ver- 
sailler Vertrag aus dem Jahr 1920. 
Foto: picture alliance / akg-images 


Die Siegermächte 
besetzten einen Teil 
des Ruhrgebiets. 


Bild unten links: Reiterstaffel der 
französischen Besatzungstruppen in 
Essen 1923. Foto: Bain News Ser- 
vice, publisher, CCO, Wikimedia 
Commons 


Bild unten rechts: Woodrow Wil- 
son, Präsident der USA von 1913 
bis 1921. Foto: Pach Brothers, New 
York, CCO, Wikimedia Commons 


zutragen, Unterstützung für die Kriegsopfer aufzu- 
bringen, Entschädigungen für die in Elsass-Lothrin- 
gen verlorenen Sachwerte zu leisten und obendrein 
den Siegern die Besatzungskosten zu bezahlen. So 
kommt es, dass das Deutsche Reich schon die zwei- 
te Monatsrate nicht mehr voll begleichen kann. 
Die Sieger besetzen daraufhin zum ersten Mal als 
Straf- und Repressionsmaßnahme einen Teil des 
Ruhrgebiets — die Stádte Duisburg, Düsseldorf und 
Ruhrort. 


Im Mai 1921 legen die Siegermächte dann einen 
«endgültigen Reparationsplan» fest, der allerdings 
nicht lange gültig bleibt. Die neue Schuld betrágt 
noch 132 Milliarden Goldmark plus einer 26 Pro- 
zent-Abgabe auf alle deutschen Exporte, was jähr- 
lich noch einmal bei zwei bis drei Milliarden liegt. 
Auch 1922 kann die Weimarer Republik die Schul- 
den nicht bezahlen. Als gegen Ende 1922 noch 
1,6 Prozent der Jahresrate fehlen, marschieren bel- 
gische und französische Truppen ein zweites Mal ins 
Ruhrgebiet ein und besetzen Oberhausen und Essen. 
Die Reichsregierung unter Kanzler Wilhelm Cuno 
ruft daraufhin zum «passiven Widerstand» gegen 
die Besatzungstruppen auf, was zur Erschießung 
von 14 deutschen Arbeitern und der Vertreibung 
von 80.000 Männern aus dem Ruhrgebiet führt, die 
damit Heim, Arbeitsplatz und Lohn verlieren. Frank- 
reich unterbindet außerdem die Lieferung von Kohle 
von der Ruhr ins nicht besetzte Deutschland. Da die 
Weimarer Republik schon die Kohlereviere Saar an 
die Franzosen und Oberschlesien an die Polen hatte 
übergeben müssen, bricht mit dem Kohle-Embargo 
an der Ruhr die Energieversorgung im ganzen Deut- 


der Zusammenbruch der Währung. Es kommt zur In- 
flation, bis vier Milliarden Reichsmark nur noch den 
Wert von einem Dollar haben. Es kommt zu hoher 
Arbeitslosigkeit und zur Verelendung eines großen 
Teiles der Bevölkerung in Deutschland. 


1924 folgt der nächste Zahlungsplan der Siegel 
der Dawes-Plan, der wieder keine Obergrenze für die 
deutschen Zahlungspflichten nennt, aber geringere 
Jahresraten ansetzt. Deutschland — nach wie VOT 
nicht zahlungsfáhig — leiht sich das verlangte Geld 
bei US-Banken und zahlt seine Reparationen nun fünf 
Jahre lang mit immer neuen Schulden. 1930 wird 
der Dawes-Plan vom Young-Plan abgelöst, der die 
endgültige Höhe der Reparationen festlegt und die 
Zahlungsdauer 1988 enden lässt. Auch die Young-Ra- 
ten muss sich die Weimarer Republik bei Banken 
in den USA besorgen. Die Reste der Dawes- und 
Young-Anleihen zahlt die Bundesrepublik Deutsch- 
land bis zum Jahr 2010 bei Banken in den USA ab. 


1930 beginnt die Weltwirtschaftskrise in Nord- 
amerika. Die US-Banken - nun selbst in Schwierig- 
keiten — verlangen von den deutschen Schuldner- 
banken, alle kurzfristigen Kredite der letzten Jahre 
sofort zurückzuzahlen, worauf im Sommer 1931 fast 
alle deutschen Banken Konkurs anmelden müssen. 
Es folgt die Zeit der Depression in Deutschland, die 
Zeit der sechs Millionen Arbeitslosen und der Ver- 
such der Reichsregierung Brüning, die Weimarer 
Republik am Parlament vorbei mit Notverordnungen 
wirtschaftlich zu retten. Dies ist der Tod der Repu- 
blik von Weimar und der Beginn des Aufstiegs der 
NSDAP in Deutschland. m 
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acht am Rhein 


Die Besetzung der entmilitarisierten Zone 193b 
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Hitlers überraschender Schachzug erzürnt die Franzosen. Noch 


aber bleibt es ruhig. 


Einmarsch der Wehrmacht in 
Heidelberg am 8.3.1936. In der 
Mitte ein Kesselpauker an der 
Spitze einer berittenen Kapelle. 
Foto: picture alliance / ZB 
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Deutsches Propagandaplakat, das 
sich speziell gegen die schwarz- 
afrikanischen Kolonialsoldaten der 
französischen Besatzungstruppen 
wendete. Foto: Imperial War 
Museums 


In den 1920er Jahren hat Deutschland durch den 
Versailler Vertrag nicht nur gewaltige Einbußen an 
Menschen, Land und Industriepotenzialen erfahren. 
Der Vertrag hatte Deutschland auch auferlegt, das 
Rheinland mit der Pfalz links des Rheins und eine 
50 Kilometer tiefe Zone rechts des Rheins von der 
Schweiz bis zu den Niederlanden von eigenen Irup- 
pen freizuhalten. 


1921 und 1923 nutzen Frankreich und Belgien 
diese ungeschützte Grenze, um Deutschland für 
nicht geleistete Reparationen zu bestrafen und 
erst Düsseldorf und Duisburg, dann das ganze 
Ruhrgebiet mit fünf Heeresdivisionen zu besetzen. 
Dennoch bestätigt die deutsche Reichsregierung 
1925 im Pakt von Locarno noch einmal die Ent- 
militarisierung der deutschen Grenzregion in Rich- 
tung Frankreich. Gleichzeitig garantieren Frankreich, 
Deutschland und Belgien sich gegenseitig den Ver- 
lauf ihrer gemeinsamen Grenzen, und sie verein- 
baren, in Zukunft «in keinem Falle zu einem An- 
griff oder zu einem Einfall oder zum Kriege gegen- 
einander zu schreiten». 


Der französisch-sowjetische Vertrag 


Das Ende des Locarno-Pakts beginnt mit einem 
franzósisch-russischen Vertrag. 1935 ersetzen 
Frankreich und die Sowjetunion den auslaufenden 
Nichtangriffspakt von 1932 durch einen neuen Bel- 
standspakt. In einem Zusatzprotokoll sagen sich Pa- 
ris und Moskau ihre Waffenhilfe auch für den Fall 
zu, dass eines ihrer Länder von einem Drittland an- 
gegriffen wird, auch — und das Ist das Besondere — 
wenn der Völkerbund eine solche Waffenhilfe nicht 
empfiehlt. Damit behalten sich beide Länder vor, bel 
einem Streit mit dritten Staaten in eigener Macht- 
vollkommenheit zu entscheiden, wer der Aggressor 
ist. Da die Sowjetunion nicht von den kleinen Bal- 
tenstaaten und auch nicht von den militárisch weit 
unterlegenen Polen oder Rumánen bedroht ist, er- 
gibt der Pakt nur in einem Krieg mit Deutschland 
Sinn. Frankreich hatte sich jedoch im Vertrag von 
Locarno verpflichtet, keine militárischen Operatio- 
nen gegen Deutschland mehr zu führen, es sei denn 
zur eigenen Verteidigung. Das franzósische Verspre- 
chen, der Sowjetunion im Falle eines deutsch-russi- 
schen Krieges mit Waffenhilfe beizustehen, ist also 
ein Bruch des Locarno-Paktes. Und in Locarno — und 
das ist hier von Bedeutung - ist von deutscher Sel- 
te die Entmilitarisierung des Rheinlands zugesagt 
worden, die Hitler nun im Gegenzug kündigt. 


Frankreich setzt 1835 auf 
einen neuen Militärvertrag mit 
Russland. 


Dem franzósisch-sowjetischen Vertragsschluss 
am 2. Mai 1935 geht eine Monate dauernde diplo- 
matische Auseinandersetzung zwischen Paris und 
Berlin voraus, an der auch die Garantiemáchte des 
Locarno-Paktes ihren Anteil haben. Im April 1935 
warnt der britische Außenminister John Simon 
die französische Regierung, «dass England be- 
unruhigt sein würde, wenn Frankreich einen Ver- 
trag unterschriebe, der es eventuell in einen Krieg 
mit Deutschland hineinziehen kónnte und das unter 
Bedingungen, die mit dem 32 des Locarno-Paktes 
unvereinbar sind». 


Am 25. Mai 1935 übersendet die deutsche Re- 
gierung der französischen ein Memorandum, indem 
sie geltend macht, dass der neue sowjetisch-fran- 
zösische Vertrag den Artikel 16 der Völkerbund- 


satzung wie auch den Locarno-Pakt verletze. Am 
27. Februar 1936 wird der sowjetisch-franzósische 
Beistandspakt ungeachtet dessen von der franzó- 
sischen Nationalversammlung ratifiziert. 


Der Einmarsch von Franzosen und 
Belaiern ist in Deutschland nicht 
Vergessen. 
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Für Hitler ist der Vertrag zwischen Paris und Mos- 
kau ein Rückschlag in dem Bemühen, Deutschland 
nach außen abzusichern. Sein Erfolg von 1934, der 
Nichtangriffspakt mit Polen, hatte Frankreichs Ring 
um Deutschland aufgebrochen. Nun stopft Paris die 
Lücke mit einem neuen Waffenbruder. Damit wird 
für die deutsche Seite zwelerlei erkennbar: erstens, 
dass man in Paris durchaus noch einen weiteren 
Krieg ins Auge fasst, und zweitens, dass die Allı- 
anz der potentiellen Gegner Deutschlands an Frank- 
reichs Seite um eine weitere Million Soldaten zu- 
nimmt. Für Deutschland ist dies in Erinnerung an das 
französisch-russische Zusammenspiel von 1914 ein 
b8ses Omen. Die Drohung Frankreichs wáhrend der 
oberschlesischen Kàmpfe von 1921, in Deutschland 
einzumarschieren, und die ja tatsáchlich erfolgten 
Einmársche der Belgier und Franzosen vom 8. Márz 
1921 und vom 11. Januar 1923 sind in Deutschland 
schließlich nicht vergessen. 


Die franzósische Verletzung des Locarno-Ver- 
trages durch den Abschluss des Beistands- 
abkommens mit der Sowjetunion ist für Hitler An- 
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lass, sich nun auch nicht mehr an diesen Pakt zu 
halten und das eine mit dem anderen zu begründen. 
Er fasst den politischen Entschluss, das von deut- 
schen Truppen nicht geschützte Rheinland wieder 
zu besetzen. 


Ein Überraschungscoup 


Am 7. März 1936 lässt Hitler 19 Wehrmachts- 
bataillone in die entmilitarisierte Zone ein- 
marschieren. Um der politischen Provokation nicht 
noch eine militärische Drohgebärde hinzuzufügen, 
überschreiten zunächst nur drei der 19 Bataillone 
den Rhein nach Westen und rücken in Saarbrücken, 
Trier und Aachen ein. Hitler verletzt mit diesem 
Handeln die Verträge von Locarno und Versailles, 
doch er schafft damit auch die Voraussetzung für 
die Verteidigungsfähigkeit des Deutschen Reiches 
nach Westen. Er begleitet diesen Schritt mit einem 
neuen Angebot an Frankreich und regt an, in Zu- 
kunft eine entmilitarisierte Zone auf beiden Seiten 
der deutsch-franzósischen Grenze einzurichten, die 
Streitkräfte beiderseits auf gemeinsame Hóchst- 
zahlen zu begrenzen und einen Nichtangriffspakt 
von 25 Jahren Dauer abzuschließen. Frankreich 
lehnt ab und lässt stattdessen Truppen von Süd- 
frankreich in Richtung Deutschland vorverlegen. 


In der Literatur erscheint dieser Vorgang meist als 
Remilitarisierung des Rheinlands. Dieser Terminus 
unterschlägt, dass es hier letzten Endes um die Ver- 
teidigungsfáhigkeit Deutschlands gegen noch immer 
mógliche Angriffe aus Frankreich ging. Immerhin 
waren 1921 und 1923 französische und belgische 
Truppen durch diese offene Westgrenze ins Ruhr- 
gebiet und nach Frankfurt am Main marschiert. m 


? Der Weg in den Abarund 


Querfront 

Gegen die Besetzung des Ruhr- 
gebietes 1923 leistete der 
vormalige Leutnant der Kai- 
serlichen Armee und Frei- 
korps-Kämpfer Albert Leo Schla- 
geter Widerstand, wurde dafür 
von einem französischen Militär- 
gericht in Düsseldorf zum Tode 
verurteilt und am 26. Mai 1923 
auf der Golzheimer Heide hinge- 
richtet. Die NS-Propaganda sti- 
lisierte ihn zum «ersten Solda- 
ten des Dritten Reiches», doch 
auch die Kommunisten würdig- 
ten ihn als Märtyrer. In einer 
Rede auf der Tagung der Enwei- 
terten Exekutive der Kommunis- 
tischen Internationale in Mos- 
kau am 21. Juni 1923 sagte Ko- 
mintern-Deutschland-Chef Karl 
Radek über ihn: «Schlageter, der 
mutige Soldat der Konterrevolu- 
tion, verdient es, von uns Solda- 
ten der Revolution männlich-ehr- 
lich gewürdigt zu werden.» 


Bild links: Auch Frankfurt am Main 
wurde 1923 durch die Franzosen 
besetzt. Foto: picture-alliance / dpa 


Bild rechts: Französische 
Besatzungssoldaten 1929 am Deut- 
schen Eck in Koblenz. Foto: Bundes- 
archiv, Bild 102-08810, CC-BY-SA 
3.0, Wikimedia Commons 
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Der Weg in den Abarund 


«Heim ins Reich» 


- Der Österreich-Anschluss 1838 


Hitler hat seine Macht gefestigt und verwirklicht einen langer- 
sehnten Traum. International wird dies anerkannt. 


1919 wird in 
beiden Staaten die 
Wiedervereiniguna 
in der Verfassung 
proklamiert. 


Wehrmachtssoldaten über- 
schreiten am 13. März 1938 die 
deutsch-österreichische Grenze bei 
Kufstein in Tirol. Foto: picture allı- 
ance/KEYSTONE 
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Die Wiedervereinigung Deutschlands und Öster- 
reichs 1938, genannt «der Anschluss», hat eine sehr 
lange Vorgeschichte. Die staatliche Gemeinsamkeit 
der deutschen Länder einschließlich derer, die spä- 
ter den Staat Österreich bilden, beginnt im Jahr 911 
mit der Wahl Konrad I. zum König des Ostfranken- 
reiches, für das sich bald der Name «Reich der Deut- 
schen» durchsetzt. Im Jahr 1273 geht die Krone die- 
ses Reiches erstmals an einen Fürsten aus dem 
Hause Habsburg, ehe sie dann ab 1438 in ununter- 
brochener Herrscherfolge bis 1806 dort verbleibt. 
So sind die Landesteile des Hauses Habsburg fast 
ein Jahrtausend lang ein integraler Teil des Deut- 
schen Reiches, und die Fürsten Habsburgs wáhrend 
der letzten 368 Jahre zugleich die Könige und Kal- 
ser Deutschlands. Auch nach Auflósung des ersten 
Deutschen Reiches, als 1815 der Deutsche Bund 
gegründet wird, steht diesem bis 1866 wieder das 
Oberhaupt des Hauses Habsburg vor. 


Einheit als Verfassungsgebot 

Es folgt ein halbes Jahrhundert der Öster- 
reichisch-deutschen Trennung. Als 1918 das ge 
schlagene Österreich und das geschlagene Deutsc n- 
land ihre Republiken gründen, beschließen die ers- 
ten Parlamente in Berlin und Wien mit ihren neuer! 
Verfassungen ein Wiedervereinigungsgebot. In der 
österreichischen heißt es: «Deutsch-Österreich Ist 
eine demokratische Republik. (...) Deutsch- -Öster- 
reich ist ein Bestandteil der deutschen Republik.» In 
der Weimarer Verfassung steht ein ähnlicher Satz. 


Am 6. September 1919 verkündet der Öster- 
reichische Staatskanzler, der Sozialdemokrat Karl 
Renner, noch einmal in der Wiener Nationalver- 
sammlung: «Deutsch-Österreich wird niemals da- 
rauf verzichten, die Wiedervereinigung mit dem 
Deutschen Reich als das Ziel seiner friedlichen 
Politik zu betrachten.» 


Beide Wiedervereinigungsgebote, sowohl das 
österreichische als auch das deutsche, müssen 


bald darauf auf Druck der Siegermáchte aus den 
jeweiligen Verfassungen entfernt werden. Doch der 
Wunsch nach einer Vereinigung Österreichs und 
Deutschlands ist damit nichtaufgegeben (beseitigt) . 


Die Zeit der deutsch-österreichischen Irennung 
von 1866 bis 1918 hat Ähnlichkeit mit der deut- 
schen Teilung nach dem Zweiten Weltkrieg. Die 
54 Jahre der deutsch-deutschen Trennung seit 
1866 haben das Empfinden, zum selben Volke zu 
gehören, in Deutschland und in Österreich genauso 
wenig getilgt, wie die 45 Jahre deutscher Teilung 
bei den Deutschen in West- und Mitteldeutschland 
nach 1945. 


Die Dollfuß-Diktatur 


Die 1920er Jahre sind für Österreich arm und 
bitter. Das wirtschaftliche Netzwerk der Habsburgs 
ist zerschlagen. Die Zahl der Arbeitslosen klettert 
auf 557.000. Die Auslandsschulden Österreichs 
sind bald nicht mehr abzutragen. Die Hoffnung 
auf spätere Vereinigung mit Deutschland bleibt In 
Österreich ungebrochen, und alle politischen Par- 
teien — außer Monarchisten und Marxisten — sind 
sich darin einig und äußern dies auch immer wieder. 
So erinnert der bereits erwähnte Führer der Sozial- 
demokraten, Dr. Karl Renner, 1928 in einer óffent- 
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lichen Rede: «Heute, zehn Jahre nach dem 10. No- 


vember 1918, und immerdar halten wir in Treue an 


diesem Beschluss fest und bekräftigen ihn durch 
unsere Unterschrift. (...) Der Friede von Saint-Ger- 
main hat das Selbstbestimmungsrecht der Deut- 
schen in Österreich vernichtet. (...) Lasst Öster- 
reichs Bürger frei abstimmen, und sie werden mit 
99 von 100 Stimmen die Wiedervereinigung mit 
Deutschland beschließen.» 


Die 1930er Jahre sind in Österreich politisch 
ähnlich turbulent wie im Deutschen Reich. Eine 
Parlamentskrise im März 1933 endet damit, dass 
der österreichische Bundeskanzler Dollfuß den 
Nationalrat auflöst und fortan gestützt auf eine 
sogenannte Vaterländische Front als Diktator al- 
lein regiert. Er verbietet erst die Kommunistische, 
dann die Nationalsozialistische Partei in Öster- 
reich, dann die Sozialdemokraten und Gewerk- 
schaften. Politische Gegner werden in als Anhalte- 
lager etikettierten Einrichtungen inhaftiert, die den 
Konzentrationslagern entsprechen, die im selben 
Jahr in Deutschland eingerichtet werden. Dollfuß, 
der als Diktator schon im eigenen Lande keine Lust 
hat, seine Macht und Herrschaft mit neuen Wahlen 
zu riskieren, will beides erst recht nicht bei einem 
Anschluss Österreichs an das Deutsche Reich ver- 
lieren. So endet Österreichs Anschluss-Politik mit 
Dollfuß und dem Ende der Demokratie. Die Ära 
des Bundeskanzlers Dollfuß endet im Juli 1934 mit 
seiner Ermordung durch ósterreichische National- 
sozialisten. Dem Diktator folgt Bundeskanzler Kurt 
Schuschnigg, der den Regierungsstil seines Vor- 
gängers mit aufgelóstem Parlament, Parteien- 
verboten und KZs fortsetzt. Auch er versucht, eine 
Vereinigung Österreichs mit Deutschland zu ver- 
hindern. 


Hitlers Erpressung 


Im Sommer 1936 kommt es unter dem sanf- 
ten Druck Italiens zu einem Wiederannäherungs- 
versuch der beiden deutschsprachigen Staaten. Im 
Juli wird ein deutsch-österreichisches Abkommen 
über die Normalisierung und die freundschaftlichen 
Beziehungen zwischen beiden Staaten geschlossen. 
Deutschland erkennt darin die «volle Souveräni- 
tät des Bundesstaates Österreich» an, und Öster- 
reich bekennt sich ausdrücklich dazu, ein «deut- 
scher Staat» zu sein. Zusätzlich sichert Schusch- 
nigg schriftlich zu, «Vertreter der bisherigen 
sogenannten Nationalen Opposition in Österreich» 
mit in die politische Verantwortung einzubeziehen. 
Trotz des geschlossenen Abkommens lässt der 
Druck der Diktatur im Donaustaat nicht nach. Zu- 
dem lässt ein Wirtschaftsaufschwung wie der In 
Deutschland auf sich warten. Besonders viele Men- 
schen aus der Arbeitnehmerschaft verbinden daher 
mit einem Anschluss wirtschaftliche Hoffnungen. 
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Propagandaplakat der austro- 
faschistischen Vaterländischen 
Front. Foto: DÖW Plakatsammlung, 
P277 


Engelbert Dollfuß. Foto: F. Knozer/ 
TIME, CCO, Wikimedia Commons 


Unter Dollfuß 
werden 
Kommunisten, 
Nazis, Sozial- 
demokraten und 
Gewerkschaften 
verboten. 
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| Hitler wird von Parteigranden und 
T der Bevölkerung in seiner Heimat- 
|| stadt Braunau am Inn in Oberöster- 
| reich begrüßt. Foto: picture alli- 
ance / arkivi 


büring zwingt 
Schuschnigg zum 
Rücktritt. 


Kurt von Schuschnigg. Foto: CCO, 
Wikimedia Commons 
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So wird der Anschluss Österreichs an das Deutsche 

Reich für die Bürger Österreichs wieder zur attrak- 
tiven Perspektive. Hinzu kommt, dass sich die Dik- 
tatur in Österreich zu dieser Zeit kaum von der in 

Deutschland unterscheidet, so dass letztere kein 

Grund ist, einen Anschluss abzulehnen. Im gleichen 

Zeitraum schließen sich die Saarländer mit 90,8 Pro- 
zent Pro-Deutschland-Stimmen an das Deutsche 

Reich an. Schuschnigg, der den Drang weiter Be- 
völkerungskreise zu einem Anschluss kennt, bittet 
um einen Staatsbesuch bei Hitler, der am 12. Febru- 
ar 1938 zustandekommt. Hitlers Wunsch ist sicher- 
lich gewesen, dass ein frei gewáhlter National- 
rat und eine österreichische Regierung kraft des 
selbstbestimmungsrechts der Völker von sich aus 
den Anschluss Österreichs an das Deutsche Reich 

verkünden, wie es die Verfassungsváter Österreichs 

schon 1918 verbindlich beschlossen hatten. Doch 

Hitler ist inzwischen klar, dass es mit der Dikta- 
tur des christsozialen Schuschnigg ohne Parlament 

und ohne Wahlen keinen legalen Weg für einen An- 
schluss gibt. 


Das Gesprách der beiden Diktatoren ist ein 
einziger Streit. Hitler hält Schuschnigg vieles vor: 
das Vorgehen der Polizei in Österreich gegen die 
Nationalsozialistische Partei, Grenzbefestigungen 
gegen Deutschland und anderes mehr. Er legt 
Schuschnigg eine «Liste mit deutschen Vorschlägen 


für eine endgültige Regelung der österreichischen 


Frage» vor. Dafür sichert die deutsche Reichs- 
regierung zu, dass sich reichsdeutsche Parteidienst- 


stellen nicht in innerósterreichische Verhältnisse 


einmischen. Die Vorschläge enden mit einem Ul- 


timatum, nach dem sich Schuschnigg schließlich 


widerstrebend bereiterklärt, die vereinbarten Ma f$ - 


nahmen bis zum 18. Februar 1938 durchzuführen. 


Schuschniggs getürkte Volksabstimmur 


Nun tritt Schuschnigg die Flucht nach vorne an. 
Er setzt am 9. März ganz überraschend eine Volks- 


abstimmung zur Anschlussfrage für den folgenden 
Sonntag an, nur vier Tage später. Die kurzgesteckte 


Frist und manches andere zeigen, dass der Bundes - 


kanzler hier in Panik handelt. Er unterlässt es, wie 
in der Verfassung vorgeschrieben, das Kabinett zu 
seinem Vorhaben eines Plebiszits zu befragen. Da 
es seit 1929 auf Bundesebene und seit 1932 auf 
Landesebene keine Wahlen mehr gegeben hat 
gibt es in Österreich keine aktuellen Wählerlisten 
mehr. Zudem hat Schuschnigg angeordnet, dass die 

Stimmauszählungen allein vom Hegierungslager 
vorzunehmen sind. Des Weiteren begrenzt er das 

Wahlalter nach unten auf 25 Jahre, da er befürchtet, 
dass besonders junge Wáhler zu einem Anschluss 
tendieren. Außerdem wird angeordnet, dass die 


Angehörigen des öffentlichen Dienstes am Tag vor 


der Wahl in ihren Abteilungen geschlossen unter 
Aufsicht zur Wahl zu gehen und die ausgefüllten 
Wahlzettel ihren Vorgesetzten offen zu übergeben 
haben. Und als letztes verfügt Schuschnigg, dass 
in den Wahllokalen nur Stimmzettel mit dem Auf 
druck «JA» ausgegeben werden, was für ein Ja zur 
Unabhängigkeit steht. 


Ansonsten verhandelt der Kanzler in aller Eile 
mit den Führern der bisher verbotenen Parteien und 
der aufgelósten Gewerkschaften, um sie für Wahl- 
aufrufe gegen einen Anschluss zu gewinnen. Als 
Preis verlangen die so plótzlich angesprochenen 
Vorsitzenden, dass ihre Organisationen unverzüg- 
lich wiederzugelassen werden, und fordern, dass 
ihre zu lausenden in den Konzentrationslagern in- 
haftierten Parteimitglieder wieder freigelassen 
werden. 


Kurt Schuschniggs getürkte Volksabstimmung 
bleibt nicht ohne Widerspruch. Innenminister Ar- 
thur seyß-Inquart und Minister Edmund Glai- 
se-Horstenau teilen ihrem Kanzler unverzüglich mit, 
dass die Wahl in dieser Form verfassungswidrig 
ist, und verlangen eine Verschiebung der Volks- 
abstimmung, damit sie vorbereitet werden kann. 
Schuschnigg lehnt diese Forderung ab. Seyß-In- 
quart und Glaise-Horstenau versuchen in den fol- 
genden vier Tagen noch dreimal, den Regierungs- 
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chef umzustimmen. Die letzte Forderung enthält 
fünf verfassungsgemäße Bedingungen und das UL 
timatum, diese «noch heute, bis spätestens 13 Uhr» 
anzunehmen. Als Schuschnigg dies erneut ablehnt, 
wendet sich Seyß-Inquart telefonisch direkt vom 
Kanzleramt in Wien an seinen Amtskollegen Mi- 
nister Göring in Berlin und fragt um Rat. 


Anschluss oder Wiedervereiniaung? 


. In Deutschland hat man die Turbulenzen in 
Osterreich seit dem 9. März verfolgt. Hitler wird 
unverzüglich über die Überrumpelungswahlen 
ochuschniggs informiert. Es ist nicht schwer, die 
Absicht hinter den Wahlauflagen zu durchschauen. 
Die Stimmauszählung nur durch eigene Leute riecht 
nach Fálschungsabsicht, und die jungen Wáhler 
auszuschließen, ist der offensichtliche Versuch, 
Anschlussbefürworter von den Urnen fernzuhalten. 
Hitler sieht die Chance schwinden, dass sich Öster- 
reichs Bürger zu einem späteren Zeitpunkt in freien 
und legalen Wahlen für den Anschluss an das Deut- 
sche Reich entscheiden können, wenn zuvor nach 
einer manipulierten Volksbefragung das Gegenteil 
beschlossen worden ist. Er ist verärgert, hat aber 
zunächst noch kein Konzept, wie er reagieren soll. 
Die politischen Strippen zieht auf deutscher Seite 
nun vor allem Göring, der einen Teil seines Lebens 
in Österreich gewohnt hat. 


London und Paris erkennen den 
Anschluss Osterreichs an. 


Am 11. März, um etwa 14:30 Uhr, erfolgt der 
schon erwähnte Anruf von Seyß-Inquart aus Wien 
bei Göring in Berlin. Der österreichische Innen- 
minister teilt ihm mit, dass Schuschnigg noch 
immer nicht gewillt ist, die Volksabstimmung zu 
verschieben. Göring informiert Hitler, und beide 
erkennen, dass es keine Chance mehr für eine 
faire Volksabstimmung in der Anschlussfrage 
gibt. Sie beschließen, nun direkt in das öster- 
reichische Geschehen einzugreifen und Schusch- 
nigg durch Seyß-Inquart zu ersetzen. Göring über- 
mittelt dem österreichischen Bundeskanzler Hit- 
lers Einverständnis, gekoppelt an die Forderung, 
die Volksabstimmung zu verschieben und Arthur 
Seyß-Inquart mit der Bildung einer neuen Regierung 
zu beauftragen. Schuschnigg versucht nun, sich in 
einer Blitzaktion der Rückendeckung Mussolinis zu 
versichern. Doch der lehnt eine Unterstützung ab. 
Österreichs Kanzler gibt anschließend «auf Raten» 
nach. Er lässt Hitler übermitteln, dass er mit der Ver- 
schiebung der Volksabstimmung einverstanden ist. 
Doch Göring gibt sich mit einer Wahlverschiebung 
allein nun nicht mehr zufrieden. Er schickt ein weite- 


broßdeutsch und rot 


Nicht nur die Deutschnationa- 
len, auch die Sozialdemokraten 
(damals SDAP) waren in der 
Ersten Republik vehemente Ver- 
fechter einer Vereinigung Öster- 
reichs und Deutschlands. Am 
22. Oktober 1918 appellierte ihr 
Vorsitzender Victor Adler an die 
Nachbarvölker, mit dem «Volks- 
staat» Deutsch-Österreich ei- 
nen Bund zu bilden. Andernfalls 
werde man sich dem Deutschen 
Reich anschließen. Einige Wo- 
chen später, am 12. November 
1918, wurde dann von der Pro- 
visorischen Nationalversamm- 
lung mit SDAP-Mehrheit die Re- 
publik Deutsch-Österreich aus- 
gerufen. Bis 1933 blieb der «An- 
schluss an die deutsche 
Republik mit friedlichen Mit- 
tein» programmatisches Ziel der 
SDAP und noch nach dem März 
1938 hoffte Otto Bauer auf eine 
«gesamtdeutsche Revolution». 


Otto Bauer. Foto: CCO, Wikimedia 
Commons 


Titelblatt eines Sonderheftes 

der «Berliner Illustrierten» zum 
Anschluss (1938). Foto: Deutsches 
Historisches Museum, Berlin 


Tod durch Strang 


Österreichs «Anschluss-Kanz- 
ler» Arthur Seyß-Inquart (*1892) 
machte im NS-Staat rasch Kar- 
riere: 1939 wurde er Stellvertre- 
ter von Generalgouverneur 
Hans Frank im besetzten Polen, 
im selben Jahr wurde er von 
Hitler zum Reichsminister ohne 
Geschäftsbereich ernannt und 
blieb dies bis 1945. Als Reichs- 
kommissar für die Niederlande 
war er ab 1940 unter anderem 
auch für Juden-Deportationen 
verantwortlich. Im Nürnberger 
Prozess wurde Seyß-Inquart als 
Hauptkriegsverbecher zum Tod 
durch den Strang verurteilt und 
am 16. Oktober 1946 hingerich- 
tet. 


Arthur Seyß-Inguart. Foto: CCO, 
Wikimedia Commons 


Im Februar 1934 kam es in Öster- 
reich zu Aufstánden gegen das 
austrofaschistische Dollfuß-Re- 
gime. Das Bild zeigt die Errichtung 
von Absperrungen durch Soldaten 
des Bundesheeres in Wien. Foto: 
picture alliance / ZB 
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res Ultimatum und verlangt die sofortige Ernennung 

Seyß-Inquarts zum Bundeskanzler, andernfalls er- 
folge ein deutscher Einmarsch in Österreich. Nach- 
dem Seyß-Inquart Kanzler Schuschnigg auch diese 

Botschaft übermittelt hat, gibt dieser auf und ver- 
kündet über das Radio seinen Rücktritt. 


Der Einmarsch 


In den Morgenstunden des neuen Tages — es 
ist inzwischen Samstag, der 12. März 1938 — mar- 
schieren deutsche Truppen in Richtung Salzburg, 
Linz und Innsbruck. Blumenschmuck und Fahnen 
auf den Militárfahrzeugen sollen zeigen, dass 
dies eine Wiedervereinigung nach langen Jah- 
ren deutscher Trennung und kein Eroberungsfeld- 
zug ist. Dies wird auch so verstanden. Die öster- 
reichische Bevölkerung beiderseits der Straßen 
reagiert erst freundlich, dann mit steigender Be- 
geisterung. Es gibt Umarmungen, Winken, Hände- 
schütteln, Freudentränen, Fahnenschwenken. 


Bundeskanzler Seyß-Inquart, frisch vom öster- 
reichischen Bundesprásidenten Wilhelm Miklas 
vereidigt, und einige der neu ernannten Minister 
sind zur Begrüßung Hitlers nach Linz gekommen. 
Seyß-Inquart, der kein Freund des Einmarsches ist, 
schlägt Hitler vor, auch österreichische Truppen nach 
Deutschland zu entsenden, um aller Welt zu zeigen, 
dass sich hier eine freiwillige Vereinigung vollzieht 
und keine einseitige Eroberung. Hitler ordnet dies 
auf der Stelle an. Schon tags darauf marschieren 
österreichische Truppen nach München, Dresden, 
Stuttgart und Berlin. Sonntagmorgen, am 13. März 
1938 um 1 Uhr früh, rollt die erste Wehrmachtsein- 
heit in Österreichs Hauptstadt Wien ein. Die Stra- 


ßen sind trotz Nacht und Kälte voll von Menschen. 
Vor der Oper ist ein österreichisches MusikkorpS = 
getreten und empfängt die ersten deutschen Trup- 
pen mit einer improvisierten Militärparade. Der EIN" 
marsch vollzieht sich so, als wäre der politische An 

schluss Österreichs schon vorausgegangen- 


Gegen Abend erklärt Österreichs Bunde 
präsident seinen Rücktritt. Damit gehen nach E 
tender Verfassung, insbesondere laut Artikel 77, | | d 
Befugnisse des Präsidenten auf den Bundeska pe $ E 
über. So ist Seyß-Inquart für kurze Zeit Regierung a E a— wem 9 ; P ou  — 
chef und Staatsoberhaupt in einem. Schon at E 1. EF 9» < A d E SC a 
mittag des Tages hatten Seyß-Inquart als noti 
Bundeskanzler, Glaise-Horstenau als Vizekanzler 
und Justizminister Hueber ein neues BundeS7 


verfassungsgesetz erarbeitet und untersCn d 
in dem es in Artikel 1 heißt; «Österreich ist ein Lar 
des Deutschen Reiches.» Artikel 2 verkündet, da S5 


am 10. April 1938 eine freie und geheime Volks 


abstimmung über die Wiedervereinigung mit dem 
Deutschen Reich stattfinden wird. 


EE eg 
Der deutsche Einmarsch vollzieht 
Sich so, als wäre der politische 
Anschluss Österreichs schon 
Vorausgegangen. 


Noch vor der Legitimation durch eine Wahl 
nimmt auch das Ausland Stellung. Die Regieru n- 
gen in London und Paris erkennen beide schon am 
2. April den Anschluss an, und Mussolinivergleicht 
ihn mit der Einigung Italiens im Jahre 1856. Damit 
ist auch Artikel 88 des Vertrags von Saint-Germain 
gefallen. 


Diefürden 10. April angesetzte Volksabstimm u m CJ 
wird zur Bestätigung der österreichischen Ver- 
fassungsväter von 1919. Von 4.284.795 Wählern 
stimmen 4.273.884 für die Wiedervereinigun g 
Osterreichs und Deutschlands und 9.852 dagegen. 
Das sind 99,73 Prozent für den Anschluss. Die De ut- 
schen in Österreich und im so genannten Altreich — 
so zeigt die Wahl — sind an jenem 10. April 1938 
durch das verbunden, was die Nation ausmacht: die 
gleiche Sprache und Kultur, die gemeinsame Ge- 
schichte, das Bewusstsein der Zusammengehörig- 
keit und der Wille, zusammenzugehóren. 


Trotz eigener Anerkennung der deutsch-öster- 
reichischen Vereinigung von 1938 verurteilen Eng- 
land und Frankreich den Anschluss Österreichs 
1946 im Urteil des Nürnberger Prozesses als Kriegs- 
verbrechen Deutschlands. m 
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Das Münchner Abkommen 


Der Anschluss des Sudetenlands 1938 


Mit der Heimholung der volksdeutschen Siedlungsgebiete in der Tschechoslowakai 
setzt Hitler seine Vereinigungspolitik fort. Die Westmächte geben klein bei. 


Ab 1204 rufen bóhmische Kónige deutsche 
Bauern, Handwerker und Kaufleute zur Aufsiedlung 
und Entwicklungshilfe in ihr Land, wodurch die Rand- 
gebiete Bóhmens und Máhrens deutsch besiedelt 
werden und es über 700 Jahre bleiben. Die Deut- 
schen sind dort, wie die Tschechen, Angehörige des 
Habsburger-Reiches. So ist es nur natürlich, dass sie 
sich nach der Zerschlagung der Donau-Monarchie 
zunächst Österreich zugehörig fühlen. Am 29. Okto- 
ber 1918, nach dem Untergang Österreich-Ungarns, 
rufen die Abgeordneten der deutschsprachigen 
Wahlkreise Böhmens, Mährens und Öster- 
reichisch-Schlesiens die «Provinz Deutschböhmen» 
aus und teilen der Wiener Nationalversammlung und 
US-Präsident Wilson mit, dass die Provinz ein Teil 
Deutsch-Österreichs sein soll. Trotz des klaren Vo- 
tums landen die Sudetendeutschen 1919 durch den 
opruch der Siegermáchte im sogenannten Staat der 
Tschechen und Slowaken. 


Sprengsatz Minderheitenpolitik 


Die Tschechoslowakei ist ein erst 1919 ent- 
standener Kunststaat. Der Doppelname verschleiert, 
dass die zwei größten Völker zum einen die Tsche- 
chen mit 6,7 Millionen Bürgern und andererseits die 
Deutschen mit 3,1 Millionen Bürgern sind. 


Das Leben der Sudetendeutschen in «ihrem» 
neuen Staate erweist sich bald als unerfreulich. 
otaatsapparat, Polizei und Militár sind überwiegend 
tschechisch und spiegeln den Proporz der Vólker in 
keiner Weise wider. Wirtschaft, Schulen und Ver- 
waltung in den bis dahin rein und überwiegend 
deutsch bewohnten Stádten und Gemeinden werden 
gegen den Willen der ansässigen Bevölkerung und 
auch gegen die Garantien der Verfassung mit Nach- 
druck tschechisiert. 354 deutsche Volksschulen und 
47 Mittelschulen müssen schließen. Etwa 40.000 
deutsche Staatsbeamte werden aus dem Dienst ent- 
lassen. Die deutschen Stádte werden umgetauft und 
erhalten tschechische Namen. Alle deutschen Land- 
erwerbungen seit 1620 werden enteignet und an den 
tschechischen Bevólkerungsanteil «zurückerstattet». 
Die Bestimmungen der Vertráge von Saint-Germain 
und [rianon, die Ischechoslowakeı zu einem Bundes- 
staat mit gleichen Rechten für alle Vólker zu ent- 
wickeln, werden niemals umgesetzt. 


Die sudetendeutsche Frage 


In den 1920er und 1930er Jahren nımmt der Ver- 
druss der Sudetendeutschen an Vorherrschaft und 
Selbstbedienung der Tschechen in ihrem neuen 
Staate stetig zu. 1933 gelingt es Konrad Hen- 


Hitler unterschreibt das Münch- 
ner Abkommen. Im Hintergrund Ita- 
liens Diktator Benito Mussolini im 
Gespräch mit Reichsminister Her- 
mann Göring. Foto: picture-alliance 
/ akg-images 


balt das Selbst- 
Destirmungs- 
recht der Völker 
nicht auch für 
die Sudeten- 
deutschen? 
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Deutsche Flüchtinge aus der 
Ischechoslowakei bei ihrer Ankunft 
im sächsischen Bärenstein im Erz- 
gebirge, aufgenommen im Septem- 
ber 1938. Foto: picture alliance / ZB 
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Die britische Zeitung «Daily 
Express» berichtete am 30.9.1938 
auf ihrer Titelseite über das Münch- 
ner Abkommen. Foto: Daily Express 
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lein, die deutschsprachigen Bürger der Tschecho- 
slowakei in einer Bewegung, die er Sudeten- 
deutsche Heimatfront nennt, zu sammeln. Henlein 
erkennt die Tschechoslowakei als den Staat der 
Sudetendeutschen an, doch er versucht, die Kul- 
tur, das Heimatrecht, die wirtschaftliche Stellung 
und die Arbeitsplätze der deutschen Bevölkerung 
in ihrem neuen Staat zu erhalten und, wo nötig, 
durchzusetzen. Aus der Sudetendeutschen Heimat- 
front bildet sich alsbald die Sudetendeutsche Par- 
tei (SdP), die schon bei den Mai-Wahlen 1935 
stimmenstärkste Partei im Lande wird. Sudeten- 
deutsche und Slowaken drängen nun auf die in 
saint-Germain versprochene innere Autonomie 
der Nationen im Vielvölkerstaat Tschechoslowakei. 


Das Sudetenland wurde 1919 von 
den Tschechen mit Waffengewalt 
Dkkupiert. 


Konrad Henlein, der im Herbst 1937 noch im- 
mer um die Zukunft der Deutschen innerhalb der 
Tschechoslowakei kämpft, schickt Staatspräsident 
Edvard Benesch ein förmliches Ultimatum mit der 
Aufforderung, die innere Autonomie der Sudeten- 
lande zu erklären. Der Präsident würdigt Henleins 
Ultimatum nicht einmal einer Antwort. Da Henlein 
kein Gehör findet, richtet er am 19. November 1937 
erstmals ein Ersuchen an Hitler, die deutsche Be- 
völkerung in der Tschechoslowakei zu unterstützen. 
Das ist der erste Hilferuf nach außen. der letzte 

schritt vor der offiziellen Bitte, die Sudetengebiete 
dem Deutschen Reich anzugliedern. 


Uie Wehrmacht und der Fall Grün 


Schon am 5. November 1937 weiht Hitler die 
Spitzen der Wehrmacht erstmals in seine Absicht 
ein, die Tschechei eines Tages zu erobern und, vvie 
vor 1918, in das Deutsche Reich einzugliedern. Am 
21. April 1938 gibt Hitler dem Oberkommando der 
Wehrmacht den Auftrag, die Möglichkeit eines 
Angriffs auf das Nachbarland als sogenannte Stu- 
die Grün zu untersuchen. Grün ist fortan der Tarn- 
name der Wehrmacht für die Tschechoslowakei. 
Hitler lässt intern die Eroberung vorbereiten, ver- 
langt nach außen und öffentlich jedoch nicht mehr. 
als dass die Staatsführung in Prag «die Sudeten- 
deutschen anständig behandelt». 


Im Februar 1938 bieten Regierungschef Milan 

Hodscha und Staatspräsident Benesch den 
Sudetendeutschen Zugeständnisse bei der Pfle- 
ge und Anerkennung der deutschen Sprache un C 
Kultur an, doch sie verbinden dieses Angebot mit 
einer scharfen Zurückweisung ihrer Forderung nac H 
Autonomie der nicht tschechischen Nationen inn er- 
halb des Staates. Die Anerkennung ihrer Sprache 
und Kultur ist jedoch nur das, was den Sudeten- 
deutschen nach der staatsverfassung ohne- 
hin schon zugestanden hätte. Die deutsche Be- 
völkerung ist nun mit kulturellen Zugeständnissen 
allein nicht mehr zu gewinnen. Arbeitslosigkeit und 
materielle Not der vom tschechischen Staat in Ihren 
eigenen Gebieten wirtschaftlich benachteiligten 
Deutschen verschärfen den Konflikt. 


Am 20. Februar 1938 äußert sich Hitler zum ers- 
ten Mal óffentlich zum Los der Sudetendeutschen. 
Er fordert in einer Reichstagsrede das von Ameri- 
ka proklamierte Selbstbestimmungsrecht der Völ- 


ker auch für die Deutschen in Österreich und in der 
Tschechoslowakei. Hitler verlangt in seiner Febru- 
ar-Rede vor dem Reichstag noch keinen Anschluss. 
Er gießt kein Öl ins Feuer. 


Die Daily Mail kommentiert den Zustand am 
6. Mai 1938 in einem Leitartikel: «Die Deutschen 
sind ein sehr geduldiges Volk. Ich kann mir auch 
nicht einen Augenblick lang vorstellen, dass Groß- 
britannien 20 Jahre lang ruhig zugesehen hätte, wie 
drei und eine halbe Million Briten unter der Knute 
eines durch und durch verabscheuten Volkes lebten, 
das eine fremde Sprache spricht und eine völlig ver- 
schiedene nationale Weltanschauung hat. Soweit 
ich meine Landsleute kenne, wären sie nach weni- 
gen Jahren gegen eine solche Vergewaltigung ein- 
geschritten.» 


Die Zuspitzung der Sudetenkrise 


Ab dem 24. April 1938 entwickelt die Sude- 
tenfrage ihre eigene Dynamik. Henlein verkündet 
auf einem Parteitag der SdP in Karlsbad einen 
Forderungskatalog an die Prager Regierung. Er ver- 
langt die volle Gleichberechtigung der deutschen 
Volksgruppe mit der tschechischen, die deutsche 
Selbstverwaltung, den gesetzlichen Schutz für die 
Deutschen und die volle Freiheit des Bekenntnisses 
zum deutschen Volkstum. Er verlangt damit noch 
keinen Anschluss des Sudetenlandes an das Deut- 
sche Reich. Kaum dass das Karlsbader Programm 
verkündet worden ist, verlangen die Slowaken, die 
Polen und die Ungarn in der Tschechoslowakei die 
gleiche Autonomie für sich. England und Frank- 
reich drángen nun die Regierung in Prag, mit den 
oudetendeutschen zu verhandeln. Doch Henlein 
geht jetzt nicht mehr darauf ein. Im Mai 1938 wer- 
den bei Übergriffen drei Sudetendeutsche getótet 
und 130 verletzt, viele davon schwer. Dazu kom- 
men 40 Überfálle mit Misshandlungen von sudeten- 
deutschen Bürgern in der Tschechoslowakei. 


Die Runciman-Mission 


Präsident Benesch macht am 20. Mai die Armee 
mobil und ruft 180.000 Reservisten zu den Waffen 
mit der Begründung, Deutschland habe zuvor mobil- 
gemacht. Das tschechische Kriegsministerium er- 
gänzt, die deutsche Wehrmacht sei bereits mit acht 
bis zehn Divisionen auf dem Marsch zur Tschecho- 
slowakei. Doch beide Nachrichten sind falsch. Be- 
nesch hat versucht, die Briten, Russen und Fran- 
zosen durch diesen Schachzug für sich und gegen 
Deutschland einzunehmen. 


Am 8. August 1938 entsendet die britische Re- 
gierung eine Kommission unter Sonderbotschafter 
Walter Runciman nach Prag, um dort den Stand der 
sudetisch-tschechischen Differenzen zu ermitteln. 


JU JULII 


Lord Runciman erfáhrt sehr schnell, dass ein Aus- 
gleich zwischen Tschechen und Sudetendeutschen 
nicht mehr máglich ist. Sein Bericht vom 21. Sep- 
tember 1938 fällt vernichtend für die Tschechen aus. 
Er gibt Henlein zwar die Alleinschuld für den letz- 
ten Abbruch der Gespräche. Doch er schreibt auch: 


«Mein Eindruck ist, dass die tschechische Ver- 
waltung im Sudetengebiet, wenn sie auch in den 
letzten 20 Jahren nicht aktiv unterdrückend und ge- 
wiss nicht «terroristisch» war, dennoch einen sol- 
chen Mangel an Takt und Verständnis und so viel 
kleinliche Intoleranz und Diskriminierung an den 
fag legte, dass sich die Unzufriedenheit der deut- 
schen Bevölkerung unvermeidlich zu einem Auf- 
stand fortentwickeln musste.» Runciman schließt 
mit der Empfehlung, die Grenzbezirke mit über- 
wiegend deutscher Bevölkerung unverzüglich von 
der Ischechoslowakei zu trennen und Deutschland 
anzugliedern. 


Die Regierungen in London und Paris warnen 
nun zwar die Reichsregierung in Berlin vor einem 
Gewaltakt zugunsten der Sudetendeutschen. Doch 
beide stellen intern fest, dass sie für einen Krieg 
nicht gerüstet sind, und London lehnt es ab, eine 
Garantieerklärung für die Tschechoslowakei abzu- 
geben. 
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In diesen Tagen 
steht Europa am 
Hand eines neuen 
Krieges. 
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Großbritanniens Premierminister 
Neville Chamberlain hält nach sei- 
ner Rückkehr aus München eine 
Ansprache, in der er erklärt: «Ich 
glaube, es ist der Friede für unsere 
Zeit. (...) Nun gehen Sie nach Hause 
und schlafen Sie ruhig und gut.» 
Foto: Everett Historical / Shutters- 
tock.com 
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«Der Deutsche als Feind der 
Menschheit kann das Recht auf 
Selbstbestimmung nicht nach 
seinen egoistischen Bedürfnis- 
sen wahrnehmen. (...) Es sind 
die Slawen, auf deren Kosten 
sich der Deutsche ausgebreitet 
hat, und dieses Unrecht muss 
nach der Meinung der Mensch- 


heit wiedergutgemacht werden, 


d.h. das deutsche Volk muss 
dieses lerritorium seinen recht- 
mäßigen Eigentümern heraus- 
geben. |...) Die in unserem 
staat lebenden Deutschen bil- 
den keine historisch-politische 
Individualitát, welche allein der 
Tráger des Rechtes auf Selbst- 
bestimmung sein kann. Es sind 
dies ursprünglich Kolonisten 
(...}.» (Josef Stehule, tschechi- 
scher Jurist, Der tschechoslo- 
wakische Staat im internatio- 
nalen Recht, 1913; zit. bei OD- 
SUN: Die Vertreibung der Sude- 
tendeutschen, München 2000.) 


Titelbild des Buches von Gerd 
Schultze-Rhonhof zum Thema. 
Foto: Olzog-Verlag 
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Chamberlains erster Vermittlungsversuch 


Premierminister Neville Chamberlain sieht rea- 
listisch, dass die Ereignisse auf einen Krieg zu- 
treiben, der die Briten gegen ihren Willen auf die 
Seite der Tschechen zwingen würde. In dieser Lage 
versucht er, zu retten, was zu retten ist. Er bietet 
Hitler an, gemeinsam mit ihm eine friedliche Ló- 
sung der anstehenden Probleme zu suchen. Am 15. 
September sucht Chamberlain Hitler in Berchtes- 
gaden auf. Hitler fordert nicht weniger und nicht 
mehr als die von einer deutschen Mehrheit be- 
wohnten Grenzgebiete für das Reich und für um- 
strittene Bezirke eine Volksabstimmung. Der deut- 
sche Kanzler kündigt an, er werde die Probleme der 
Sudetendeutschen in Bälde «so oder so aus eige- 
ner Initiative lósen». Chamberlain versteht die Dro- 
hung dieser Worte. «So oder so» bedeutet bei Hit- 
ler: Einlenken der Gegenseite oder Einmarsch der 
Wehrmacht in die Tschechoslowakei. Chamberlain 
sagt Hitler zu, die Frage des Selbstbestimmungs- 
rechts für die Sudetendeutschen sofort mit seinem 
Kabinett in London zu beraten und dann baldmóg- 
lichst zu einem zweiten Gespräch nach Deutsch- 
land zurückzukommen. 


Der britische Premier, der ohne Mandat der 
Ischechen verhandelt, kann deren Einverständ- 
nis zu Henleins und Hitlers Anschlussforderung 
nicht erreichen. Hitler sagt Chamberlain jedoch 
zumindest zu, dass die Wehrmacht solange nicht 
marschiert, wie die deutsch-englischen Gespráche 
laufen. Am 19. September fordern die englische 
und die französische Regierung die tschechische 
auf, selbst und auf eigenen Entschluss mit oder 
ohne Volksabstimmung die Gebiete mit mehr als 
50 Prozent sudetendeutscher Bevölkerung an das 
Deutsche Reich zu übergeben. Am 20. September, 
um 20 Uhr, übermittelt der tschechische Außen- 
minister Kamil Krofta den Botschaftern Englands 
und Frankreichs die Prager Antwort: Die Regie- 
rung der Tschechoslowakei lehnt ab, die Sudeten- 
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lande abzutreten. Doch schon zwei Stunden spa 
ter schwenkt Ministerprásident Hodscha en we 
lässt Paris und London übermitteln, dass die M ie- 
zum Nachgeben bereit ist, wenn die britische E : 
rung keine Unterstützung für den Fall eines Krieg ` 
zusagt. Der Weg ist nun frei für weitere Gespr@= es, 
zwischen Chamberlain und Hitler. Dieser WII ` 4 
melle Akt des Akzeptierens am 21. September wir i 
in der Geschichtsschreibung bisweilen als Prage 
Abtretung bezeichnet. 


Mg et 
Die Sudetengebiete mit zirka drei 
Millionen Deutschen werden def 


Deutschen Reich angeschlosset. 
Muse coro WEBER 


Indessen sucht auch der tschechische Staats- 
prásident Benesch eine Lösung, allerdings IN ze p" 
nem Sinne. Er schlägt dem französischen Pras- 
denten Edouard Daladier vor, böhmische Landes- 
teile mit 800.000 bis 900.000 Sudetendeutsche n 
an Deutschland abzutreten und dafür 1,5 bis 2 Mı |- 
lionen Sudetendeutsche aus der Tschechoslowa Ke ! 
nach Deutschland umzusiedeln. Als sein Plan nicht 
auf Gegenliebe stößt, fragt er am 19. September 17"? 
Moskau an, ob ihn die Sowjetunion in einem Krieg 
gegen Deutschland unterstützen würde. Doch au C n 
dieser Plan schlágt fehl. 


Hitlers Ultimatum 


Am 22. September treffen sich Chamberlain und 
Hitler ein zweites Mal, diesmal in Bad Godesberg 
bei Bonn. Der Brite berichtet dem deutschen Staats- 
chef von der nur mit Druck und Mühen erreichten An- 
nahme des englisch-französischen Plans durch dıe 
Prager Regierung. Er rechnet nun mit Hitlers Dank, 
doch der schiebt zu seiner Bestürzung noch zwei 
neue Forderungen nach. Er verlangt die gleich e n 
Regelungen für die ungarische und die polnische 
Minderheit sowie die sofortige Besetzung der m e H r- 
heitlich von Sudetendeutschen bewohnten Zonen 
durch die Wehrmacht innerhalb von nur vier Tagen. 
Dass die zweite Forderung des deutschen Kanzlers 
nicht ganz unberechtigt ist, erweist sich noch wäh- 
rend der Gespráche. In Prag wechselt die Regieru ng. 
Am zweiten Konferenztag um 22:30 Uhr verkündet 
das neue Kabinett die allgemeine Mobilmachung 
und ruft 1,5 Millionen Soldaten zu den Waffen. Nun 
ist klar, dass die Tschechen den französisch-engli- 

schen Plan nicht mehr akzeptieren werden. 


In den Folgetagen steht Europa am Rande eines 
neuen Krieges. Die deutsche Wehrmacht ist mit 
sieben Divisionen aufmarschiert. Die tschechische 
Regierung lehnt Hitlers Forderungen — besonders 


wegen der verlangten Volksabstimmung — ab und 
bringt das Heer mit Reservisten auf 43 Divisionen. 
Hitler beharrt darauf, dass die tschechische Regie- 
rung seine Godesberger Forderungen bis zum 28. 
September akzeptiert. Andernfalls — so seine Dro- 
hung — werde die Wehrmacht die Sudetengebiete 
am 1. Oktober 1938 mit Gewalt besetzen. 


Die Münchner Konferenz 


Dank der Vermittlung des italienischen Minister- 
prásidenten Benito Mussolini kommt es am 29. und 
30. September 1938 dann doch zu einer Lósung. Hit- 
ler ládt die Regierungschefs aus Rom, Paris und 
London nach München ein. Die Prager Regierung 
wird von London informiert, aber nicht von Hitler 
eingeladen. Der «Führer» will mit der Regierung, 
die den Sudetendeutschen keine Freiheit geben 
wollte, nicht verhandeln. Es folgen zwei Tage har- 
ten Ringens. Am 30. September 1938 frühmorgens 
ist der Vertrag formuliert und unterschrieben. Die 
wesentlichen Punkte dieses nach dem Tagungsort 
benannten Münchner Abkommens lauten: 


m Die Räumung der vorwiegend deutsch be- 
wohnten Sudetengebiete beginnt am 1. Oktober 
und ist bis zum 10. Oktober 1938 abzuschließen. 


= Ein internationaler Ausschuss unter tschechi- 
scher Beteiligung bestimmt zusätzliche Gebiete, in 
denen die spätere Zugehörigkeit durch eine Volks- 
abstimmung geklärt wird. 


m Fin Optionsrecht für Tschechen und Sudeten 
innerhalb von sechs Monaten stellt einen frei- 
willigen Bevölkerungsaustausch sicher. 


Dieses Münchner Abkommen der vier Mächte 
wird den Tschechen mit der dringenden Empfehlung 
eröffnet, es unverzüglich anzunehmen. Bis zum 10. 
Oktober 1938 werden die Sudetengebiete mit zirka 
drei Millionen Deutschen dem Deutschen Reich an- 
geschlossen. Damit sind der Wählerwille und das 
selbstbestimmungsrecht der Bürger in der 1918 
ausgerufenen Provinz Deutschböhmen mit 20-jäh- 
riger Verzögerung doch noch eingelöst worden. 


Das Münchner Abkommen von 1938 wird nach 
dem Zweiten Weltkrieg annulliert, und es dient 
den Tschechen und den Siegermáchten, die Ver- 
treibung der Sudetendeutschen aus ihrer an- 
gestammten Heimat und die Dekrete des Minister- 
prásidenten Benesch zu begründen. Das Abkommen 
wird dabei im Nachhinein zur Ursache der Ver- 
treibung und der Dekrete umgedeutet. Doch es ist 
nicht die eigentliche Ursache für die Verbrechen 
der Tschechen an den Deutschen im Jahre 1945, 
sondern bereits die Auswirkung der Wortbrüche, 
Diskriminierungen, Vergehen und Verbrechen der 
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Tschechen an «ihren» Deutschen seit 1918. Mus- 
solini, Daladier und Chamberlain setzen ihre Unter- 
schriften in München nicht allein unter den Vertrag, 
um die Kriegsgefahr zu bannen. Sie unterzeichnen 
dieses Abkommen über die Kópfe der Tschechen 
hinweg auch deshalb, weil sie nur zu gut wissen, 
dass die Tschechen sich die Gebiete der Sudeten- 
deutschen 1918 und 1919 ohne Rechtstitel, unter 
falschen Angaben über die Siedlungsgebiete der 
Sudetendeutschen und mit der Gewalt der Waffen 
angeeignet haben. Sie haben zur Kenntnis nehmen 
müssen, dass die Ischechen den Slowaken, den 
Deutschen und Ungarn die in Saint-Germain ver- 
sprochenen und in der Verfassung von 1920 fest- 
geschriebenen Minderheitenrechte niemals zu- 
gestanden haben. 


Bemerkenswert ist noch Punkt 2 des Münchner 
Abkommens. Dort heißt es: «Das Vereinigte König- 
reich, Frankreich und Italien vereinbaren, dass die 
Räumung des Gebiets bis zum 10. Oktober voll- 
zogen wird.» Hier ıst Deutschland nicht erwähnt! 
Nur die drei Siegermächte des Ersten Weltkriegs 
vereinbaren die Räumung des Sudetenlandes mit 
der Tschechoslowakei, weil nur sie es sind, die den 
Tschechen die Rechte an den deutschen Gebieten 
wieder aberkennen können, die sie ihnen im No- 
vember 1918 unter falschen Voraussetzungen zu- 
gesprochen hatten. m 


Jubeinde Frauen im böhmischen 
Braunau (heute Broumov). Nach 
dem Münchner Abkommen wurde 
die Stadt in den neuen Reichsgau 
Sudetenland eingegliedert und war 
fortan Kreisstadt des Landkreises 
Braunau im Regierungsbezirk Aus- 
sig. Foto: picture alliance / ZB 


Das Münchner 
Abkommen wird 
nach dem Krieg 
annulliert und dient 
als Legitimation für 
die Vertreibung. 
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. Zerfall und Zerschlagung eines Vielvülkerstaates 1939 
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Hitler tritt das Völkerrecht mit Füßen: Der Weg der Tschecho- 
slowakei zum Protektorat des Deutschen Reiches. 


a 
Die Tschechen set- 
zen ihre Verfas- 
sungsversprechen 
gegenüber den 
Minderheiten nicht 

um. 


Der Name Tschechoslowakei verschleiert, dass 
im 1919 neu geschaffenen Staat die größten Völ- 
ker Tschechen und Sudentendeutsche sind und 
nicht Tschechen und Slowaken, und er lässt nicht 
erkennen, dass der neue Staat drei Landesteile 
hat und nicht nur zwei. Die nicht genannte Karpa- 
to-Ukraine, ganz im Osten, bildet mit ihrer ruthe- 
nisch-ukrainischen Bevölkerung ein eigenes Gebiet 
1938 zählt die Tschechoslowakei neben 6,7 Millio- 
nen Tschechen auch 3 1 Millionen Deutsche, zwei 
Millionen Slowaken, 734.000 Ungarn, 460.000 Ru- 
thenen (Ukrainer), 180.000 Juden, 75.000 Polen und 
240.000 Menschen anderer Herkunft. 


Fehlende Rechte für die Minderheiten 


Die Tschechen stellen damit im eigenen Staat 
nicht einmal die Hälfte der Bevölkerung. Der Sta- 
tus dieses neuen Staatsgebildes ist in den Ver- 
trägen von Saint-Germain, Trianon und Versailles 
festgeschrieben. Sie bestimmen, dass jede der ge- 
nannten Minderheiten ihre innere Autonomie in 
der neuen Tschechoslowakei erhalten soll. Von 

seiten der Tschechen wird dies auch so zugesagt. 


r Prag 


Erem ? | 


Der tschechische Delegierte in Saint-Gerrmain 
der spätere Präsident Edvard Benesch, teilt den 
Siegermächten diese Absicht als Versprechen: in 
einer Note vom 20. Mai 1919 schriftlich mit: «Die 
tschechoslowakische Regierung hat die Ab sich! 
Ihren Staat so zu organisieren, dass sie als Grund 
lage der Nationalitátenrechte die Grundsátze an 
nimmt, die in der Verfassung der Schweizerischen 
Republik zur Geltung gebracht werden, d.h., sie wvil 
aus der Tschechoslowakischen Republik eine be 
stimmte Art Schweiz machen » 


Schon die Verfassung von 1920 löst die Zu 
sagen für eine Autonomie nicht für alle Minder- 
heiten ein. Den Slowaken gegenü 
Tschechen ihr Versprechen nicht 
weigern ihnen das zugesagte eig 
ment. Auch die Deutschen, Ungarn und Polen wer- 
den nicht bedacht. Sie stehen lediglich unter dem 
Schutz von Minderheitenartikeln ir der Staats- 
verfassung. Der neue Staat entwickelt s 
dessen bald zu einem Zentralstaat 
Tschechen. Staatsapparat, Polizei und Militär sind 
überwiegend tschechisch Die einsetzende Unter- 
drückung der vielen Minderheiten durch die Ische- 


chen belastet fortan das Verhältnis zu allen Nach- 
barstaaten. 


Der erkennen die 
mehr an und ver- 
ene Landesparla- 


| ICh statt- 
In der Hand der 


Hitler lässt sich nach der Zerschlagung der Resttschechei 
im máhrischen Brünn feiern. Die Aufnahme stammt vom 
17.3.1939. Foto: picture alliance / ZB 


Joker im Machtspiel 


Das deutsch-tschechische Verhältnis ist dabei 
durch zweierlei Entwicklungen in einem be- 
sonderen Maß belastet. Die eine ist die histori- 
sche Konkurrenz der Deutschen und der Tsche- 
chen, die nun offen an den Tag tritt. Die andere 
Entwicklung zeigt sich in der gegen Deutschland 
gerichteten Bündnispolitik Prags mit Moskau und 
raris. 1936, während der Rheinlandkrise, bieten die 
Tschechen den Franzosen ihre Waffenhilfe gegen 
Deutschlands Rücken an. Verbündete sowjetische 
Offiziere erkunden Flugplätze in der Tschecho- 
Slowakei, um sie gegebenenfalls in einem Krieg zu 
nutzen. Der französische Luftfahrtminister Pierre 
Cot äußert noch am 14. Juni 1938 in einem Inter- 
view, «dass gemeinsame Angriffe der französischen 
und der tschechischen Luftwaffe sehr schnell alle 
deutschen Produktionsstätten vernichten könnten». 
50 bildet die Tschechoslowakei mit ihrer weit in 
deutsches Staatsgebiet hineingeschobenen geo- 
strategischen Lage und ihrer Bündnispolitik eine 
latente Bedrohung für das Deutsche Reich. 


Hitler erwähnt in einer Generalsbesprechung 
im November 1937 erstmals, dass er gedenkt, den 
tschechischen Landesteil der Tschechoslowakei, 


der bis 1918 fast 1.000 Jahre lang zum Deutschen 
Reich gehört hat, als «Lebensraum im Osten» und 

wegen der von dort ausgehenden latenten Be- 
drohung bei Gelegenheit zu annektieren. Im De- 
zember 1937 ordnet Hitler der Wehrmachtsführung 

an, Pläne für eine spätere Eroberung der Tschechei 

zu erarbeiten. Mit einer weiteren Weisung vom 

21. Dezember 1937 wird die Ischechei zum eige- 
nen Kriegs- und Eroberungsziel. Jetzt geht es auch 

nicht mehr alleine um die Heimkehr der Sudeten- 
deutschen. Nun steht die Tschechoslowakei als Er- 
weiterung des deutschen Lebensraums und als mili- 
tärisch dauerhaftes Risiko für Deutschlands Sicher- 
heit auf Hitlers Tagesordnung. 


In der Zange 


Die Trennung der deutschsprachigen Be- 
vülkerung vom Staat der Tschechen und Slowa- 
ken nach der Konferenz von München (siehe Seite 
23 ff.) löst das Problem nicht, das dieser Staat 
seit seiner Gründung hat. Den slowaken, Ungarn, 
Folen und Ruthenen (Ukrainern) sind 1919 in der 
sogenannten Vereinbarung von Pittsburgh und im 
Minderheitenabkommen von Saint-Germain Rech- 
te zugesprochen worden, die sie nun — wie Jetzt 
die Sudetendeutschen — endlich realisiert sehen 
wollen. Doch die Tschechen kämpfen trotz des bit- 
teren Lehrgelds, das sie in München hatten zah- 
len müssen, weiterhin um ihre Vorherrschaft über 
die Slowaken und Ruthenen. Dem Druck von innen 
folgt nun neuer Druck von außen. Im Oktober 1938 
fordert Polen Grenzgebiete von den Tschechen, 
im März 1939 folgen ungarische Ansprüche. Am 
13. März teilt der rumänische Außenminister Grigo- 
re Gafencu der deutschen Reichsregierungmit, dass 
«Rumänien kein Interesse an einem Fortbestand der 
Ischechei oder der Slowakei hat, und dass es sich in 
keiner Weise mehr an Prag gebunden fühlt». 


279 Der Weg in den Abgrund 


EISHOCKEY 


WELTMEISTERSCHAFT 


SD %FAHRPREISERMASSIGUNG 


Im Jahr vor der Errichtung des Pro- 
tektorats Böhmen und Mähren fand 
In Prag die Eishockey-Weltmeister- 
schaft statt, die Kanada gewann. 
Foto: Repro 


Hitler spricht im 
November 1937 
erstmals vom Plan 
einer Annexion der 
Ischechoslowakei 


——————— 


Hitler bei einer Besprechung 

mit dem tschechischen Staats- 
prásidenten Emil Hacha (2 .v.I.) 

in der Berliner Reichskanzlei am 
15.3.1939. Foto: Bundesarchiv. B 
145 Bild-F051623-0206, CC-BY-SA 
3.0, Wikimedia Commons 
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Aus den Gesichtern spricht keine An diesem Tage lósen sich die Slowakei und 


: a Irup- die Karpato-Ukraine von der Tschechoslowakei. 
en in aer tschechischen Haupt- - S SN - T i 

stadt Prag am 15.3.1939. Foto: pic- Die slowakische Regierung bittet Hitler unverzüg- 
ture alliance / IMAGNO/Votava lich, die Schutzherrschaft über ihren neuen Staat 


zu übernehmen. Die Karpato-Ukraine wird sofort 
von Ungarn annektiert. Am 14. März 1939 hat die 
Tschechoslowakei aufgehört zu existieren. 

DEUTS 
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et Noch einen Tag vorher hatte der englische Bot- 
a schafter Nevile Henderson in Berlin Verbindung 

zu Staatssekretär Ernst von Weizsäcker im Aus- 
wärtigen Amt aufgenommen. Er will erfahren, was 
Hitlers weitere Absicht ist. Von Weizsäcker, der 
Hitlers Einmarschpläne kennt, weicht aus und sagt 
lediglich: «Was auch immer getan wird, wirdin einer 
anständigen Weise geschehen.» Henderson warnt 
von Weizsäcker in aller Eindringlichkeit vor dem Ein- 
E EE greifen Englands für den Fall, dass das Münche- 
Protektorat Böhmen und Mähren ner Abkommen verletzt werden sollte. Diese War- 
Foto: Kiev. Victor / Shutterstock com nung bleibt, was Hitler später wohl vermerkt, eine 
leere Drohung. Der Brite drángt am gleichen Tag 

noch seinen tschechischen Kollegen, er möge sei- 

nem Außenminister in Prag nahelegen, sofort nach 

Dci Berlin stk räfsen ind de tschechoslowakische Ent- 
Hacha gibt wicklung mit der Reichsregierung absprechen. 


schweren Herzens Hachas Unterwerfung 
Hitlers Erpressung Ob auf Druck des englischen Botschafters oder 


na ch aus eigenem Entschluss, am 14. März wendet 
AL sich der bisherige Staatspräsident der Tschecho- 

— — —— Slowakei, und ab diesem Tag nur noch Präsident der 
Tschechen, Emil Hacha, an den deutschen Kanzler Er 

bittet um einen baldigen Besuchstermin. Noch am 

Nachmittag reisen Hacha und sein Außenminister 

eX Frantischek Chvalkovsky mit der Bahn von Prag nach 


Berlin. Hacha trifft spät abends ein und wird mit 

allen zeremoniellen Ehren, die einem ausländischen 

Staatsoberhaupt gebühren, in der Reichshauptstadt 

empfangen. Im Vorgespräch, das der tschechische 

Präsident noch im Hotel mit dem deutschen Außen- 
minister führt, sagt Hacha zu Joachim von Ribben- 
trop, dass er gekommen sei, «um das Schicksal der 

Tschechei in die Hände des Führers zu legen». Von 

Ribbentrop meldet Hitler diese Redewendung, WO- 
rauf dieser seinen Außenminister beauftragt, SO- 
fort ein deutsch-tschechisches Abkommen zu die- 
sem Punkt zu entwerfen. 


Als Hacha bei Hitler eintrifft, ist es inzwischen 
1:15 Uhr morgens — für den alten und herzleidenden 
Präsidenten eine arge Strapaze. Er kann auf das, 
was nun auf ihn zukommt, nicht ganz unvorbereitet 
gewesen sein. Bereits beim Empfang am Bahnhof 
hat ihn der tschechische Botschafter davon unter- 
richtet, dass soeben deutsche Truppen in Mäh- 
risch-Ostrau auf tschechisches Territorium vor- 
gedrungen seien. Ansonsten sind die deutschen 
Verbànde, die zur Besetzung vorgesehen sind, wäh- 
rend sich Hacha und Hitler gegenübertreten, bereits 
auf dem Marsch zur Grenze. Hitler hatte den Ein- 
marsch deutscher Truppen schon vor zwei Tagen für 
diesen Morgen auf 6 Uhr in der Frühe festgelegt. 


Prásident Hacha geht mit ausgestreckten Armen 
auf Hitler zu und eröffnet das Gespräch mit einem 
Schwall von Freundlichkeiten: «Exzellenz, Sie wis- 
sen gar nicht, wie ich Sie bewundere. Ich habe alle 
Ihre Werke gelesen, und ich habe es möglich ge- 
macht, dass ich fast alle ihre Reden hören konnte.» 


Nach der Konferenzeróffnung ist es wieder der 
tschechische Prásident, der sofort das Wort er- 
greift. Nachdem er zunächst erklärt, dass er den 
nun selbstándigen Slowaken «keine Tráne nach- 
weint», kommt er zum deutsch-tschechischen Ver- 
háltnis: «Jahrhunderte lang haben unsere Völker 
nebeneinander gelebt und den Tschechen ist es 
nie so gut gegangen wie dann, wenn sie mit den 
Deutschen im Einvernehmen lebten. Deshalb habe 
ich Sie auch um eine Unterredung gebeten, denn 
Ich will die Missverständnisse, die zwischen unse- 
ren beiden Ländern aufgetaucht sein mógen, aus- 
räumen. Ich lege das Schicksal meines Volkes in 
Ihre Hände mit der Überzeugung, dass ich es in gar 
keine besseren legen könnte.» 


Hitler reagiert zunáchst freundlich, doch dann 
beginnt er aufzuzáhlen, wie die alte Ischecho- 
slowakei das deutsch-tschechische Verhältnis rui- 
niert hat. Auch nach der Konferenz von München 
vor sechs Monaten und nach der Ausgliederung des 
Sudetenlands habe sich am alten Geist der Feind- 
schaft nichts geándert. Die tschechische Armee 
sinne nur auf Rache. 


«So sind», sagt Hitler, «bei mir am letzten Sonn- 
tag die Würfel gefallen. (...) Ich habe der Wehr- 
macht den Befehl gegeben, in die Rest. Ischecho- 
slowakei einzurücken und sie in das Deutsche Reich 
einzugliedern. (....) Jetzt gibt es nur noch zwei 
Möglichkeiten: Entweder leistet die tschechische 
Armee dem Vormarsch der deutschen Truppen kei- 
nen Widerstand. In diesem Falle hat Ihr Volk noch 
gute Aussichten für die Zukunft. Ich werde ihm eine 
Autonomie gewähren, die weit über alles hinaus- 
geht, wovon es zu Zeiten Österreichs hätte träu- 
men können. Oder aber Ihre Truppen leisten Wider- 
stand. In diesem Falle werden sie mit allen mir zur 
Verfügung stehenden Mitteln vernichtet werden.» 


Eine Verhandlung zwischen Hitler und Hacha 
findet nicht mehr statt. Der «Führer» drängt den 
tschechischen Präsidenten, seinen Truppen sofort 
zu befehlen, keinen Widerstand zu leisten. Der an- 
wesende Oberbefehlshaber der Luftwaffe, Her- 
mann Göring, setzt nach und droht, andernfalls am 
nächsten Morgen Prag zu bombardieren. Hacha 
gibt schweren Herzens der Erpressung nach und 
weist Verteidigungsminister General Jan Sivory 
an, jeden Widerstand der tschechischen Armee zu 
unterbinden. Nachdem dies gesichert ist, wirdauch 
auf deutscher Seite ein Schießverbot für die Wehr- 
machtsteile ausgesprochen, die ab 6 Uhr die Gren- 
zen überschreiten sollen. 


Hitler hat mit der Besetzung 

der Resttschechei einen ent- 
scheidenden strategischen Fehler 
begangen. 


Morgens um 3:55 Uhr schreiten Hitler und Hacha 
zur Unterzeichnung der Erklärung, die Außenminister 
von Ribbentrop nach seinem ersten Gespräch mit 
ihm am vergangenen Abend auf Hitlers Geheiß ent- 
worfen hatte: « (...) auf beiden Seiten ist überein- 
stimmend die Überzeugung zum Ausdruck gebracht 
worden, dass das Ziel aller Bemühungen die Si- 
cherung von Ruhe, Ordnung und Frieden in die- 
sem leil Mitteleuropas sein müsse. Der tschecho- 
siowakische Staatspräsident hat erklärt, dass er, 
um diesem Ziel zu dienen und um eine endgültige 
Befriedung zu erreichen, das Schicksal des tsche- 
chischen Volkes und Landes vertrauensvoll in die 
Hände des Führers des Deutschen Reiches legt. Der 
Führer hat diese Erklärung angenommen und seinem 
Entschluss Ausdruck gegeben, dass er das tschechi- 
sche Volk unter den Schutz nehmen und ihm eine sei- 
ner Eigenart gemäße autonome Entwicklung seines 
völkischen Lebens gewährleisten wird.» 
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Der Vollzug dieser erpressten Abmachung geht 
erstaunlicherweise ohne Reibungen über die Bühne. 
Die Wehrmacht besetzt noch bis zum Abend die 
Landesteile Böhmen und Mähren. Hacha bleibt 
Regierungschef bis 1945. Der frühere deutsche 
Außenminister Konstantin von Neurath wird ihm als 
sogenannter Reichsprotektor und Hitlers persón- 
licher Vertreter vorgesetzt. Die deutsche Reichs- 
regierung übernimmt die Ressorts Außenpolitik, Fi- 
nanzen, Wirtschaft und Verteidigung in die eigene 
Regie. Hachas tschechische Regierung verfügt mit 
ihrer Hoheit über Inneres, Kultur und weitere Minis- 
terien dann nur noch über die Befugnis, ein im Inne- 
ren autonomes Eigenleben zu gestalten. Die Poli- 
zei bleibt tschechisch. Das Militär wird von 150.000 
Mann auf 7.000 abgerüstet. 


Blutige Unterdrückung 


Diese Darstellung darf nicht darüber hinweg- 
täuschen, dass die Protektoratsmacht Deutsch- 
land die Tschechei bis 1945 mit einem Heer von 
9.000 Polizeibeamten kontrolliert und damit alle 
antideutschen Bestrebungen im Keim erstickt. Eine 
geschátzte Zahl von 36.000 bis 55.000 Tschechen 
wird in diesen sechs Jahren Opfer deutscher Herr- 
schaft, wobei — auch das gehórt zum deutsch-tsche- 
chischen Verháltnis — mehr als 90 Prozent der De- 
nunziationen und Anzeigen, die zur Verhaftung von 
Tschechen führen, ebenfalls von Tschechen stammen. 


Hitler hat mit der Besetzung der Resttschechei 
im Márz 1939 einen entscheidenden strategischen 
Fehler begangen. Er hat die Grenzen seiner «Heim 
ins Reich»-Politik überschritten, eklatant das Völker- 
recht verletzt und damit den Briten, Amerikanern, 
Franzosen und Polen die Bühne für ihren harten 
Kurs gegen Deutschland bereitet und letztlich deren 
Widerstand gegen die Wiederangliederung Danzigs 
an das deutsche Staatsgebiet heraufbeschworen. m 
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Braver Soldat 
Schwejk 


Die deutsch-tschechischen Kon- 
flikte des vorigen Jahrhunderts 
sind auch deshalb eine beson- 
dere Tragödie, weil sich beide 
Vólker kulturell sehr nahe ste- 
hen. Deutlich wird dies nicht 
nur anhand der typisch bóhmi- 
schen Speisen, sondern auch 
am Beispiel der Musik und der 
Literatur, vor allem an den Ge- 
schichten des braven Soldaten 
Schwejk, die auf dem gleichna- 
migen Roman des Prager 
Schriftstellers Jaroslav Hasek 
(1883 — 1923) basieren. In sati- 
rischer Form werden hier die Er- 
lebnisse eines gemütlichen und 
gewitzten tschechischen Solda- 
ten der k.u.k. Armee geschil- 
dert, der sich vor dem Einsatz 
im Ersten Weltkrieg zu drücken 
versucht. Legendár ist die Verfil- 
mung des literarischen Stoffes 
aus dem Jahr 1950 mit Heinz 
Rühmann in der Hauptrolle. 


Schwejk in der bekanntesten Illus- 
tration von Josef Lada. Foto: Jirka. 
h23, CC BY-SA 4.0, Wikimedia 
Commons 


Litauen annektierte 
das Memelland 
1923 entgegen der 
Beschlüsse der 
Siegermächte. 


Deutsche Frauen begrüßen die 
Wehrmacht am 23.3.1939 bei ihrem 
Einmarsch in Meme! in der seiner- 
zeit üblichen Form mit Hitlergrufs. 
Foto: picture alliance / ZB 
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Handstreich am Haff 


Anschluss des Memellandes 1939 
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Kraftprobe mit Litauen: Auch die Vereinigung der dortigen 
deutschen Gebiete mit dem Reich wird völkerrechtlich anerkannt. 


Der Landzipfel zwischen dem Fluss Memel im 
Süden und dem Urt Nimmersatt im Norden, der den 
Staat Litauen nach der geographischen Gegeben- 
heit so ideal ergänzt, ist vor 1923 niemals litau- 
isch gewesen. 1919 in Versailles beanspruchen die 
zwei Staaten Polen und Litauen das Memelland für 
sich. Beide sehen im Zusammenbruch des besiegten 
Deutschen Reiches die Chance, ihre neu formierten 
Länder zu Lasten Deutschlands quasi aufzurunden. 
Die alliierten Siegermächte erfüllen weder Polens 
noch Litauens selbsternannte Ansprüche auf das 
Memelland. Doch auch deutsche Versuche, das Ge- 
biet zu halten, werden von ihnen abgelehnt, und zwar 
mit der Begründung, dieses sei nach dem Versailler 
Vertrag nicht mehr Teil des Deutschen Reichs und 
man könne deshalb in dieser Sache nicht verhandeln. 
Die instabile Zwischenlósung: Das Memelland wird 
1918 von den Siegermächten von Deutschland ab- 
getrennt und als Völkerbundsmandat unter franzö- 
sische Verwaltung gestellt. 


Annexion durch Litauen 


Am 10. Januar 1923 dringen 5.000 bis 6.000 li- 
tauische Freischärler und zivil gekleidete Soldaten 
in das Memelland ein und vertreiben die 200 fran- 
zösischen Soldaten, die bis dahin das Gebiet kon- 
trollieren. Die Botschafterkonferenz der Sieger- 
máchte legt Protest ein, doch Litauen weigert sich, 
das Memelland herauszugeben. Die Siegerstaaten 
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geben nach und übertragen am 16. Februar 1923 
die Souveränität über das Memelgebiet an Litauen. 
Damit haben die Siegermächte den Versailler Ver- 
trag ein weiteres Mal gebrochen. Sie setzen aller- 
dings im Mai 1924 den Abschluss der sogenannten 
Memelkonvention durch. Mit dieser wird Litauen 
auferlegt, dem Memelland eine weitgehende Auto- 
nomie in ihrem neuen Staat einzuräumen. Zu dem 
Vertrag gehört als Anhang das Memelstatut, die 
Verfassung für das übertragene Gebiet. 


Die litauische Herrschaft ist fortan durch einen 
Gouverneur im Memelland vertreten. Das Gebiet 
regiert sich durch ein Direktorium selbst, die Ge- 
setze erlässt der Memeler Landtag. Die Memellän- 
der werden, ohne dass man sie dazu befragt hat, li- 
tauisch. Die Wahl ihres Landtags am 29 Oktober 
1925 erbringt 94 Prozent der Stimmen für die Par- 
teien der deutschen Einheitsfront und sechs Prozent 
für litauische Parteien. Der Gouverneur verweigert 
der deutschen 94-Prozent-Mehrheit das Recht, den 
Regierungschef im Memeler Direktorium zu stellen. 
Er setzt stattdessen einen Litauer als Oberhaupt ein. 
Eine Beschwerde des Landtags beim Völkerbund 
bleibt ohne Wirkung. 


Die Folgejahre bleiben eine Zeit der unerfreu- 
lichen Auseinandersetzungen. Die Litauer werfen 
den Memelländern mangelnden Integrationswillen 
und Illoyalitäten vor. Die Memelländer ihrerseits be- 
klagen eine nicht endende Kette von Verstößen der 
Litauer gegen die Memelkonvention. Es gibt Streit 
über die Verwendung des Deutschen als Schul- und 


zweite Amtssprache, über die Verwaltung des Me- 
meler Hafens, die staatliche Finanzausstattung des 
autonomen Gebiets, über die vom Staat zu leisten- 
den Pensionszahlungen, litauische Gerichtsurteile 
ohne Verfahren und Anhórung, die konventions- 
widrigen Anwendungen des Kriegsrechts, über die 
wiederholte Absetzung des deutsch-memellándi- 
schen Chefs des Direktoriums, über Pressezensur, 
Verhaftung von Landtagsabgeordneten, die stándi- 
ge Blockierung von Landtagsgesetzen durch den li- 
tauischen Gouverneur und so weiter und so fort. 


Elf Klagepunkte 


Im Laufe des Jahres 1935 bemüht sich Litau- 
en um einen Nichtangriffspakt mit Deutschland. 
Die Reichsregierung lehnt dies mit Hinweis auf 
die zu oft verletzte Memelkonvention ab. Im Márz 
1938 verlangt die deutsche Regierung von der ll- 
tauischen in einer Note, die Konvention ohne Ab- 
striche einzuhalten. Es sind elf Klagepunkte, deren 
baldige Abschaffung die Reichsregierung fordert: 
Der Kriegszustand im Memelgebiet seit 1926, Be- 
schránkungen der Vereins-, Versammlungs- und 
Pressefreiheit, Verhaftungen durch den litauischen 
Kriegskommandanten und die litauische Politische 
Polizei, die weitgehende Lahmlegung der gesetz- 
geberischen Tátigkeiten des Memeler Landtags 
durch das häufige Veto des litauischen Gouverneurs, 
unangemessen umfangreiche Enteignungen von 
Memeldeutschen im Stadtgebiet, der Druck auf die 
Betriebe, deutsche durch litauische Arbeitskräfte 
zu ersetzen, und so weiter. Bemerkenswert bei der 


Protestnote ist, dass die Reichsregierung mit kei- 
ner Silbe das Verlangen äußert, das Memelland an 
Deutschland anzugliedern. 


Hitler fasst eine militärische Lösung des Prob- 
lems allerdings schon im Oktober 1938 als Möglich- 
keit ins Auge. Am 21. Oktober gibt er der Wehr- 
macht die lapidare Weisung: «Die Wehrmacht muss 
jederzeit darauf vorbereitet sein, das Memelland in 
Besitz zu nehmen.» Konkrete Pläne und Befehle fol- 
gen daraus jedoch zunächst noch nicht. 


Nachdem Österreich und das Sudentenland 1938 
an Deutschland angeschlossen worden sind, fordern 
auch die Memellánder die Rückkehr in ihr Mutter- 
land. Als sich die litauische Regierung ihren Herr- 
schaftsanspruch über das Gebiet von Frankreich 
und England garantieren lassen will, winken beide 
Mächte ab. Als Konsequenz dieser außenpolitischen 
Lage beginnt die Regierung in Kaunas nun, in Berlin 
zu sondieren. Ihr Gesandter Jurgis Saulys trágt am 
31. Oktober den Wunsch vor, die deutsch-litauischen 
Beziehungen neu zu gestalten. Die Reichsregierung 
verlangt jedoch vor weiteren Gesprächen die völ- 
lige Einhaltung der Autonomie im Memelland. In- 
zwischen ist der Verdruss der Memelländer über ihre 
Unterdrückung allerdings zu groß geworden, als dass 
sie noch mit einer halbherzigen Lósung hátte be- 
friedigt werden kónnten. Ab November 1938 kommt 
es im Memelland zu prodeutschen Aufmárschen und 
Fackelzügen und zu der offenen Forderung nach bal- 
diger Rückgliederung ins Deutsche Reich. Berlin hält 
sich trotzdem zunächst weiterhin zurück. 


Landungskorps der deutschen 
Kriegsmarine im Hafen von Memel 
(heute Klaipeda). Die Stadt wurde 
am 22.3.1939 ins Deutsche Reich 
eingegliedert. Foto: picture alli- 
ance / ZB 


Deutsche Parteien 
gewannen 1925 
über 94 Prozent 
der Stimmen. 
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Der deutsche Außenminister Joa- 
chim von Ribbentrop (Cl sein litaui- 
scher Amtskollege Juozas Urbsys 
IM.) und der litauische Diplomat 
Kazys Skirpa (L) unterzeichnen am 
23.03.1939 in Berlin das Abkommen 
zur Übergabe des Memellandes an 
das Deutsche Reich. Foto: picture 
alliance / ZB 
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Wahlplakat der memeldeutschen 
Einheitsliste, um 1937. Foto: Deut- 
sches Historisches Museum, Berlin 


Die Landtagswahl 1938 


Im November und Dezember 1938 bekráftigt die 
litauische Regierung ihre Bereitschaft, mit Deutsch- 
land über alle offenen Fragen zu verhandeln und 
dem Memelgebiet die volle Autonomie zu geben. 


Am 11. Dezember 1938 wird erneut gewählt. 
Die deutsche Liste bekommt 87 Prozent der ab- 
gegebenen Stimmen. Das Ergebnis ist wie ein 
Votum der Bevólkerung für den Anschluss an das 
Deutsche Reich. Die Reaktionen aus Berlin und 
Kaunas auf die Landtagswahlen sind so etwas wie 
die Ruhe vor dem Sturm. Der als Stellvertreter des 
«Führers» bekannte Rudolf Heß erlässt am 2. Febru- 
ar 1939 die streng geheime Weisung, »dass jedes 
Hınarbeiten deutscher Parteistellen nach dem 
Memelgebiet zu unterbleiben habe, dass vorder- 
hand jeder Konflikt mit der litauischen Regierung 
zu vermeiden sei und dass die memeldeutsche 
Führung für die Durchführung dieser Weisung ver- 
antwortlich gemacht werde». 


Der litauische Gouverneur hob die 
Beschlüsse der Memel-Regierung 
immer wieder auf, 


Als am 15. März 1939 der im Dezember zuvor ge- 
wählte Landtag noch immer nicht vom litauischen 
Gouverneur zu seiner ersten Sitzung einberufen wor- 
den ist, hält der Vertreter der deutschen Parteien- 
liste, Dr. Ernst Neumann, eine öffentliche Rede, 
in der er die Verletzung des Selbstbestimmungs- 
rechts der Memellánder beklagt. Er prangert den 


wirtschaftlichen Niedergang des Gebietes an und 
verlangt vom Gouverneur, den Landtag bis zum 25. 
März zu seiner ersten Sitzung einzuberufen. Neu- 
mann gibt Vertretern der Agentur Reuters und des 
Daily Telegraph ein Interview, in dem er erstmals 
öffentlich erklärt, die deutsche Bevölkerung des 
Memellands erwarte den Anschluss an das Reich 
und hoffe, die litauische Regierung werde das Ge- 
biet freigeben. Er fügt hinzu, dass die Memellän- 
der keinerlei Feindschaft gegen die litauische Be- 
völkerung empfänden, auch nicht gegen die litaui- 
schen Soldaten. Damit ist die Katze aus dem Sack. 


Heirn ins Reich 


Nun will sich die litauische Regierung ihren An- 
spruch auf das Memelland erneut von England und 
Frankreich garantieren lassen, doch die Regierun- 
gen in Paris und London winken wieder ab. Am 20. 
März, nachdem Litauen in Paris und London keinen 
Rückhalt findet, reist Außenminister Juozas Urb- 
sys nach Berlin zu seinem deutschen Amtskollegen 
Joachim von Ribbentrop. Dieser nutzt die ausweg- 
lose Lage seines Gesprächspartners. Er weiß, dass 
Litauen das Memelland einst ohne Recht und mit 
Gewalt genommen hat, dass es die Memelkonven- 
tion die lángste Zeit nicht eingehalten hat, dass die 
Memellánder sich mit übergroßer Mehrheit für das 
Deutsche Reich entschieden haben — und dass Li- 
tauen nun bei den Siegermáchten keinen Rückhalt 
findet. Von Ribbentrop stellt Urbsys vor die Wahl. 


«Es gibt zwei Möglichkeiten», so der deutsche 
Außenminister, »einer freundschaftliche Regelung 
mit nachfolgendem freundschaftlichem Verhältnis 
zwischen den beiden Ländern. Hierbei würden wir 
wirtschaftlich großzügig sein und die Freihafen- 
frage zugunsten Litauens lósen. Anderenfalls ist 


nicht zu sehen, wo die Entwicklung endet. Kommt 
as im Memelgebiet zu Aufständen und Schießerei- 
en, wird Deutschland nicht ruhig zusehen. Der Füh- 
-er wird blitzartig handeln, und die Situation wird 
dann von den Militárs bestimmt.» 


Von Ribbentrop beendet das Gesprách mit dem 
Angebot eines Vertrages, der beides regeln soll: die 
Rückkehr des Gebietes nach Deutschland und einen 
Freihafen in Memel für Litauen. Am Folgetag berät 
das litauische Kabinett und beschließt, das Memel- 
land zurückzugeben. Am Tag danach, am 22. März, 
schließen beide Länder den von Berlin angebotenen 
Vertrag, der das Memelland zurück ins Reich bringt 
und Litauen einen Freihafen in Memel und gewisse 
Rechte garantiert. Zeitgleich gehen Noten der li- 
tauischen Regierung an die Regierungen in Lon- 
don, Rom, Paris und Tokio, die nach Artikel 15 der 
Memelkonvention als Signatarmächte »der Uber- 
tragung der Souveränitätsrechte über das Memel- 
gebiet zustimmen» müssen. Die angeschriebenen 
Mächte bekunden, dass sie nichts gegen die Rück- 
übertragung des Memellands an Deutschland 
unternehmen werden. So wird das Memelgebiet 
am 22. Márz 1939 vólkerrechtlich wieder deutsch. 


Schon in der Nacht zum 23. März beginnt das 
litauische Militär, vertragsgemäß aus Memel ab- 
zurücken. In den frühen Morgenstunden marschie- 
ren dafür drei nahe stationierte deutsche Heeres- 
bataillone von Tilsit kommend ein, und ein Dut- 
zend Schiffe der Kriegsmarine legen im Memeler 
Hafen an. Die ganze Übergabe ist kein kriegerisches 
Unternehmen. 


Der Anschluss des Memellandes entspricht dem 
Willen der großen Mehrheit der betroffenen Be- 
völkerung, und er folgt einem völkerrechtlich gül- 


brenzfragen 
in Polen T «T 
undlitauen ` ^, Litauen 


| FreieStadt / 


tigen Vertrag. Am 15. Mai 1939 erkennt die briti- 
sche Regierung die Rückkehr des Memellandes in 
einer Note an, in der sie schreibt: «Ihrer Majestät 
Botschaft (...) hat die Ehre, das [deutsche] Außen- 
ministerium (...) davon in Kenntnis zu setzen, dass 
Ihrer Majestät Regierung des Vereinigten Königs- 
reichs entschieden hat, die deutsche Vereinigung 
mit Memel de jure anzuerkennen.» 


Hitler fasste schon im Oktober 
1938 eine militärische Lösung ins 
Auge. 


Diese De-jure-Anerkennung ist insofern be- 
merkenswert, als sie in England und bei den an- 
deren Siegermächten des Ersten Weltkriegs bald 
darauf vergessen ist. Auf der Siegerkonferenz von 
Potsdam 1945 legen der englische Premier Win- 
ston Churchill und US-Präsident Harry S. Iruman ge- 
meinsam fest, was nach ihrer Lesart Deutschland 
ist. Für sie ist es ein «Deutschland in den Grenzen 
von 1937», also ohne das Memelgebiet. Auch das 
Internationale Militártribunal von Nürnberg erklárt 
die Heimkehr des Memellandes in seinem Urteil 
1946 zu einer von sechs Verletzungen des Versailler 
Vertrags. Dieses Urteil übergeht, dass die Regierun- 
gen Englands und Frankreichs der Rückgabe 1939 
auf litauisches Befragen nicht widersprochen und 
den Artikel 99 des Versailler Vertrags damit selber 
aufgehoben haben. Es übergeht die De-jure-Aner- 
kennung der Londoner Regierung von 1939, wonach 
ihre Anerkennung «von Rechts wegen» geschehe 
und nicht etwa aufgrund geschaffener Fakten oder 
infolge einer Gewalt. m 
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Annchen von Tharau 
Das berühmteste lyrische Werk 
des Memellandes stammt von 
dem Barockdichter Simon Dach 
("1605 in Memel, t 15. April 
1658 in Königsberg) und besingt 
ein einfaches Mádchen: Anna 
Neander, die 1616 geborene 
Tochter des Pfarrers von Tharau 
(Ostpreußen). Sie verlor 1629 
während des Dreißigjährigen 
Krieges beide Eltern und wuchs 
bei ihrem Onkel in Königsberg 
auf. Dach verfasste das Ge- 
dicht «Annchen von Tharau» an- 
lásslich Annas erster Hochzeit 
mit dem Pfarrer Johannes Por- 
tatius im Jahr 1636 — in sam- 
ländischen Niederdeutsch. Ins 
Hochdeutsche übertragen wur- 
de es später von keinem Gerin- 
geren als Johann Gottfried Her- 
der (1744 — 1803). 1827 unter- 
leate Friedrich Silcher den Text 
mit einer bis heute bekannten 
Melodie. In dem Lied heißt es: 
«Annchen von Tharau ist's, die 
mir gefällt, // Sie ist mein Le- 
ben, mein Gut und mein Geld. 
AU Annchen von Tharau hat wie- 
der ihr Herz. // Auf mich ge- 
richtet in Lieb’ und in Schmerz. 
// Ännchen von Tharau, mein 
Reichtum, mein Gut, // Du mei- 
ne Seele, mein Fleisch und mein 
Blut!» Anna Neander überlebte 
drei Ehemänner und starb 1689 
in Insterburg. 


Hitler 1939 bei seinem Einzug in die 
nun wieder deutsche Stadt Memel. 
Foto: picture-alliance / akg-images 


ee 


Eine Weit in Waffen 


Die Aufrüstung in Europa und Amerika bis 1939 


Hitler bricht den Versailler Vertrag, der Deutschland wehrlos 
gemacht hatte. Doch auch die Siegermächte rüsten auf. 


In Versailles war 
das deutsche Heer 
auf 100.000 Mann 
abgerüstet worden. 


Sio 


Die Wiederaufrüstung der Reichswehr nach 
Hitlers Amtsantritt in den Jahren 1933 bis 1939 
gilt landláufig als der schlagende Beweis für des- 
sen Kriegsabsichten und Eroberungspläne. Wer al- 
lerdings von der Rüstung eines Staates auf seine 
aulSenpolitischen Ambitionen schließen will, muss 
die Menge und die Qualität der Streitkräfte dieses 
Staates mit denen seiner Nachbar- oder Gegner- 
staaten vergleichen. Einer Regierung — so eine ein- 
fache Faustformel —, die anstrebt, etwa dreimal so 
viele Truppen aufzustellen wie ihre Nachbarstaaten, 
kann man unterstellen, dass sie Angriffsabsichten 
hegt. Von einer Regierung, die sich mit etwa einem 
Drittel der Truppen ihrer Nachbarstaaten begnügt, 
oder mit einem Drittel der Streitkráfte ihres stárks- 
ten Nachbarstaates, kann man annehmen, dass sie 
lediglich rüstet, um sich notfalls mit Aussicht auf Er- 
folg gegen Angriffe anderer Staaten zu verteidigen. 


Die Rüstung 1933 


Wenn man diese Rechnung für 1933 aufmacht 
und dabei Großbritannien und die Sowjetunion 
nicht mit einbezieht — weil sie keine unmittel- 
baren Nachbarn sind —, ergibt der Vergleich der 


Landstreitkráfte Deutschlands mit denen Frank- 
reichs und der mit Frankreich gegen Deutschland 
verbündeten Nachbarstaaten eine Überlegenheit 
des Auslands an aktiven Friedens-Heeresdivisionen 
von 12:1. Den 100.000 Mann im deutschen Heer 
stehen gegenüber: 

605.000 Franzosen 

66.000 Belgier 

298.000 Polen 

140.000 Tschechen und 

32.000 Litauer 


Ein weiteres Risiko für Deutschland — wenn 
auch erst in der zweiten Reihe — stellen die 885.000 
sowjetischen Soldaten dar. 


Erschwerend kommt aus deutscher Sicht hinzu, 
dass das Reich infolge des Versailler Verbots seit 
15 Jahren ohne Wehrpflicht keinerlei Reservekráfte 
unterhált. Die Nachbarstaaten verfügen allesamt 
über Waffen und Reservisten, mit denen ihre Heere 
durch Mobilmachung für den Kriegsfall vergrößert 
werden können. Den deutschen 100.000 Mann 
stünden im sogenannten K-Fall 
m 45MIllionen Franzosen 
m 3,2 Millionen Polen 
= 1,3 Millionen Tschechen 
0,6 Millionen Belgier und 
= 0,15 Millionen Litauer gegenüber. 


So ergibt sich für den Kriegsfall eine Überlegen- 
heit der Nachbarstaaten gegenüber Deutschland 
von 1:97, an der sich Hitler und die Reichswehr- 
führung bei einer Wiederaufrüstung bis zur Ver- 
teidigungsfähigkeit orientieren müssen. 


Ein Vergleich der Luftstreitkräfte führt in noch 
ganz andere Dimensionen. Alle Nachbarn haben 
ihre Luftwaffen nach dem Ersten Weltkrieg bel- 
behalten. Nur Deutschland darf keine Luftstreit- 
kräfte unterhalten und besitzt, außer wenigen 
Schul- und Kurierflugzeugen, nichts. Zum Jahres- 
wechsel 1932/33, bevor Hitler deutscher Kanzler ist, 
wird die Aufrüstung der vielen Luftarmeen in Euro- 
pa noch von der französisch-italienischen Rivali- 
tät rund um das Mittelmeer, von Frankreichs all- 
gemeiner Furcht vor Deutschland und von Englands 
Angst vor Frankreichs Bomberflotte angetrieben. 
Die Flugzeugbestände der Luftarmeen zu der Zeit 
betragen etwa: 
= in den mit Frankreich, gegen Deutschland ver- 

bündeten Nachbarstaaten (F, IT, PO, CSR, BE) 

6.420 Militárflugzeuge 
= in Großbritannien und der Sowjetunion 3.500 

Militárflugzeuge 
= in den Vereinigten Staaten von Amerika 3.100 

Militärflugzeuge 
= und in Deutschland 70 Militárflugzeuge. 


Der Vergleich der Kriegsmarinen muss — der 
Natur der Seestreitkräfte folgend — alle ver- 
bündeten und gegnerischen Seestreitkräfte ein- 
beziehen, also nicht nur die der Nachbarstaaten. 
Hier zeigt sich, dass die Reichsmarine 1933 den 


Kriegsmarinen der Staaten, die den Versailler 
Vertrag als Gegner Deutschlands unterschrieben 
haben, 1:30 unterlegen ist. 


Die wehrpsychologische Lage ist in Deutsch- 
land bei Hitlers Amtsantritt noch immer von zwei 
Erfahrungen der jüngsten Nachkriegszeit geprägt: 
Zum Ersten ist noch nicht vergessen, dass ın den 
1920er Jahren französische, belgische, litauische 
und auch polnische Truppen und Milizen trotz des 
in Versailles geschlossenen Friedens wiederholte 
Male in Deutschland eingefallen sind und zeitweise 
oder auf Dauer deutsche Grenzregionen annektiert 
haben, ohne dass die kleine Reichswehr mit ihren 
nur 100.000 Soldaten dieses hat verhindern kön- 
nen. Zum Zweiten ist allen politisch interessierten 
Deutschen noch präsent, dass die Siegermächte 
von 1918 zahlreiche ihrer eigenen Abrüstungsver- 
pflichtungen aus dem Versailler Vertrag nicht ein- 
gehalten haben. So wird die Wiederaufrüstung In 
Deutschland ab 1934 durch die jüngsten Angriffe 
von vier Nachbarlàndern, durch die offenkundig feh- 
lende Fáhigkeit zur Selbstverteidigung und durch 
die Vertragsbrüche der Siegermáchte augenfállig 
legitimiert. 


Das Abrüstungsgebot von Versailles 


Im Vertrag von Versailles ist vereinbart worden, 
dass sowohl die Sieger als auch die Besiegten ihre 
Truppen auf das erforderliche Mindestmaß zu re- 
duzieren haben. Er sieht vor, dass Deutschland zu- 
erst abrüstet und dass die anderen Staaten fol- 
gen müssen. Deutschland erfüllt seine Pflicht bis 


Deutsche Panzer bei einer Ernte- 
dankfest-Parade im Jahr 1935. 
Foto: Everett Historical / Shutters- 
tock.com 


Ab 1932 beginnen 
die großen See- 
maächte, wieder 
Schlachtschiffe, 
Flugzeugträger und 
Kreuzer zu Dauen. 
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1077 und baut die Reichswehr auf die bereits er- re Waffen für alle Staaten mengenmäßig zu be. das deutsch-britische Verhältnis, und beide Staa- 


ähnten 100.000 Mann im Heer und 15.000 Mann grenzen. Als das scheitert, lässt Hitler die kleine — ten treten In einen neuen deem, It enini Lx Be — NN ul Sam I 
in der Marine ab. Die Luftstreitkräfte werden gänz- Reichswehr zu einer starken und modernen Wehr. inen ein. So — o , bet wn E Z ; BEE | EEN D xum | jl 
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gewesen, ihre Abrüstungszusagen gleichfalls ein- Rüstungsbegrenzungsversuche ist der deutsch-bri- 7-Plan getaufte Flottenrüstungsp an, der die End- NE one mee AD ET elt | 
zulösen. Der Völkerbund stellt 1927 zwar formal tische Flottenvertrag von 1935, der Deutschlands ausbau-Planung für die deutsche Kriegsmarine für u gr Tri 
den Vollzug der deutschen Truppen- und Waffen- Seestreitkráfte auf 35 Prozent der englischen be- das Zieljahr 1945 um den GT? vergrößert. Doch 
reduzierung fest, aber die darauffolgenden Genfer grenzt. Damit ist einerseits das Versailler Limit für f es fehlt dem Deutschen Reich an Werften, Stahl 
Abrüstungsverhandlungen von 1927 bis 1934 füh- die Reichsmarine aufgehoben, andererseits bleibt i und Geld. Anfang 1939 steht das Stärkeverhältnis 
ren zu keiner nennenswerten Abrüstung der Sieger- die britische Uberlegenheit auf See gewahrt. zwischen der deutschen Flotte und denen mane 
^ staaten aus dem Ersten Weltkrieg. | | di reichs und Englands damit noch immer bei 1:2:6. 
E Schon die beiden Regierungen vor Hitler be- 7943 įst das deutsche Heer den Insgesamt verfügen im September 1939 an PEM a a NU QOL er ee 
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sches Historisches Museum, Berlin Die polnische Regierung schlägt 1933 der französi- marine zur Royal Navy aufgeschlossen. 
schen vor, Deutschland von zwei Seiten anzugreifen, | f = Ee 
was Frankreich ablehnt, die Reichsregierung jedoch Ab 1932 beginnen die großen Seemächte, wie- ner Rüstungswettlauf der Luftwaffen 
bald erfährt. Polen besitzt zu dieser Zeit mit seinem der Schlachtschiffe, Flugzeugträger und Kreuzer zu | | | 
298.000-Mann-Heer immerhin dreimal so viele Sol- bauen. Schon 1831 beginnen Frankreich und Eng E In Deutschland, das zu der Zeit weder mit Hee- Lë, 
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sondere Bedeutung für die Sicherheit des Reiches. 
Zügig und mit Nachdruck wird eine neue Luftwaffe 
für die Wehrmacht aufgebaut. 


Vier Nachbarländer sind trotz des 
Versailler Friedensvertrags in 
Deutschland einmarschiert. 
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Fast zeitgleich läuft die Luftrüstung anderer Län- ` Ge nn Inn 

| i ais nrc) | an 
der in Europa. Seit 1930 werden in der Sowjetunion 99s Dierjahresplan , 
jährlich etwa 860 Militärflugzeuge gebaut und ab NS-Proregandaplan' zum 

1935 sogar 3.500 Stück. Frankreich und England rüs- sogenannten Vierjahresplan, den 
ten ihre Luftwaffen seit den 1920er Jahren gegen- Hitler auf dem Reichsparteitag 
einander auf. 1932 und 1934 erweitert England 1936 proklamierte. Beauftrager zur 
seine Royal Air Force. 1935 bauen die USA ihre Durchführung war Hermann Göring. 


E : | ! Von der Maßnahme profitierten vor 
ersten viermotorigen Langstreckenbomber. SI Eroßimtemehen wie Tins 


EAR) sen und Krupp, die Rüstungsgüter 
Bei Kriegsausbruch ist Deutschland zwar schon produzierten. Foto: Deutsches His- 


zweite Luftmacht hinter Russland, doch es ist den —  torisches Museum, Berlin 
drei Gegnern England, Frankreich, Polen zusammen 
noch erheblich unterlegen. Am 1. September 1939 
verfügen die europáischen Staaten über die fol- 
genden Mengen an sogenannten Frontflugzeugen: 
Sowjetunion 5.000, Deutschland 4.033, England o 
3.600, Frankreich 2.550 und Polen 800. = 
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auf der Landstreitkralte 


Rüstungswatt 


Männer der 
Deutschen Legion Condor 
zer chen vom ihren Erb 
b "zo oder spanischen 
Ariegsschouplatz 


Bild links: Die Generäle Erhard Milch, Wilhelm Keitel. Wal- 
ther von Brauchitsch, und Erich Raeder {wI.n.r.} auf dem 


Amerikanische Nürnberger Reichsparteitag, der wi des Ö ch-A 
e , : 7 hc nzuschließen. sei er- T r Heic itag, der wegen des Sterreich-An- 
Heuchelei Um an die Vorgeschichte à ch schlusses den Titel «Reichsparteitag Großdeutschland» 


Die USA sind nach dem Ersten 
Weltkrieg von keinem anderen 
Staat bedroht. Doch schon 1930 
entwickelt das amerikanische 
War Department [Kriegsminis- 
terium) einen «Industrie-Mo- 
bilisierungsplan» zur Umstel- 
lung der US-Industrie auf ihre 
spätere Kriegswirtschaft. Ame- 
rika rüstet seine Flotte mit ei- 
nem Tempo auf, das auch noch 
1933 und 1934 nicht mit Hitlers 
Außenpolitik begründet wer- 
den kann. Schon 1934 erarbei- 
tet das US War College einen 
Kriegsplan gegen Deutschland, 
Österreich und Ungarn. Dass es 
dem Präsidenten — wie er spä- 
ter vorgibt — um den Schutz von 
Demokratie und Menschenrech- 
ten geht, ist angesichts der im 
eigenen Land ausgeübten Ras- 
sendiskriminierung von Schwar- 
zen und Indianern und bei der 
späteren Allianz mit der men- 
schenverachtenden Diktatur in 
Russland nicht zu unterstellen. 


wähnt, dass Reichskanzler Franz von Papen im Ok- 
tober 1932 nach sechs ergebnislosen Jahren De 
den Genfer Abrüstungsverhandlungen beschließt, 
die Reichswehr notfalls ohne Einigung mit den 
Siegermáchten zu vergrößern. Im November 1932 
sieht der Rüstungsplan der Reichswehr bereits ein 
Friedensheer von 175.000 Soldaten vor. Im De- 
zember 1932 beschließen die Siegermáchte, dem 
Deutschen Reich in Rüstungsfragen die prinzipiel- 
le Gleichheit einzuráumen, was Frankreich aller- 
dings weiterhin verweigert. Anfang 1933 kommen 
zwei Politiker ins Amt, die beide sofort nach Amts- 
antritt beginnen, ihre Lánder aufzurüsten: Adolf Hit- 
ler, landmachtorientiert mit Vorrang für Heer und 
Luftwaffe, und US Prásident Roosevelt, seemacht- 
orientiert — wie schon erwáhnt — mit Fokus auf die 
amerikanische Marine. 


Hitler gibt Heer und Luftwaffe den 
Vorrang. 


Da ab 1933 alle Versuche der deutschen Reichs- 
regierung an Frankreichs Haltung scheitern, sich 
auf gemeinsame Truppen-OÜbergrenzen zu elini- 
gen, und Deutschland noch immer von den Militär- 
bündnissen Frankreichs, Polens, Belgiens und der 
Tschechoslowakei eingekreist ist, beginnt Deutsch- 
land im Alleingang, seine Reichswehr erst auf 36, 
dann auf 40 und schließlich auf 51 aktive Heeres- 


erhielt. Foto: Bundesarchiv, Bild 183-H12262, CC-BY-SA 3.0, 
Wikimedia Commons 

Bild rechts: Sonderheft der Zeitschrift «Die Wehrmacht» zum 
Spanischen Bürgerkrieg, um 1939. Foto: Deutsches Histori- 
sches Museum, Berlin 


divisionen aufzurüsten. Daneben entsteht — wie in 
allen Nachbarstaaten — ein Reserveheer. Für die 
Wehrmacht sind das 51 Landwehr-, Sicherungs-, Er- 
satz- und Reserve-Infanteriedivisionen. 


Mit einer Streitmacht von 51 aktiven und 51 
Reservedivisionen, wenn sie voll ausgerüstet und 
mobilgemacht sind, hat Deutschland eine Angriffs- 
fáhigkeit erlangt, der kein Nachbarstaat allein — 
ausgenommen Frankreich — widerstehen könnte, 
Andererseits sind diese 102 Divisionen auch nur 
die Truppenstärke, die Deutschland notfalls bräuch- 
te, um sich gegen eine gegnerische Allianz wie die 
im Ersten Weltkrieg zu verteidigen. 


Der deutschen Öffentlichkeit ist 1939 noch 
gegenwärtig, dass vier Nachbarländer im Versailler 
Frieden, der keiner war, mit Truppen in Deutschland 
einmarschiert sind, ohne dass das 100.000-Mann- 
Heer davor schützen konnte, und dass die Sieger- 
mächte von 1918 zahlreiche ihrer eigenen Ab- 
rüstungs-Verpflichtungen nicht eingehalten haben. 
So ist die Wiederaufrüstung in Deutschland ab 
1934 durch die Ereignisse der letzten 15 Jahre 
augenfällig legitimiert, auch wenn sie manchem 
Deutschen schon damals riskant erschienen Ist. m 
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Bis aufs 


Polen und seine Minderheiten 


Im 1921 eroberten 
Osten des Landes 
ist nur jeder 
Sechste Pole. 


RUDRIOMUISOLUNROM. EEE. 


Jozef Pilsudski, nach dem Ersten 
Weltkrieg zunáchst unbestrittener 
Führer des neugegründeten polni- 
schen Staates, musste sich 1925 
zurück an die Macht putschen. Hier 
eine Abbildung aus jenen lagen. 
Foto: Marian Fuks, CCO, Wikime- 
dia Commons 
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Die verschwiegene Wahrheit: Warschau unterdrückte Juden, 
Deutsche, Ukrainer und andere Völker. 


Das nach dem Ersten Weltkrieg neu erstandene 
Polen ist mit der Angliederung ehemals ukraini- 
scher. weißrussischer, litauischer, tschechischer 
und deutscher Landesteile ein Vielvölkerstaat ge- 
worden. Die Bevölkerung des Landes besteht im 
Jahre 1921 aus 30 Millionen polnischen Staats- 
bürgern, von denen 19 Millionen — also beinahe 
zwei Drittel — als Muttersprache Polnisch sprechen. 
Fünf Millionen sind Ukrainer, zweieinhalb Millionen 
Juden, zwei Millionen Deutsche und 1,2 Millionen 
Weißrussen. Dazu kommen weitere Minderheiten 
litauischer, tschechischer oder ungarischer Her- 
kunft sowie Kaschuben und Slonzaken. Im 1921 er- 
oberten Ostpolen sind die Polen selber eine Minder- 
heit. Auf 9,8 Millionen Ukrainer, Juden und Weiß- 
russen kommen dort gerade einmal 1,8 Millionen 
angestammte Polen, also nicht einmal ein Sechs- 
tel aller Menschen, die dort wohnen. 


Russifizierung, Eindeutschung, Polonisierung 


Polen hat die Rechte seiner Minoritäten zu- 
nächst in dem zum Versailler Vertrag gehörenden 
Minderheitenschutzvertrag garantiert. Doch 1934 
kündigt Polen dieses Abkommen. Die Polen rächen 
von Beginn ihrer neuen Staatengründung an die frü- 


her erduldete Russifizierung und Eindeutschung auS 
der Zeit der polnischen Teilungen. Sie gehen aller- 
dings mit der Polonisierung derer, die nun Minder- 
heit in ihrem Staat sind, weit über das hinaus, was 
ihnen selbst zuvor — zumindest unter deutscher und 
Habsburger Herrschaft — zugemutet worden ist. 


Der Vàlkerbund macht die Lage der Minder- 
heiten in Polen wiederholt zum Thema, doch greift 
kaum ein. Am 15. Juni 1932 berichtet Baron Noel 
Edward Noel-Buxton vor dem Oberhaus in London 
über eine Tagung des Völkerbundsrates zu diesem 
Thema: «In den letzten Tagen sind auf den Tagun- 
gen des Rats des Völkerbundes wichtige Fragen, die 
die nationalen Minderheiten betreffen, behandelt 
worden. Vor allem wurde auf der Januartagung ein 
Bericht verhandelt, der sich mit der sogenannten 
Terrorisierung bescháftigte, die im Herbst 1930 in 
der Ukraine stattgefunden hat. (...) Assimilierung 
durch Zerstórung der Kultur ist an der Tagesordnung. 
(...) Aus dem Korridor und aus Posen sind bereits 
nicht weniger als eine Million Deutsche seit der 
Annexion abgewandert, weil sie die Bedingungen 
dort unerträglich finden. (. ..) Im polnischen Teil Ost- 
galiziens wurden vom Ende des Krieges bis 1929 
die Volksschulen um zwei Drittel vermindert. In den 
Universitáten, in denen die Ukrainer unter óster- 
reichischer Herrschaft elf Lehrstühle innehatten, 
besitzen sie jetzt keinen, obwohl ihnen 1922 von 
der polnischen Regierung eine eigene Universitát 
versprochen worden war. In dem Teil der polnischen 
Ukraine, der früher zu Russland gehórte, in Wolhy- 
nien, sind die Bedingungen noch härter (...). Wir 
können in diesem Zusammenhang eine besonders 
beklagenswerte Tatsache nicht beiseitelassen, 
nämlich die Folterung von Gefangenen in Gefáng- 
nissen und von Verdächtigen, die sich die Ungnade 
der polnischen Behörden zugezogen haben.» 


Blutige Kämpfe zwischen den Valksgruppen 


Weißrussen und Ukrainer als angestammte 
Mehrheit in Polens 1921 erobertem neuen Osten 
setzen sich energisch gegen alle Polonisierungs- 
und Katholisierungsversuche zur Wehr. Als die Re- 
gierung in Warschau darangeht, Land in Weißruss- 
land zu enteignen und 1924 und 1925 die weiß- 
russische Sprache für Zeitungen und Schulen zu 
verbieten, kommt es zu einem Volksaufstand, zu 
Terror und zu Gegenterror. Bis 1938 zerstört die pol- 
nische Armee den Weißrussen und Ukrainern 127 
orthodoxe Kirchen, Bethäuser und Kapellen. Das 
Land bleibt bis zur Besetzung durch die Sowjetunion 
im September 1939 unbefriedet. 


Auch in der Ukraine steht das Nebeneinander 
von Polen und Ukrainern unter einem schlechten 
Stern. Nach Ende des Ersten Weltkrieges kommt es 
zuerst zu schweren Ausschreitungen der Ukrainer 
gegen die Polen, die sie als frühere Unterdrücker 
in Erinnerung haben. Dann erobert Polen die West- 
ukraine, und die Rache tobt in umgekehrter Rich- 
tung. 1930 schreibt Erzbischof Andrej Scheptyz- 
kyj , Metropolit der griechisch-katholischen Kirche 
von Lemberg, einen Brief an einen Freund, in dem 
er klagt: «Wir durchleben schreckliche Zeiten. Die 
otrafexpeditionen ruinieren unsere Dörfer, unse- 
re Schulen, unsere wirtschaftlichen Institutionen. 
Tausende von Dorfbewohnern, selbst Priester, Frau- 
en, Intellektuelle wurden geprügelt, oft, bis sie das 
Bewusstsein verloren.» 


Bis 1838 zerstürt die polnische 
Armee den Weißrussen und 
Ukrainern 127 orthodoxe Kirchen. 


Auch die 2,5 Millionen Juden im Lande zählen 
als fremde Minderheit. Der polnische Historiker 
Oskar Halecki schreibt 1963 in seiner «Geschich- 
te Polens»: «Die jüdische Frage wurde besonders 
brennend vor dem Zweiten Weltkrieg. Dies war 
eine sehr einschneidende Frage, wenn man bedenkt, 
dass mehr als drei Millionen Juden (...) über das 
ganze Land verstreut lebten (...). Unter diesen Um- 
stánden war das Aufkommen einer antisemitischen 
Bewegung, aus wirtschaftlichen Gründen weit mehr 
als aus rassischen, fast unvermeidlich.» 


M —— : 


Staatsgrenzen und 
"sprachgebiete 1837 


Die antisemitische Bewegung, wie Halecki 
diese bezeichnet, führt dazu, dass in den Jahren 
von 1933 bis 1938 rund 57.000 Juden ihr polnisches 
Heimatland verlassen und Zuflucht im benachbarten 
Deutschland und auf dem Weg über Deutschland 
im westlichen Ausland suchen, meist in den USA. 


Eine weitere Minderheit von nur 106.000 Men- 
schen sind die Kaschuben, die Urbevölkerung im 
küstennahen Pomerellen aus der Zeit vor der ers- 
ten polnischen Eroberung. Sie pflegen neben einer 
eigenen Sprache auch ihre eigene Identität. Ihre 
politische Bedeutung in den 1920er Jahren ergibt 
sich aus ihrem Siedlungsgebiet im Norden West- 
preußen-Pomerellens, eine sich über südöstliche 
Teile der Ostseeküste erstreckende historische 
Landschaft an der Weichselmündung. Die Polen 
zählen die Kaschuben als Polen, um nachzuweisen, 
dass die Bevölkerung im Korridor schon immer pol- 
nisch war. Die Unzufriedenheit der Kaschuben mit 
der neuen Staatsgewalt in Warschau wird ihnen 
als Undank und Dummheit ausgelegt. 


Das Schicksal der Deutschen 


Die deutsche Minderheit in Polen — zunächst 
gut zwei Millionen Menschen — nimmt bis 1923 auf 
1,2 Millionen ab. Als erstes inhaftiert man 16.000 
Deutsche als Staatsfeinde in zwei Konzentrations- 
lagern im Posener Gebiet. Ab 1922 werden die 
Deutschen ausgewiesen, die nach 1908 ins Land 
gekommen sind. Dann stellt man die Angehórigen 
dieser Minderheit vor die Wahl, sich für Polen zu 
entscheiden oder für Deutschland oder andere Län- 
der zu optieren und dorthin auszuwandern. Die so- 
genannten Optanten, die sich zu Deutschland oder 


Bild links: Verbreiteter Antisemitis- 
mus: Polnisch-jüdische Kinder in 
der Karpato-Ukraine 1938. 

Foto: picture-alliance / /HIP 


«Nieder mit dem Bolschewis- 
mus!» Polnisches Propaganda- 
plakat von 1920. Einen Vorstoß 

der Roten Armee vor die Tore War- 
schaus schlug Pilsudski zurück und 
annektierte im Gegenzug russische 
Gebiete, die im Zuge des Hitler-Sta- 
lin-Paktes wieder an Moskau fielen. 
Foto: CCO, Wikimedia Commons 
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Ernst Heinrich Freiherr von Weiz- 
säcker, Vater des späteren Bundes- 
präsidenten, war Erster Staats- 
sekretär unter Reichsaußenminister 
Joachim von Ribbentrop. 

Foto: Bundesarchiv, Bild 146-1979- 
093-29, CC-BY-SA 3.0, Wikimedia 
Commons 


August 1925, Grenzmark Fosen/ 
Westpreußen: Ausweisung deut- 
scher Optanten aus den an Polen 
abgetretenen Gebieten Schlesiens, 
Posens und Westpreußens, die die 
Annahme der polnischen Staats- 
bürgerschaft verweigert haben. 
Foto: picture alliance / akg-images 


Volksdeutsche flüchten aus Polen 
aus Angst vor Repressalien. Hier 
eine Sammelstelle in Tiegenhof bei 
Danzig im Sommer 1938. Foto: pic- 
ture alliance / ullstein bild 


Üsterreich bekennen, müssen ab 1925 das Land ver- 
lassen. Zudem entlásst man die deutschsprachigen 
Beamten. Etwa die Hálfte der russischen, jüdischen 
und deutschen Schulen und Universitáten wird ge- 
schlossen. Der doppelsprachige Unterricht, soweit 
nach Kriegsende noch erteilt, wird per Gesetz verbo- 
ten. Einem großen Teil der Deutschen, genauso wie 
der Ukrainer, Weißrussen, Juden und Österreicher 
werden ihre Arzt- und Apothekerapprobationen und 
die Gescháfts- und Verlagslizenzen entzogen. Und 
ansonsten wird von polnischer Seite wirtschaftlich 
alles boykottiert, was nicht polnisch ist. 


Als 1938 erst Österreich und dann die Sudenten- 
gebiete mit dem Deutschen Reich vereinigt werden — 
oder okkupiert, wie dies die Polen sehen —, steigt 
die Angst der Polen, Deutschland kónnte auch von 
ihnen Land und Menschen aus dem Bestand des 
früheren Deutschen Reichs zurückverlangen. Nach 
der Annexion des bis dahin tschechoslowakischen 
Teschener Gebiets durch Polen im September 1938, 
als Hitler Verhandlungen über die Zukunft der Stadt 
Danzig einleitet, nimmt die Feindschaft der Polen 
gegen ihre deutsche Minderheit besonders schar- 
fe Formen an. Terrorakte gegen Deutsche, die Zer- 
stórung deutscher Gescháfte und Brandstiftungen 
auf deutschen Bauernhöfen werden zum Pogrom. 
Nach der Rückgliederung des Memellandes an das 
Reich im Márz wird die Lage der Deutschen gánzlich 
unertráglich. Im Sommer 1939 wird die Zahl derer, 
die dem entkommen wollen und Polen quasi illegal 
verlassen, immer größer. Bis Mitte August sind über 
76.000 Menschen ins Reich geflohen und 18.000 zu- 
sátzlich ins Danziger Gebiet. Die Berichte über den 
Umgang der Polen mit ihrer deutschen Minderheit 
und die Schilderungen der Geflohenen sind Öl ins 


Feuer des beiderseitigen Verhältnisses in den letz- 
ten Wochen vor dem Kriegsausbruch. Der dama- 
lige Staatssekretár Ernst von Weizsácker schreibt 

dazu in seinen Erinnerungen: «Unsere diplomatı- 
schen und Konsularberichte zeigten, wie 1939 die 

Welle immer hóher auflief und das ursprüngliche 

Problem, Danzig und die Passage durch den Korri- 
dor, überdeckte.» 


Bis Mitte August 1938 sind über 
76.000 Deutsche ins Reich 
geflohen. 


| * a: — 


Polen hat sich, anders als von den Sieger- 
máchten des Ersten Weltkriegs vorhergesehen 
und gewünscht, nicht zu einem Vielvólkerstaat 
nach Art der Schweiz entwickelt. Es verspielt von 
Anfang an die Chance, die anderen Volksgruppen 
in ein neues Vaterland zu integrieren. Man macht 
im neuen Polen nicht einmal den Ansatz eines Ver- 
suchs, die großen Minderheiten der Deutschen, 
Juden, Weißrussen und Ukrainer für das eigene 
Land zu gewinnen. Das Bemühen, deren Identität 
zu zerstören, dreht Hass und Terror in einer Spirale 
fast zwei Jahrzehnte lang nach oben. So ist 1939 
in Deutschland und in Russland auch niemand mehr 
bereit, die Polen als Opfer der drei früheren Teı- 
lungen zu betrachten, denen man historisch etwas 
schuldet. Man sieht in ihnen mittlerweile die Täter 
gegen Deutsche, Weißrussen und Ukrainer, denen 
ein schlimmes Schicksal das Los der Minderheit ın 
Polen aufgebürdet hat. m 


Ziemlich beste 


_ Polens Bündnispolitik 1920-1939 


freunde 


Die Schutzmächte Frankreich und Großbritannien benutzen ihren osteuropäischen 


Klientelstaat für eigene Interessen. 


Polens Sicherheit beruht ab 1920 auf einem Netz- 
werk von Verträgen. Zunächst knüpfen Frankreich 
und das Kollektiv der Siegermächte dieses Netz. 
Letztere binden Polen an einen Minderheitenschutz- 
vertrag, um den vorhersehbaren Sprengstoff, den 
die neu geschaffenen Minoritäten bilden, zu ent- 
schärfen und um den Vaterländern dieser Minder- 
heiten den Grund für spätere Rückeroberungen zu 
nehmen. Polen empfindet diese Regelung als Dis- 
kriminierung und kündigt 1934 den Vertrag, der je- 
doch Teil des Vertragswerks von Versailles ist. Polen 
rüttelt damit zum zweiten Mal an der Konstruktion 
der Pariser Vorortvertráge. Das Mal davor war es 
die Nichtanerkennung der Curzon-Linie, der vor- 
gesehenen Grenze zwischen Polen und der Sowjet- 
union. Die polnischen Regierungen demontieren 
damit eine Friedensordnung, auf die sie sich immer 
wieder selbst berufen — eine Ordnung, die Polen 
später vielleicht hätte schützen können. 


Auch das Verhältnis zu den meisten seiner Nach- 
barstaaten wird von Polen zwischen beiden Krie- 
gen stark belastet. Polen nutzt Russlands Schwäche 


während der Revolutionsjahre und erobert Teile der 
bis dahin russischen Ukraine und Weißrusslands. 
Es erobert 1921 einen Teil des Nachbarn Litauen. Es 
erobert 1921 mit Milizen und Militär einen Teil des 
bis dahin deutschen Oberschlesiens und erpresst 
die 1938 geschwáchte Tschechoslowakei mit einem 
Ultimatum und einem militárischen Drohaufmarsch, 
ihm das halbe Teschener Gebiet abzutreten. So hat 
Polen bis Anfang 1939 bei allen Nachbarn, außer 
Lettland und Rumánien, quasi eine Rechnung offen. 


Eine Schutzmacht mit eigenen Interessen 


Nach 1920 knüpft Frankreich sein Netz von bi- 
lateralen Verträgen mit den Staaten Mittel-Ost- 
europas, um Deutschland mit einer sogenannten 
Kleinen Entente einzukreisen. Am 19. Februar 1921 
schließen Polen und Frankreich einen Allianzver- 
trag mit dem Versprechen, sich im Falle eines nicht 
provozierten Angriffs durch dritte Staaten gegen- 
seitig beizustehen. Der Vertrag wird durch eine ge- 
heime Militárkonvention ergánzt, die die franzósi- 
sche Unterstützung im Falle eines deutschen oder 


Zwei Tage nach dem Münchner 
Abkommen marschierten polnische 
Truppen im November 1938 in den 
tschechischen Teil der geteilten 
Grenzstadt Teschen ein. Foto: CCO, 
Wikimedia Commons 


Polen hat Gebiete 
aller Nachbar- 
Staaten außer Lett- 
land und Rumänien 
annektiert. 
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Aufmarsch französischer Trup- 
pen im Dienste der interalliierten 
Regierungs- und Plebiszitkommi- 
sion für Oberschlesien in Katto- 
witz/Oberschlesien. Das Gebiet 
entschied sich 1921 in einer Volks- 
abstimmung für die Zugehörigkeit 
zum Deutschen Reich, was Polen 
und die Westmächte aber nicht 
akzeptierten. Foto: picture-alliance 
/ akg-images 


Paris fordert 
Warschau auf, 
jeden Kompromiss 
Zu verweigern. 


sowjetischen Angriffs gegen Polen regelt. Frank- 
reichs Absicht hinter den Vertrágen ist indessen, 
dass Polen Frankreich mit Truppen gegen Deutsch- 
land unterstützt, sollte Frankreich dieses Beistands 
einmal bedürfen. 


1936, als Hitler Truppen in die Rheinlandzone 
einmarschieren lásst und damit die Wehrhoheit im 
eigenen Lande wiederherstellt, fühlt sich Frank- 
reich zu schwach, dies zu verhindern. Es macht kei- 
nen Gebrauch mehr von der Möglichkeit, die Klei- 
ne Entente zu einer Strafaktion gegen Deutschland 
zu aktivieren. Spätestens von da an weif man auch 
in Warschau, dass Paris nun nicht mehr auf die pol- 
nische Karte setzt. 


Im Januar 1939, also noch ehe Hitler die Rest- 
tschechei besetzen lásst und Frankreich damit 
einen Kriegsgrund liefert, greift die franzósische 
Regierung von Paris aus in die damals laufenden 
deutsch-polnischen Verhandlungen um Danzig ein 
und torpediert diese. Zu der Zeit gilt noch immer Hit- 
lers sehr moderater Kompromissvorschlag: «Danzig 
kommt politisch zur deutschen Gemeinschaft und 
bleibt wirtschaftlich bei Polen.» 


Am 26. Januar 1939 — also noch vor der Be- 
setzung der Tschechei — fordern der französische 
Premierminister Édouard Daladier und sein Außen- 
minister Georges Bonnet die Warschauer Regierung 
auf, «den Forderungen gewisser Nachbarn ein kate- 
gorisches Nein entgegenzusetzen».In Paris kennt 


man Hitler inzwischen so gut, dass man weiß, dass 
er die Danzig-Frage nicht ergebnislos im Sand ver- 
laufen lassen würde. So heißt Daladiers Ratschlag 
des «kategorischen Neins» nichts anderes, als jeden 
Kompromiss abzulehnen und damit bewusst den 
Krieg zu wáhlen. Das lásst nicht nur den Verdacht, 
sondern gar den Schluss zu, dass die franzósische 
Regierung schon im Januar 1939 versucht hat, Polen 
im franzósischen Interesse in einen Krieg zu locken. 


Am 16. März 1939 ändert sich die Situation er- 
neut. Hitler bricht an diesem Tag sein Münchner 
Versprechen und macht die Resttschechei zum Pro- 
tektorat. Das ist für die Polen, Briten und Franzo- 
sen Grund zu der Befürchtung, dass die Deutschen 
bald auch Danzig übernehmen wollen. Nun bittet 
Polen England und Frankreich um ein Garantiever- 
sprechen für sich selbst. Am 25. März 1939 gibt Lon- 
don dieses Versprechen. Am 31. März folgt Paris mit 
einer Garantieerklärung. 


Falsches Spiel 


Und im Mai 1939 — also vier Monate vor Kriegs- 
ausbruch — verspricht der französische Ober- 
befehlshaber General Maurice Gamelin dem pol- 
nischen Kriegsminister Tadeusz Kasprzycki, dass 
Frankreich — wenn nótig — gemeinsam mit Polen 
in einen Feldzug gegen Deutschland ziehen werde. 
Konkret verspricht er eine Großoffensive ab dem 15. 
Tag der eigenen Generalmobilmachung. Premier- 
minister Daladier weiß aus einem Gespräch mit 


Gamelin, dass dieser nicht plant, die Zusage auch 
einzulósen. Beide lassen Warschau dennoch in 
dem falschen Glauben, dass sie mit Frankreich ge- 
meinsam gegen Deutschland siegen kónnten. An- 
ders ist die Siegesgewissheit der Polen vor Kriegs- 
ausbruch nicht zu erkláren. 


Für Deutschland ist dabei bedeutend, dass die 
Zusage eines Angriffs der Franzosen gegen Deutsch- 
land auch dann gelten soll, wenn nicht Polen an- 
gegriffen, sondern nur Danzig an Deutschland an- 
geschlossen würde. 1939 hat Frankreich damit mas- 
siv das Feuer für einen neuen Krieg geschürt. 


London treibt zum Krieg 


Großbritannien übernimmt erst kurz vor Beginn 
des Zweiten Weltkriegs die Rolle einer Schutz- 
macht Polens. Die Haltung Londons gegenüber 
Warschau bleibt wegen Polens Eroberungen der 
letzten Jahre zunächst lange sehr distanziert. 
Desgleichen sieht man die Unterdrückungspolitik 
der Polen gegenüber den Ukrainern, Weißrussen, 
Juden und Deutschen mit großem Unbehagen. So 
ist Polen für Großbritannien bis 1939 das, was man 
heute als Schurkenstaat bezeichnet. 


Mit Hitlers Tschechei-Handstreich im März 1939 
rückt Polen plötzlich wieder ins Zentrum englischen 
Interesses. In London weiß man sehr genau, dass 
nach einer Heimkehr Danzigs irgendwann die Kolo- 
nien an die Reihe kämen, die Großbritannien 1919 
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Deutschland abgenommen hat. England will dem 
weiteren Gang der Revisionen deshalb rechtzeitig 
ein Ende setzen, und dazu eignet sich der deutsche 
Streit mit Polen um den Freistaat Danzig. London 
schlägt vor, Frankreich und die Sowjetunion als 
weitere Garantiemächte mit ins Boot zu nehmen. 
Doch Polen befürchtet zu Recht, dass Moskau sich 
in einem Krieg gegen Deutschland die ihm 1921 ab- 
genommenen Gebiete der West-Ukraine und Weiß- 
russlands wiederholen kónnte. Die polnische Re- 
gierung ersucht deshalb die britische um ein bi- 
laterales Schutzabkommen ohne die Sowjetunion 
gegen Deutschland. Am 31. Márz 1939 spricht 
Außenminister Lord Halifax die Garantieerklárung 
für Polen aus, und am 25. August schließen London 
und Warschau das Beistandsabkommen, das sich 
beide im Márz in London bereits zugesichert hat- 
ten. Zur vollen Wahrheit gehört auch, dass England 
damit die im Márz noch laufenden Verhandlungen 
zwischen den bisherigen Bündnispartnern Polen 
und Deutschland beendet und so eine friedliche 
Verhandlungslósung für Danzig vorsátzlich ver- 
hindert hat. 


Warschau lehnt den Beistand der 
Sowjetunion ab. 


Die Garantien aus London und Paris sind nicht 
nur Warnung für Deutschland, sie sind auch Ver- 
lockung für Polen: Da man in Berlin nun damit 
rechnen muss, dass kein weiterer Gewaltschritt 
ohne Antwort bleiben würde, verlockt der Schutz 
die Polen, in Zukunft kompromisslos gegenüber 
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Lord Halifax. Foto: Bundesarchiv 
Bild 102-17986, CC-BY-SA 3.0 [CC 
BY-SA 3.0, Wikimedia Commons 


Demonstration der Deutschen 

in Kattowitz. Bei der Volks- 
abstimmung am 20.3 1921 votier- 
ten 59,6 Prozent der Bürger für 
den Verbleib im Deutschen Reich, 
nur 40,4 Prozent optierten für die 
Abtretung an Polen. Foto: Quelle 
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brenzrevisionismus 


Der Verlust Danzigs und West- 
preußens wurde nach 1920 von 
keiner politischen Kraft in 
Deutschland akzeptiert. Außen- 
minister Gustav Stresemann, 
der später den Friedensnobel- 
preis erhielt, brachte dies am 7. 
September 1925 in einem Brief 
zum Ausdruck: «Eine meiner 
wesentlichen Aufgaben ist die 
Korrektur der Ostgrenzen: Die 
Wiedergewinnung Danzigs, des 
polnischen Korridors und eine 
Korrektur der Grenzen Ober- 
schlesiens. (...) Dass wir die 
Grenze im Osten nicht anerken- 
nen, habe ich zum Leidwesen 
der polnischen Regierung (...) ` 
zum Ausdruck gebracht, als ich 
erklárte, dass keine deutsche 
Regierung von den Deutschnati- 
onalen bis zu den Kommunisten 
jemals die Grenze des Vertrages 
anerkennen würde.» 


Ex. 
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Deutschland aufzutreten. So wechselt Polen 1939 
ins antideutsche Lager. Aufschluss über Englands 
Interessenlage gibt ein geheimes Zusatzprotokoll, 
das Briten und Polen in Ergänzung zu ihrem Bei- 
standsabkommen am 25. August unterzeichnen. 
Darin wird präzisiert, dass das abgeschlossene 
Bündnis nur gegen Deutschland gültig ist. Als die 
Rote Armee am 17. September 1939 nach Polen 
einmarschiert und den Osten des Landes annek- 
tiert, nimmt die britische Regierung dies deshalb 
ohne Konsequenz zur Kenntnis. 


Polens AuBenpolitik erinnert 
an das Kinderspiel «Heise nach 
Jerusalem». 


Am 31. März 1939, verkündet die britische Re- 
gierung, dass England die Unversehrtheit Polens 
gegenüber Deutschland garantiere. Die An- 
kündigung der Polen, statt eines Kompromisses 
lieber Krieg zu führen, die provozierende Mobil- 
machung und das Dazwischentreten Englands 
nehmen Hitler in den letzten Märztagen 1939 jede 
weitere Hoffnung, in der Danzig-Frage auf dem bis- 
herigen Weg allein zum Ziel zu kommen. Er setzt die 
militärische Option erst jetzt neben weitere Ver- 
handlungen. Am 3. April gibt Adolf Hitler der Wehr- 
macht erstmals den Auftrag, einen Angriff gegen 
Polen so vorzubereiten, dass er ab 1. September 
1939 möglich wäre. 
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Die Bilanz 


In der Bilanz hat Polen 1939 wenig zu seinen 
Gunsten vorzuweisen. Die Annexion von Land von 
vier der Nachbarstaaten, die Außenpolitik der stän- 
digen Vorteilnahme ohne eigene Vertragstreue wird 
für Polen zu einer «Reise nach Jerusalem». Es wech- 
selt seinen Platz so oft, dass ihm zum Schluss kein 
Stuhl mehr bleibt. Das Patronat des Völkerbundes 
und die Sympathie Englands hat Polen schnell mit 
den Brutalitäten gegen seine Minderheiten verwirkt. 
Frankreichs Polenliebe ist erloschen, seit Deutsch- 
land auf Elsass und Lothringen verzichtet hat. Der 
Vertrag mit Deutschland wird missachtet, als die 
Reichsregierung um Gespräche wegen Danzig bittet, 
Polen daraufhin mobilmacht und Truppen vor Danzig 
aufmarschieren lässt. Der Vertrag, den Polen hierfür 
mit England schließt, bringt Polen keine Sicherheit. 
Großbritannien will Deutschland die Flügel stutzen 
und nicht Polen retten. England überlasst die Polen — 
als es ernst wird — erst den Deutschen und dann der 
Sowjetunion. Nach knapp zwei Jahrzehnten neuer 
Souveränität steht Polen im August 1939 vor dem 
Scherbenhaufen seiner Außenpolitik, drei Wochen 
später ist es selbst ein Scherbenhaufen. m 


Bild links Infobox: Der Nationalliberale Gustav Stresemann 
war der bekannteste Außenminister der Weimarer Repu- 

blik und erhielt 1926 zusammen mit seinem französischen 
Amtskollegen Aristide Briand den Friedensnobelpreis. Foto 
Bundesarchiv. Bild 146-1989-040-27, CC-BY-SA 3.0, Wikime- 
dia Commons 


Bild unten rechts: Edward Rydz-Smigly, Oberkommandierender 
und starker Mann Polens ab 1935. Der alte Kampfgefährte 
Jozef Pilsudskis floh nach dem deutschen Einmarsch nach 
Rumänien. Foto: picture-alliance / United Archives/TopFoto 


Die Lunte am Pulverfass 


[as deutsch-polnische Verhältnis 


Die Spannungen zwischen Berlin und Warschau nehmen bis 1939 zu, aber es gibt 
auch gegenläufige Tendenzen. Dann provoziert Hitler den großen Knall. 


Die zwischenstaatlichen Beziehungen vieler 
Länder in Europa zwischen 1918 und 1939 sind alles 
andere als friedlich. Sie sind eruptiv. Der große 
Knall kommt aber erst, als Adolf Hitler 1939 Dan- 
zig zurückverlangt, dazu eine exterritoriale Auto- 
bahn- und Eisenbahnverbindung zwischen dem 
Heichsgeblet und dem seit 1920 abgetrennten 
deutschen Ostpreußen sowie eine Garantie für die 
Gewährung der Menschenrechte für die deutsche 
Minderheit in Polen. Adolf Hitler löst den Krieg 
aus, als er die drei genannten Probleme nach lan- 
ger Verhandlungsdauer schließlich mit Gewalt löst. 
Warum erst 1939? 


Das deutsch-polnische Verhältnis ist zwischen 
beiden Kriegen nicht immer so schlecht wie 1939. 
Der Beginn ist schlecht und auch das Ende. 1918 
übernahmen die Polen die zwei Provinzen Posen 
und Westpreußen, noch ehe ihnen diese Gebiete 
durch die Siegermächte in Versailles zugestanden 
werden. Für die mehrheitlich von Polen bewohnte 
Provinz Posen wird das in Deutschland akzeptiert. 
Aber die Provinz Westpreußen ist zu zwei Dritteln 


deutsch bevölkert, so dass dieser eigenmächtige 
Gewaltstreich Polens in der Weimarer Republik 
von keiner der demokratisch legitimierten Reichs- 
regierungen anerkannt wird. 


Polens Gebietsforderungen 


1918 und 1919 fordert Polen in Versailles außer- 
dem Teile Pommerns, Schlesiens und ganz Ost- 
preußen für sich, was zwar nicht zugestanden 
wird, aber Ängste in Deutschland hinterlässt. 1921 
startet Polen den Versuch, ganz Oberschlesien mit 
Milizen und den dort überwiegend in dritter Ge- 
neration ansässigen polnischen Gastarbeitern zu 
erobern. Nach einer Volksabstimmung, die Polen 
zu verhindern versucht, erhält es das ostoberschle- 
sische Industriegebiet von den Siegerstaaten zu- 
gesprochen. 


Als Außenminister Gustav Stresemann 1925 
seine Versöhnungsbemühungen gegenüber Frank- 
reich mit dem Rheinpakt und der Anerkennung der 
deutsch-französischen Grenze krönt, versucht Mar- 


Hitler vor dem gleichgeschalteten 
Reichstag am 28. April 1939. 

Der Reichskanzler gibt die Kün- 
digung des Nichtangriffspaktes 
mit Polen aus dem Jahr 1935 und 
der deutsch-britischen Flotten- 
begrenzungsvertráge aus den Jah- 
ren 1935 bis 1937 bekannt. Foto: 
picture-alliance / dpa 


1833 fordert Polen 
Frankreich drei- 
mal zu einem ZWei- 
irontenkrieg gegen 
Deutschland auf. 
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Veraltete Gewehre: Polnische 
Armee im September 1939. Foto: 
Museum of Warsaw, CCO, Wikime- 
dia Commons 


Pilsudski schließt 
1934 mit Hitler 


schall Josef Pilsudski, die gleichen Garantien für 
die deutsch-polnischen Grenzen und für Polens 
Landgewinne zu bekommen. Berlin weist Pilsuds- 
kis Wünsche ab und erklärt, dass Deutschland zwar 
keinen Krieg beginnen werde, doch auf Gelegen- 
heit zu einer Neuregelung in den Grenzregionen 
warte. Andererseits lässt Polen nicht mit dem 
Bemühen nach, die überwiegend deutsche Stadt 
Danzig in kleinen Schritten und mit vielen Winkel- 
zügen aus dem Völkerbundmandat zu lösen und sich 
selbst einzugliedern. Zudem wollen die vielen halb- 
amtlichen Stimmen in Polen nicht verstummen, die 
Schlesien, Ostpreußen und Pommern weiterhin für 
Polen fordern. So steht das Verhältnis beider Län- 
der zueinander bis 1933 unter der doppelten Hypo- 
thek der deutschen Ansprüche an Polen und der pol- 


Mitte auf, was Frankreich ablehnt, aber dennoch 
in Deutschland bekannt wird. Polen hat 1933 mit 
298.000 Mann noch über dreimal so viel Militär wie 
Deutschland mit seinem 100.000-Mann-Heer. So 


land und Josef Pilsudski in Polen gibt es eine An- 
näherung für ein paar Jahre. Nach Pilsudskis Ver- 


such von 1933, Frankreich zu einem Krieg gegen 

Deutschland aufzurufen — den Paris ja ablehnt —, 
lenkt er ein — und schließt 1934 mit Hitler einen 

Freundschaftsvertrag. Das nun stabile Verhältnis 

führt dazu, dass die polnische Regierung sich 1938 

ihre Landerwerbung in der damals zerfallenden 

Tschechoslowakei von Hitler billigen lässt: Polen an- 
nektiert daraufhin 1938 den tschechischen Teil des 

Industriegebiets von Teschen und dabei auch die 

zum Teil deutsch bewohnte Stadt Oderberg (Das Te- 
schener Gebiet liegt südöstlich von Oberschlesien). 
Die Stadt Oderberg wird im Fortgang der Geschich- 
te noch eine Rolle spielen. 


Die drei Streitpunkte 


heit in Polen; zweitens den deutschen Wunsch, 
die Hansestadt Danzig wieder an Deutschland an- 
zuschließen; schließlich fordert die zu 97 Prozent 
deutsche Bevölkerung der Stadt dies seit Jahren. 


in das seit 1920 abgetrennte Ostpreußen, die so- 
genannte Korridorfrage. Dieser deutsche Wunsch 


kommt nicht von ungefähr. Ostpreußen ist nach 
wie vor durch acht Eisenbahnverbindungen über 
ehemals deutsches und nun polnisches Gebiet mit 
Pommern und Schlesien verbunden. Nach Vertrágen 
sind die Iransitgebühren für den Zugverkehr in Zloty 
zu bezahlen, was zunáchst keine Schwierigkeiten 
bereitet. Während und nach der Weltwirtschafts- 
krise nimmt das Reich im Außenhandel jedoch 
nicht mehr genug Zloty ein. Um die Gebühren zu 
entrichten, überweisen die deutschen Behörden die 
an Zloty fehlenden Beträge monatlich in Reichsmark. 
Doch Polen sieht darin einen Vertragsbruch, was es 
streng nach den Verträgen ja auch ist, und schließt 
zur Strafe ab 1936 eine Eisenbahnverbindung nach 
der anderen. 67 Prozent der Eisenbahntransporte 
jedoch dienen der Energieversorgung Ostpreußens. 


| | einen Freund- nischen Wünsche nach weiterem deutschen Land. Obwohl sich Deutschland und Polen bis 1938 an- Sie fahren Kohle aus Oberschlesien für Industrie, 
| genähert haben, gibt es nach wie vor die drei Pro- Gewerbe, als Brennstoff für Privathaushalte und 
f : schaftsvertraa. 1933 fordert Polen Frankreich dreimal zu einem bleme zwischen beiden Staaten: Erstens die Wah- für Stromerzeugung in die abgeschnittene Provinz. 
|. i Zweifrontenkrieg gegen Deutschland in ihrer rung der Menschenrechte der deutschen Minder- schließlich droht die polnische Seite im selben Jahr 


damit, bei weiterhin unvollständigen Zloty-Zahlun- 
gen auch die letzten Strecken zwischen Ostpreußen 
und dem Reichsgebiet zu schließen. Damit wäre die 
Exklave komplett von seiner Energieversorgung ab- 


hg wird Polen vor Hitlers Amtsantritt 1933 von allen Und Danzig ist Mandatsgebiet des Völkerbunds und geschnitten und dem wirtschaftlichen Ruin preis- 
n" | demokratischen Parteien in Deutschland und auch — nicht Teil des Staates Polen! (siehe Seite 61 ff.) gegeben, wie zwei Jahrzehnte später beinahe die 
uM. von der Reichswehr als Bedrohung angesehen. Stadt Berlin während der sowjetischen Blockade. 
e S I Das dritte Problem ist der deutsche Wunsch nach 90 kommt im Reichswirtschaftsministerium die Idee 
| S Erst unter den Diktatoren Hitler in Deutsch- exterritorialen Verkehrswegen vom Reichsgebiet auf, mit den Polen anstelle über Zloty-Zahlungen 


über exterritoriale Verkehrsverbindungen in deut- 
scher Hoheit und Regie zu verhandeln. 


Damit stehen 1939 die drei deutsch-polnischen 
Differenzen auf der Tagesordnung: das Los der deut- 
schen Minderheit in Polen, die Transitwege nach 
Ostpreußen und die Zukunft der Stadt Danzig. In- 
teressant Ist, dass auch Politiker im Ausland die 
Brisanz dieser Probleme sehen. Winston Churchill 
warnt schon am 24. November 1932 — also noch Hit- 
lers Machtantritt 1933 — das Unterhaus in London: 
»Wenn die englische Regierung wirklich wünscht, 
etwas für die Fórderung des Friedens zu tun, dann 
sollte sie die Führung übernehmen und die Frage 
Danzigs und des Korridors ihrerseits wieder auf- 
rollen, solange die Siegermächte noch überlegen 
sind. Wenn diese Fragen nicht gelóst werden, kann 
keine Hoffnung auf einen dauerhaften Frieden be- 
stehen.» Doch nichts geschieht. Die Siegermáchte 
haben diese Ursachen für einen neuen Krieg in 
Versailles selbst geschaffen und sie dann nicht be- 
seitigt, als dafür die Zeit längst reif war. 


Deutsche Propagandapostkarte, 
1935. Die Abbildung zeigt polni- 
sche Iruppenmassierungen an der 
Ostgrenze des Reiches. Foto: Deut- 
sches Historisches Museum, Berlin 


Trümpfe im Pokerspiel DN — | 
Die Briten brauchen 
Hitler glaubt 1938, zwei Trümpfe für die Lösung a brauchen 
der Probleme in der Hand zu haben. Der erste: Polen als Ver- 
Die polnischen Regierungen hatten die Reichs- 
regierungen vor Hitler gebeten, ihre Gebiets- 


gewinne in Posen, Westpreußen und Oberschlesien 
als endgültig anzuerkennen. Alle Regierungen der 
Weimarer Republik hatten das abgelehnt. Hitler 
bietet diese Anerkennung an. Der zweite Trumpf: 
Polen hat 1938 bei der Annexion des tschechischen 
Industriegebiets von leschen auch die schon er- 
wähnte und teils deutsch bewohnte Stadt Oder- 
berg mit annektieren wollen. Das Auswärtige Amt 


bündeften. 


Polnische Bauern 1916. Vor allem 
der von Russland annektierte Teil 
des Landes blieb lange rückstándig. 
Foto: picture alliance / ullstein bild 
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«Danzig kommt 
politisch zur 
deutschen Gemein- 
schaft und bleibt 
wirtschaftlich bei 
Polen.» Hitler 


Bild unten links: Meldebüro des 
Polnischen Freikorps in Warschau 
im September 1938. Am 2. Oktober 
marschierten die Kriegsfreiwilligen 
in die Tschechoslowakei ein. Polen 
annektierte das Teschener Gebiet 
zur gleichen Zeit wie das Deutsche 
Reich die Sudetenlande. Foto: pic- 
ture alliance / ZB 


Bild unten rechts: Jozef Beck, von 
1932 bis 1939 polnischer Außen- 
minister. Foto: picture alliance / 
United Archives/WHA 
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in Berlin hat Einspruch dagegen eingelegt. Doch 
hier schreitet Hitler ein und gesteht Oderberg den 
Polen zu. Sein Argument: «Wir kónnen nicht um 
jede deutsche Stadt mit Polen streiten.» Seine Hoff- 
nung ist, dass Polen dafür der Wiedervereinigung 
der deutschen Stadt Danzig mit dem Deutschen 
Reich zustimmen wird. 


Am 24. Oktober 1938 schlägt Außenminister 
Joachim von Ribbentrop seinem polnischen Kol- 
legen ein Acht-Punkte-Programm zur Lósung der 
deutsch-polnischen Probleme vor. Die wichtigsten 
von ihnen lauten: 


1. DerFreistaat Danzig kehrt zum Deutschen Reich 
zurück. 


2. Durch den Korridor wird eine exterritoriale, 
Deutschland gehörende Reichsautobahn und eine 
ebenso exterritoriale mehrgleisige Eisenbahn ge- 
baut. 


3. Polen behält im Danziger Gebiet ebenfalls eine 
exterritoriale Straße oder Autobahn und Eisenbahn 
und einen Freihafen. 


4. Polen erhält eine Absatzgarantie für seine 
Waren im Danziger Gebiet. 


5. Die beiden Nationen anerkennen ihre ge- 
meinsamen Grenzen (Garantie) oder die beider- 
seitigen Territorien. 


6. Der deutsch-polnische Vertrag wird von zehn auf 
25 Jahre verlängert. 


Trotz allen bisherigen Bemühens beider Seiten, 
die Beziehungen zueinander intakt zu halten, be- 
ginnt nun eine innerpolnische Entwicklung, die den 
Dialog zwischen polnischer und deutscher Regie- 
rung überlagert. Seit 1937 verändert sich in Polen 
die innere Großwetterlage. Zum Ersten wird Aul[Sen- 
minister Jozef Becks Strategie der Verständigung 
mit Deutschland angegriffen. Zum Zweiten erreicht 
die Drangsalierung der Minderheiten einen neuen 
Höhepunkt, und drittens schießt sich die Presse in 
Polen auf alles Deutsche ein. Damit hat Beck so 
gut wie keinen Spielraum mehr. Am 19. Novem- 
ber 1938 lässt Botschafter Jozef Lipski von Ribben- 
trop in einer Unterredung wissen, dass sein Außen- 
minister Beck den deutschen Danzig-Wünschen aus 
innenpolitischen Gründen nicht werde zustimmen 
können. 


London greift ein 


Am 5. Januar 1939 unterbreitet Hitler ein zwei- 
tes Mal den Vorschlag vom Oktober und bietet er- 
neut die Anerkennung der verlorenen Gebiete als 
polnischen Bestand. Den Danzig-Vorschlag bringt 
Hitler nun auf eine entgegenkommendere Formel: 
«Danzig kommt politisch zur deutschen Gemein- 
schaft und bleibt wirtschaftlich bei Polen.» Selbst 
der Korridor soll dabei polnisch bleiben. Auch die- 
ses Mal kommt ihm der polnische Außenminister 
kein Stück entgegen. 


Im Márz 1939 ergibt sich für Polen eine Chan- 
ce, das deutsche Drángen in Zukunft mit Englands 
Rückendeckung offen abzuwehren, als Hitler deut- 
sche Truppen in die Ischechei marschieren lässt. 
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Danzig (polnisch: Gdansk), im frühen 13. Jahrhundert von deutschen Handelsleuten gegründet, hatte als Hansestadt immer ein 
hohes Maß an Selbstbestimmung, egal ob im Deutschen Reich oder während der Zeit des Königreichs Polen-Litauen. Unter napo- 
leonischer Besatzung erhielt sie den Status einer Freien Stadtrepublik. Von 1920 bis 1939 gehörte Danzig als Freie Stadt weder zu 
Deutschland noch zu Polen, sondern stand unter Aufsicht des Völkerbundes. Foto: CC Wikimedia Commons 


Polens Außenminister Beck nutzt die Verárgerung 
der Briten und bittet die Londoner Regierung um 
ein Schutzabkommen gegen Deutschland. Polens 
Marschall Edward Rydz-Smigly lásst die polnischen 
Streitkräfte durch eine Mobilmachung verdoppeln 
und Kampfverbände in Richtung Danzig und Po- 
merellen aufmarschieren. Diese Drohgebärde als 
Antwort auf ein Verhandlungsersuchen wider- 
spricht dem Geist des deutsch-polnischen Nicht- 
angriffsvertrages, in dem es heißt: «Unter kei- 
nen Umstánden werden die Vertragsparteien zum 
Zweck der Austragung solcher Streitfragen zur An- 
wendung von Gewalt schreiten.» Zu dieser Zeit gibt 
es von deutscher Seiten noch keine einzige Drohung 
gegenüber Polen. 


Hitler Schlägt vor, die Bevölkerung 
Im Korridor abstimmen zu lassen. 


Am 21. März ersucht Außenminister von Rib- 
bentrop Botschafter Lipski, nach Warschau zu fah- 
ren und seiner Regierung die deutsche Bitte um 
neue Verhandlungen zu übermitteln. Am 26. März 


1939 kehrt Lipski nach Berlin zurück und übergibt 
ein Antwortmemorandum, das ein mit diplomati- 
schen Freundlichkeiten garniertes klares Nein zu 
den zwei deutschen Wünschen darstellt. Die Bri- 
sanz der Note liegt in dem Wortwechsel, mit der 
sie übergeben wird. Nachdem von Ribbentrop das 
polnische Memorandum gelesen hat, entgegnet er 
Lipski, dass diese Antwort keine Lösung darstelle. 
Er beharrt darauf, dass der einzig gangbare Weg die 
Wiedereingliederung Danzigs in das Reich und ex- 
territoriale Transitwege seien. Lipskis Antwort da- 
rauf ist, dass er «die unangenehme Pflicht habe, da- 
rauf hinzuweisen, dass jegliche weitere Verfolgung 
dieser deutschen Pläne, insbesondere soweit sie 
die Rückkehr Danzigs zum Reich betráfen, den Krieg 
mit Polen bedeuten». Dies ist die erste Drohung mit 
Krieg. Und es ist der Pole, der sie ausspricht. 


Hitlers verschobener Anariffsbefehl 


Hitler reagiert und gibt am 3. April 1939 der 
Wehrmachtsführung erstmals den Befehl, einen An- 
griff gegen Polen vorzubereiten. Nun herrscht Eis- 
zeit zwischen beiden Staaten. Dennoch macht die 
deutsche Reichsregierung noch ein paar Anläufe 
weiterzuverhandeln. Doch die polnische Regie- 
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Polen spielt in Hitlers Argumen- 
tation nur eine Rolle als Trabant 
der Briten. Redepassagen wie: 
«Der Pole ist ein zusätzlicher 
Feind. Polen wird immer auf der 
Seite unserer Gegner stehen» 
und «Anzustreben bleibt, dem 
Gegner [gemeint ist hier Eng- 
land] zu Beginn einen oder den 
vernichtenden Schlag beizubrin- 
gen. (...) Dies ist nur möglich, 
wenn man nicht durch Polen in 
einen Krieg mit England hinein- 
schlittert» weisen darauf hin, 
dass Polen im Mai 1939 noch 
nicht im Mittelpunkt von Hitlers 
Überlegungen steht. (Gerd 
Schultze-Rhonhof) 


«Muss man für Danzig sterben?» 
Die Frage, ob Frankreich für Polen 
in den Krieg ziehen soll, wurde 
1939 bei unseren westlichen Nach- 
barn heftig diskutiert. Foto: Repro 


lourismusplakat aus den 1930er 
Jahren. Foto: Hepro 
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Danzig aus 
polnischer Sicht 


Am 5. Mai 1939 begründet Au- 
Senminister Jozef Beck die Ab- 
weisung der deutschen Forde- 
rungen vor dem Sejm, dem pol- 
nischen Parlament. Der Sta- 
tus der Freien Stadt Danzig — so 
sagt er — beruhe nicht auf den 
Vertrágen von Versailles, son- 
dern auf der jahrhundertelan- 
gen Zugehörigkeit der Stadt zu 
Polen. Das Angebot der Deut- 
schen, alle Gebietserwerbun- 
gen früher deutscher Territori- 
en durch Polen nach dem Ers- 
ten Weltkrieg als endgültig pol- 
nisch anzuerkennen, sei kein 
Angebot. Die Gebiete seien «de 
jure und de facto» lángst unbe- 
streitbar polnisch. 


Rudolf Heß, Stellvertreter des «Füh- 
rers», 1938 ın Danzig. Die damals 
noch unter Völkerbundmandat 
stehende Freie Stadt wurde von 
Nationalsozialisten regiert. Foto: 
picture alliance / Heritage-Images 


? Korridor zum Krieg 


rung verweigert sich. Hitler bittet danach die eng- 
lische Regierung, zwischen Deutschland und Polen 
zu vermitteln. In den letzten neun Tagen vor Kriegs- 
beginn laufen die Verhandlungsdráhte heiß. Die Ge- 
spráche gehen nun über den englischen Botschaf- 
ter Nevile Henderson in Berlin und von dort über 
die englische Regierung nach Warschau und zurück, 
ohne dass es dabei eine Annáherung zwischen Ber- 
lin und Warschau gäbe. In die Verhandlungen zwi- 
schen Berlin und London wird außerdem ein Ver- 
mittler eingeschaltet, der schwedische Industriel- 
le Birger Dahlerus. 


Polen kündigt Krieg an, falls 
Danzig zum Reich zurückkehrt. 


Am 30. August 1939 unternimmt die Reichs- 
regierung nach neun Verhandlungstagen einen 
letzten von insgesamt sechs Versuchen. Sie macht 
einen 16-Punkte-Vorschlag und verlangt, dass 
Warschau noch bis Mitternacht des gleichen 
Tages einen bevollmächtigten Unterhändler zu Ver- 
handlungen nach Berlin entsendet. Die wesent- 
lichen Punkte dieses Vorschlags lauten: Die Be- 


völkerung im Korridor soll in einer Volksabstimmung 
unter internationaler Kontrolle selbst entscheiden, 
ob sie zu Polen oder zu Deutschland gehören will. 
Der Wahlverlierer bekommt exterritoriale Ver- 
kehrswege durch den Korridor. Bleibt der Korridor 
bei Polen, erhält Deutschland exterritoriale Ver- 
bindungen nach Ostpreußen. Fällt der Korridor an 
Deutschland, bekommt Polen exterritoriale Ver- 
bindungen an die Ostsee nach Gdingen. Der Hafen 
und die Stadt Gdingen bleiben — so der deutsche 
Vorschlag — unabhängig vom Wahlausgang bei 
Polen, und Polen behält seine Handelsprivilegien 
in Danzig. Das ist das letzte deutsche Angebot vor 
dem Krieg. 


Während dieser neun Verhandlungstage lässt 
Hitler den schon für den 23. August befohlenen 
Angriff der Wehrmacht gegen Polen noch dreimal 
verschieben, obwohl er mit dem Hitler-Stalin-Pakt 
inzwischen sozusagen Rückendeckung für die Er- 
öffnung des Feldzugs gegen Polen hat. Seine Be- 
gründung: Er brauche noch Zeit zum Verhandeln. 
Hätte Hitler ganz Polen erobern wollen, hätte er den 
Krieg vermutlich nicht wegen der Verhandlungen 
um viel geringere Kriegsziele, nämlich Danzig und 
den deutsch bewohnten Teil des Korridors, so oft 
verschoben. m 
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Schüsse in der Hansestadt 


Die Zuspitzung um Uanzit 


Die Ostseemetropole wird nach dem Ersten Weltkrieg unter ein Mandat des Völker- 
bundes gestellt - doch das wollen die Polen nicht hinnehmen. 


1920 rückt Danzig in das Rampenlicht der Welt- 
geschichte. Die Hansestadt wird nach dem Be- 
schluss der Siegermächte ohne Volksabstimmung 
vom Deutschen Reich getrennt und «unter den Schutz 
des Völkerbundes gestellt». Sie wird damit ein «Frei- 
staat» unter der Oberhoheit des Völkerbundes, also 
eine kleine halbsouveräne Republik mit autonomer 
Verwaltung, aber nicht ein Teil des Staates Polen. 


Die Bürger Danzigs verlieren ihre deutsche 
Staatsbürgerschaft und sind nun Bürger eines neu 
gebildeten Freistaates Danzig. In Stadt und Um- 
land leben zu dieser Zeit 340.000 Menschen. 97 
Prozent der Bevölkerung sind deutsch. Die Danzi- 
ger verlangen in den Jahren zwischen beiden Krie- 
gen mehrmals eine Volksabstimmung über ihre Zu- 
gehörigkeit zu Deutschland. Der Völkerbund lehnt 
alle Begehren in dieser Richtung ab. 


| 


Polen verlangt die Eingliederung 


Auch Polen ist nicht mit dem Status Danzigs als 
Freistaat unter der Verwaltung des Völkerbundes 
zufrieden. Während der Siegerkonferenz von Ver- 
sailles hat die polnische Delegation gefordert, Dan- 
zig dem neuen Polen anzugliedern. Die Begründung 
wird weitgehend aus einer frühen, zeitweiligen 
Zugehörigkeit der Stadt zu Polen abgeleitet. Dem 
Staat Polen werden im Versailler Vertrag besondere 
Zoll-, Post-, Bahn- und Wegerechte im Freistaat zu- 
gestanden und die diplomatische Außenvertretung 
Danzigs übertragen. Die Regierung in Warschau 
aber will die übrigen Hoheitsrechte, die nun beim 
Freistaat Danzig liegen, nicht anerkennen und diese 
stattdessen auf sich übertragen haben. 


Polen beantragt beim Völkerbund, Protektorats- 
macht über Danzig zu werden und dort die Oberho- 
heit zu erhalten. Es versucht, Truppen in der Stadt 
zu stationieren, dort ein eigenes Postnetz aufzu- 
bauen, die Pässe der Danziger gegen polnische 
Pässe auszutauschen, es erkennt die vom Völker- 
bund eingeführte Danziger Währung nicht an, ver- 
legt 24 polnische Behörden in die Stadt und Kriegs- 
schiffe in den Danziger Hafen. 


Schon vor Hitlers Machtübernahme in Deutsch- 
land 1933 muss der Völkerbund 106-mal in die 
Streitfälle zwischen dem Freistaat Danzig und der 
Republik Polen eingreifen, also durchschnittlich alle 


sechs Wochen einmal. Die internationale Organisa- 
tion jedoch weist fast alle angeblichen Ansprüche 
Polens zurück. 


In den Jahren dieser Streitereien steigt das 
Verlangen der Danziger nach Anschluss an das 
Mutterland. In Deutschland glaubt man das Recht 
auf der eigenen Seite, als Hitler die Wiederein- 
gliederung Danzigs und sichere Verkehrswege ins 
abgeschnittene Ostpreußen fordert. Und in Polen 
nehmen derweil Wut und Hass gegen die als illoyal 
empfundenen Danziger Bürger zu. 


Ab Juni 1939 mehren sich im Freistaat Dan- 
zig die gegenseitigen Beschuldigungen und Ver- 
dáchtigungen zwischen der deutschen Bevólkerung 


Glücklicher Vorkriegssommer 1937: 
Markt in Danzig. Foto: CCO, Wiki- 
media Commons 


Polen verlegt 
Kriegsschiffe in den 
Danziger Hafen. 
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Mitglieder der NS-Jugend- 
organisation Bund Deutscher 
Mädel vor dem Rathaus in Dan- 
zig, 1937. Foto: CCO, Wikimedia 
Commons 
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Für die Bahnfahrt durch den pol- 
nischen Korridor in die reichs- 
deutsche Exklave Ostpreußen 
brauchte man diese Militärfahr- 
karte. Foto: CCO, Wikimedia Com- 
mons 
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und den polnischen Behörden in Danzig. Polnische 
Militärtransporte fahren durch den Freistaat, ohne 
dass sie, wie es vereinbart ist, vorher beim deut- 
schen Danziger Senat gemeldet werden. Die polni- 
sche Militärbesatzung auf der Westerplatte neben 
Danzigs Hafen wird auf 240 Soldaten verstärkt, ob- 
wohl der Völkerbund nur 88 zugelassen hat. Die pol- 
nischen Zöllner, ursprünglich sechs Beamte, sind in- 
zwischen 110 geworden. 


Der Zollinspektorenstreit 


Besonders kritisch wird im Sommer 1939 ein 
Zwist, der als Zollinspektorenstreit bekannt ge- 
worden ist. Ab Mai verschärfen sich Kontrollen 
und Verhalten der polnischen Zollbeamten gegen- 
über den Danzigern im kleinen Grenzverkehr, der 
für die Menschen dort aufgrund ihrer Insellage von 
besonderer Bedeutung ist. Die polnischen Zoll- 
beamten maßen sich gegenüber ihren deutschen 
Kollegen Befehlsbefugnisse an, die sie nicht haben, 
und die Zahl der polnischen Beamten wird wesent- 
lich erhöht. Die Danziger Polizei behauptet, ein Teil 
der zusätzlichen Zollbeamten gehöre dem polni- 
schen Nachrichtendienst an und werde auf diese 
Weise nach Danzig eingeschleust. Die deutschen 
Beamten arbeiten daraufhin nicht mehr mit den pol- 
nischen zusammen. Diese wiederum verzógern die 
Ausfuhr Danziger Agrar- und Fischereiprodukte, die 
im heißen Sommer jenes Jahres besonders schnell 
verderben. In dieser angespannten Lage beschwert 


sich der Präsident des Danziger Senats, Arthur Grei- 
ser, beim polnischen Generalkommissar über die be- 
schriebenen Vorfälle und kündigt an, dass deutsche 
Zollbeamte von den polnischen in Zukunft keiner- 
lei Weisungen mehr entgegennehmen werden. 
Der polnische Generalkommissar in Danzig, Mari- 
an Chodacki, schickt Prásident Greiser als Antwort 
postwendend ein Ultimatum, diese Weisung bis 18 
Uhr des gleichen Tages zurückzunehmen, andern- 
falls «wird die polnische Regierung unverzüglich 
Vergeltung gegen die freie Stadt anwenden». 


Außerdem teilt Chodacki mit, dass der polni- 
sche Zoll ab sofort bewaffnet werde. Hitler, vom 
oenatsprásidenten um Rat gefragt, drängt, für Ent- 
spannung zu sorgen und «die Angelegenheit nicht 
noch mehr zu vergiften». Er sagt, er kónne «keinen 
Streit mit Polen brauchen». Hitler will sich offen- 
sichtlich noch immer die Tür für eine Verhandlungs- 
lósung mit Warschau offenhalten. Es gelingt dem 
Danziger Prásidenten Greiser, Generalkommissar 
Chodacki zu bewegen, das Ultimatum aufzuheben. 


Die Stimmung am Siedepunkt 


so belanglos dieser Zwischenfall auch scheint, 
er zeigt doch, wie nah die Welt am Rand des Krie- 
ges steht. Das Auswärtige Amt in Berlin übermittelt 
dem dortigen polnischen Geschäftsträger die Miss- 
billigung der Reichsregierung zum Zollinspektoren- 
streit, zum Ultimatum und zur Drohung gegenüber 
der Danziger Bevölkerung. Die Antwort aus War- 
schau tags darauf lautet, dass Polen jede Ein- 
mischung der Reichsregierung in die polnisch-Dan- 
ziger Beziehungen als «Angriffshandlung» be- 
trachten werde. Das polnische Außenamt gibt damit 
zu verstehen, dass schon jedes Parteiergreifen der 
Reichsregierung zugunsten Danzigs Krieg bedeuten 
werde. Angesichts des unbedeutenden Zollstreits 
ist dies eine massive Drohung, zumal England und 
Frankreich zugesichert haben, Polen in jedem von 
Deutschland ausgelösten Krieg zu unterstützen. 


In Polen nehmen Wut und Hass 
gegen die als illoyal ernpfundenen 


Danziger Bürger zu. 


Hitler zeigt sich über das polnische Ultimatum 
in dieser ohnehin so spannungsreichen Zeit empört 
und spricht davon, dass «die Grenze» seiner «Duld- 
samkeit erreicht ist». Polens Presse gießt noch Öl 
ins Feuer, indem sie schreibt, Hitler habe im Zoll- 
streit «klein beigegeben» und eine einzige, ein 
wenig schroffe Note habe genügt, «ihn in die Knie 
zu zwingen». 


| | 
1 
Danzig | 
| | 
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Das ist drei Wochen vor dem Krieg. Das Choda- 
-k-Ultimatum und Hitlers Reaktion darauf so kurz 
‚or Kriegsbeginn lassen Rückschlüsse auf dessen 
Absichten in Bezug auf Polen zu. Wenn der Diktator 
Berlin wirklich Krieg mit Polen statt nur Danzig 
ind die Transitwege hätte haben wollen, hätte er 
ihn jetzt leicht haben kónnen. Er hátte dem Danziger 
Senat nur bedeuten müssen, im Zollinspektoren- 
streit nicht nachzugeben. Polen wäre dann, wie an- 
gedroht, gegen den Freistaat vorgegangen. Danzig 
hätte als Reaktion darauf den Anschluss an das 
Deutsche Reich erklären können und Polen wäre — 
wie angedroht — wahrscheinlich militärisch gegen 
Danzig vorgegangen. Damit hätten die Polen und 
nicht die Deutschen den Krieg, der in der Luft liegt, 
ausgelöst. Wenn Hitler Anfang August 1939 un- 
bedingt Krieg mit Polen hätte haben wollen, hätte 
er sich diese Chance wohl kaum entgehen lassen. 
Er hätte Senatsprásident Greiser wohl kaum den 
Rat gegeben, «die Angelegenheit nicht noch mehr 
zu vergiften». 


Die deutsche Bevölkerung fordert 
aufbroßveranstaltungen «Heim 
ins Reich». 


Auf deutscher Seite werden die polnischen 
Ausschreitungen gegen Angehörige der deut- 
schen Minderheit inzwischen durch Repressa- 
lien gegen Polen im Reichsgebiet vergolten. Den 
Ausweisungen von Deutschen dort folgen Aus- 
weisungen von Polen hier. Das alles heizt die anti- 
deutsche Stimmung in Polen weiter an. Derweilen 


1937 
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rumort es in Danzig, wenn auch auf eine andere 
Weise. Die deutsche Bevölkerung der Stadt fordert 
auf Großveranstaltungen mit der Parole «Heim ins 
Reich» den Anschluss an das Mutterland. 


Am 16. August versucht Englands Botschafter 
Nevile Henderson noch einmal, von Berlin aus zu 
Vernunft und Mäßigung zu raten. Er schickt Außen- 
minister Lord Halifax, in London ein Telegramm: 


«Ich würde persönlich empfehlen, der polnischen 
Regierung nahezulegen — und zwar sofort —, ihren 
hiesigen Botschafter anzuweisen, irgendeinen dip- 
lomatischen Schritt zu unternehmen, was ihm über 
Göring ein leichtes sein sollte. (...) Lipski [der pol- 
nische Botschafter in Berlin ] ist, trotz allem, was 
vorgefallen ist, hier immer noch "persona grata". 
Die Polen kónnten vorschlagen, zum Verhandlungs- 
stand vor dem März zurückzukehren, (. ..) um es zu 
ermöglichen, wieder in Gespräche einzusteigen.» 


Zwei lelegramme am Folgetag von Halifax in 
London an den britischen Botschafter Howard Ken- 
nard in Warschau zeigen keine Reaktion auf Hen- 
dersons Empfehlung. 


In der letzten Woche vor Kriegsausbruch ver- 
suchen polnische Flak-Batterien noch ein paar Mal, 
Passagiermaschinen der Deutschen Lufthansa auf 
ihrem Flug von Berlin nach Kónigsberg über der Ost- 
see abzuschießen. Es kommt zu zahlreichen Schie- 
ereien an den Grenzübergängen zwischen polni- 
schen und deutschen Zollbeamten und Soldaten, 
wobei es viele Tote gibt. Das Abfackeln deutscher 
Bauernhófe im polnischen Grenzland geht unver- 
mindert weiter. Die deutsch-polnische Grenze steht 
im August 1939 auch ohne Krieg in Flammen. m 


Danziger Trilogie 


Einer der berühmtesten Danzi- 
ger ist der Schriftsteller und Li- 
teraturnobelpreistráger Günter 
Grass (1927-2015). Drei seiner 
bekanntesten Werke, Die Blech- 
trommel (1959), Katz und Maus 
(1961) und Hundejahre (1963), 
spielen in seiner Heimatstadt 
und bilden die sogenannte Dan- 
ziger Trilogie, die 2002 mit der 
Novelle /m Krebsgang eine Fort- 
setzung erfuhr, in der einige aus 
den anderen Romanen bekannte 
Figuren und Ereignisse wieder 
auftauchen. In seinen Dan- 

Zig- Werken setzt sich Grass mit 
der NS-Vergangenheit ausein- 
ander, seine eigene Rolle in die- 
ser Zeit offenbarte er erst 2006, 
als er einráumte, dass er sich 
als 17-Jáhriger freiwillig zur 
Wehrmacht gemeldet hatte und 
spáter der 10. Panzer-Division 
der Waffen-SS angehörte. 


Szene aus der Verfilmung der 
«Blechtrommel». Foto: ARD / Seitz 
Filmproduktion 


Deutsche Zöllner in Danzig fangen 
angeblich einen polnischen Waffen- 
transport ab. Nationalsozialistisches 
Propagandafoto aus dem August 
1939. Foto: picture alliance / ZB 
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-Stalin-Pakt 


Der Hi 


_ Der Coup vom 23. August 1939 


'& Korridor zum Krieg 


Ein Schock für die westliche Welt: Die Erzfeinde verständigen sich 
zu Lasten der Polen. Beide Diktatoren ziehen Nutzen aus dem Deal. 


Der Pakt zwischen 
den Westmächten 
und der UdSSR 
scheiterte am Ein- 
spruch Polens. 


Stalin lacht, von Ribbentrop ernst: 
Unterzeichnung des deutsch-sowje- 
tischen Nichtangriffspaktes am 23. 
August 1939 in Moskau. Foto: pic- 
ture alliance / ZUMAPRESS.com 


Im Sommer 1939 laufen franzósisch-britisch-pol- 
nisch-sowjetische Sondierungen zu einem Kriegs- 
bündnis gegen Deutschland. Als Warschau den 
antideutschen Kriegspakt zwischen London, Mos- 
kau und Paris aus Angst vor der Sowjetunion ver- 
hindert, nutzt Berlin die Chance und bietet seiner- 
seits Moskau Gespráche zur Verstándigung an. Am 
4. August 1939 gewährt der sowjetische Außen- 
minister Wjatscheslaw Molotow dem deutschen 
Botschafter Friedrich-Werner Graf von der Schulen- 
burg daraufhin eine Audienz. 


Der Graf nutzt die Gelegenheit, Molotow dreier- 
lei Punkte mitzuteilen. Erstens, dass es aus deut- 
scher Sicht keine territorialen Interessengegen- 
sätze zwischen der Sowjetunion und Deutschland 
gibt, zweitens, dass man in Berlin gedenkt, die 
Integrität der Baltenstaaten weiterhin zu respek- 
tieren, und drittens, dass man hofft, die deutschen 
Forderungen an die Polen auf dem Verhandlungs- 


weg durchsetzen zu können. Sei dies nicht möglich, 
so sei Berlin bereit, im Falle einer gewaltsamen 
Lösung die Interessen der Sowjetunion zu wahren, 


tine Hand wäscht die andere 


Am 15. August, während der noch laufenden 
britisch-franzósisch-russischen Verhandlungen, 
beginnen in Moskau deutsch-sowjetische Ge- 


spräche. Außenminister Molotow gibt dem Gra- 


fen gegenüber zu erkennen, woran die Sowjets 
Interesse haben. Zuerst hofft man in Moskau auf 
einen mäßigenden Einfluss Berlins auf Tokio, denn 
die Sowjetunion und Japan liegen noch im Krieg. 
Zum Zweiten und zum Dritten wünscht Molotow 
einen Nichtangriffspakt sowie einen Handels- und 
Kreditvertrag mit Deutschland. Der vierte Wunsch 
Ist offensichtlich eine Täuschung: Molotow fragt, 
ob Deutschland die Existenz der Baltenstaaten ge- 
meinsam mit der Sowjetunion garantieren wolle 
Von der Schulenburg berichtet über den Besuch bei 
Molotow unverzüglich nach Berlin. Bemerkenswert 
Ist, dass er dem Bericht am Tag darauf einen Kurz- 
brief folgen lässt, in dem er seine Zweifel daran 


«t dass die Sowjets die Bestandsgarantie für 
Kleinen Ostseerepubliken wirklich ernst meinen. 
himvon Ribbentrop sichert den Sowjets einen 
\ichtangriffspakt über 25 Jahre zu und stellt in Aus- 
smt wie ersucht, auf Japan einzuwirken. Wiede- 
«m bemerkenswert ist, dass von Ribbentrop be- 
viet dass das Deutsche Reich bereit sei, «die 
ieischen Staaten gemeinsam mit der Sowjet- 


iion zu garantieren». 


aue 


je 


Zwei Tage danach, am 17. August, meldet sich 
Æ deutsche Botschafter ein zweites Mal bei Mo- 
cow und überbringt die Reaktionen aus Berlin. 
Ger sowjetische Außenminister übergibt seiner- 
its eine schriftliche formulierte Antwort auf die 
fagen, die seit Schulenburgs erster Audienz im 
fume stehen. In dieser Antwortnote sind noch ein- 
aldie Wünsche nach einem Handels- und Kredit- 
dommen und einem Nichtangriffspakt genannt. 


las geheime Zusatzprotokoll 


Statt der bisher stets erwähnten Absicht, den 
destand der Baltenrepubliken gemeinsam mit 
Deutschland zu garantieren, schlägt Molotow nun 
an «spezielles Protokoll» vor, «das einen integ- 
feren Bestandteil des Paktes bildet». Da in dem 
Schreiben Molotows nichts zum Inhalt dieses Pro- 
inkolls gesagt wird, fragt von der Schulenburg so- 


DER ABSCHAUM 
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fort, was denn hierin vereinbart werden solle. Molo- 
tow gibt dazu keine Antwort, doch — wie man heute 
weiß — ist aus diesem speziellen Protokoll schon 

eine Woche spáter das «geheime Zusatzprotokoll» 
geworden, mit dem die deutsche Reichsregierung 

anerkennt, dass Ostpolen, Bessarabien, Finnland 

und die Baltenstaaten zur Interessensphäre der 
UdSSR gehören. So haben die Sowjets ihre Nägel 

für den Hitler-Stalin-Pakt vom 24. August schon ein- 
geschlagen, als sie am gleichen Ort noch mit den 

Briten und Franzosen über einen Krieg mit Deutsch- 
land sprechen. 


Außenminister von Ribbentrop schreibt am 18. 
August noch einmal, dass die Reichsregierung mit 
der «Garantierung der baltischen Staaten» einver- 
standen sei. 


Am 19. August teilen die englische und die 
französische Regierung der sowjetischen mit, 
dass sie ihren schon ausgehandelten Vertrag auf- 
grund des Einspruchs der polnischen Regierung 
nicht unterzeichnen werden. Damit steht Russ- 
lands Seitenwechsel nichts mehr im Weg. Der 
deutsche Botschafter wird erneut zu Molotow be- 
stellt. Der überreicht ihm einen Textentwurf für den 
deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt. Der Ver- 
tragstext enthált noch nicht das Zusatzprotokoll, 
doch er endet mit dem Satz: 


«Der gegenwártige Pakt ist nur bei gleichzeitiger 
Unterzeichnung eines besonderen Protokolls über 
die Punkte, an denen die vertragsschließenden 


Teile auf dem Gebiet der auswártigen Politik inter- 


essiert sind, gültig.» 
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Die Verbrüderung der bisherigen | 
lodfeinde schockte den Westen. | 
Britische Karikatur von Ende A ugust | 
1939. Foto: picture alliance / ull- | 
stein bild li 


Molotow ließ die 
Katze erst spät aus 
dem Sack. 
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Ein unscheinbares Blatt Papier von 

großer Bedeutung: Das geheime 
Zusatzprotokoll zum Hitler-Sta- 

lin-Pakt. Foto: CCO, Wikimedia 
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Bei Hitler und Göring: Nach seiner 
Rückkehr aus Moskau erstattet von 
Ribbentrop persönlich Bericht. Foto: 
picture alliance / ullstein bild 


Hitler versprach 
Sich Handlungs- 
freiheit gegenüber 
Polen. 


Propagandaplakat für die sowje- 
tische Armee: In den Revolutions- 
jahren noch mit Pferden unterwegs, 
begann unter Stalin eine rasche 
Modernisierung vor allem der Luft- 
waffe. Foto: Repro 
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Die sprichwörtliche Katze ist damit nach wie vor 
nicht aus dem Sack: das Schicksal der Baltenlànder 


Nun folgt Zug auf Zug. Hitler — in der Danzig-Kri- 
se unter Zeitdruck — schaut nur auf den Nicht- 
angriffspakt mit Stalin, von dem er hofft, dass er 
die Polen, Briten und Franzosen zum Nachgeben 
beim Danzig-Korridor-Problem bewegt. Er schaut 
nicht auf das Zusatzprotokoll, von dem er immer 
noch nicht weiß, was die Sowjets damit verbinden 
werden. Hitler telegraphiert am 20. August an Josef 
Stalin und teilt mit, dass er den Entwurf des Nicht- 
angriffspaktes akzeptiert. Am 21. August dankt Sta- 
lin wiederum Hitler für das Telegramm und lädt von 
Ribbentrop für den 23. August nach Moskau ein. 


Lange Nacht in Moskau 


Am 23. August trifft der Reichsaußenminister in 
Moskau ein. Um 18 Uhr empfangen Stalin und Mo- 
lotow von Ribbentrop und Graf von der Schulen- 
burg im Kreml. Nach kurzer und hóflicher Begrüßung 
kommt man schnell zur Sache. Der Nichtangriffs- 
pakt, auf den man sich bald einigt, entspricht 
fast ganz dem russischen Entwurf. Dann geht es 
um das von Stalin gewünschte geheime Zusatz- 
protokoll. In ihm wird eine Teilung Osteuropas in 
zwei Interessensphären festgelegt, statt der vom 
Auswärtigen Amt erwarteten Garantie für die Un- 
abhängigkeit der drei baltischen Staaten. Von Rib- 
bentrop, dem Hitler eine uneingeschränkte Ver- 
handlungsvollmacht mitgegeben hat, ist sich sei- 
ner Sache angesichts der neuen Forderung Stalins 
nicht mehr sicher. Er bittet gegen 22 Uhr, die Ge- 
spráche für kurze Zeit zu unterbrechen, und holt sich 
telefonisch Hitlers Einverständnis ein. 


Hitler, vor die Wahl gestellt, mit Stalins Rücken- 
deckung seine Handlungsfreiheit in der Danzig-Fra- 
ge zu erhalten, oder ohne Stalin auf Danzig, die ex- 


territorialen Transitwege und den Schutz der deut- 
schen Minderheit in Polen zu verzichten, akzeptiert 
die Interessensphären-Grenzen, die die Russen for- 
dern. Der deutsche Staatschef, der Stalins Forde- 
rungen vorher nicht gekannt hat, entscheidet offen- 
sichtlich ohne langes Zögern. Kurz nach Mitternacht, 
am 24. August, werden der Nichtangriffspakt und 

das geheime Zusatzprotokoll von Molotow und Rib- 
bentrop unterschrieben. Die entscheidenden zwei 

Abschnitte des Zusatzprotokolls lauten: 


«1. Für den Fall einer territorial-politischen Um- 
gestaltung in den zu den baltischen Staaten (Finn- 
land, Estland, Lettland, Litauen) gehörenden Ge- 
bieten bildet die nördliche Grenze Litauens zugleich 
die Grenze der Interessensphären Deutschlands 
und der UdSSR. (....) 


2. Für den Fall einer territorial-politischen Um- 
gestaltung der zum polnischen Staate gehórenden 
Gebiete werden die Interessenspháren Deutsch- 
lands und der UdSSR ungefáhr durch die Linie der 
Flüsse Narew, Weichsel und San abgegrenzt. 


Die Frage, ob die beiderseitigen Interessen die 
Erhaltung eines unabhängigen polnischen Staates 
erwünscht erscheinen lassen und wie dieser Staat 
abzugrenzen wäre, kann endgültig erst im Laufe 
der weiteren politischen Entwicklung geklärt wer- 
den. (...)» 


Die Einigung zwischen Hitler und Stalin, so 
schnell nach dem Scheitern der französisch-eng- 
lisch-sowjetischen Verhandlungen, ist ein Schock 
für London und Paris — und dennoch für Warschau 
kein Anlass, in der Danzig-Frage auf Deutschland 
zuzugehen. Die Überraschung ist so groß, weil die 
Beziehungen zwischen Moskau und Berlin seit dem 
Ersten Weltkrieg nicht frei von Belastungen und 
Gegensátzen sind. Der deutsch-sowjetische Nicht- 
angriffspakt sichert sowohl Deutschland als auch 
Russland zu, dass die jeweils andere Macht im Falle 
eines Krieges nicht zum Schutze Polens Partei er- 
greifen wird. Damit ist auch der deutsch-sowjeti- 
sche Gegensatz kein Schutz mehr für die Polen in 
der Mitte. 


Das geheime Zusatzprotokoll spricht nur von 
Interessenspháren. Es bringt nicht zum Aus- 
druck, dass die Sowjetunion nun Finnland und die 
Baltenstaaten einkassieren dürfe. So harsch die- 
ses deutsch-sowjetische Geheimabkommen auch 
spáter kritisiert wird, es entspricht den Gepflogen- 
heiten jener Zeit. So schließt beispielsweise auch 
Großbritannien 1938 mit Italien und mit opanien 
derartige Abkommen. Das geheime Zusatzprotokoll 
ist zudem kein Produkt von Hitlers otrategie, son- 
dern stammt aus der Feder Stalins beziehungs- 
weise Molotows. m 
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Lountdown zum Krieg 


_ Die Verhandlungen von 23. bis 30. August 1939 


In den letzten neun Tagen vor Kriegsbeginn überschlagen sich die 
Ereignisse. Alle Beteiligten pokern mit höchstem Risiko — und sind 


bereit zum Losschlagen. 


Die letzte Sitzung des Reichstages 
vor Kriegsausbruch findet am Mit- 
lag des 28.4.1939 statt — mit neuen 
Abgeordneten aus dem Memel- 
land und aus den S udetengebieten. 
Hauptpunkt ist ein Vertragsangebot 
Hitlers an Polen zur «Lósung der 
Korridorfrage». Foto: picture alli- 
ance / Wissen Media Verlag 


«Bei der nächsten 
polnischen 
Provokation werde 
ich handeln.» 

Hitler, 23.8. 


Adolf Hitler ist entschlossen, die offene Dan- 
zig-Frage, das Problem der Verkehrsanbindung Ost- 
preußens an das Reich und den Minderheitenschutz 
für die Deutschen in Polen noch vor dem Winter auf 
dem Verhandlungsweg oder — wenn dies nicht mög- 
lich ist — durch einen Krieg zu lösen. Die Generali- 
tät hat zwar mehrmals gewarnt, dass ein Krieg mit 
Polen auch Krieg mit England, mit Frankreich und 
bei längerer Dauer auch mit den USA nach sich zie- 
hen würde und ein Zweifrontenkrieg nicht zu ge- 
winnen wäre. Aber sie hat auch beraten, dass mi- 
litärische Operationen, wenn es denn zum Krieg 
kommen sollte, aufgrund der Klima- und Wetter- 
daten nicht nach dem 2. September Degonnen wer- 
den dürften. Die Wegeverháltnisse würden für das 
Heer und das Flugwetter für die Luftwaffe danach 
in Osteuropa zu schwierig werden. 


Mittwoch, 23. August 


Neun Tage vor Kriegsausbruch. Die Sensa- 
tion der Morgenpresse ist die Nachricht von Sta- 
lins Einladung an den deutschen Außenminister 
Joachim von Ribbentrop nach Moskau. Premier- 
minister Neville Chamberlain schickt Botschafter 
Nevile Henderson mit einem Brief zu Hitler Hitler 


versichert Henderson zunächst seine persönliche 
Wertschätzung, beklagt sich aber dann über Eng- 
lands Haltung gegenüber Deutschland in der Dan- 
zig-Frage. Der Brite entgegnet, dass die deutsche 
Regierung der polnischen zwar ein Verhandlungs- 
angebot unterbreitet habe, dies jedoch mit den Cha- 
rakter eines Diktats. 


Hitler bedauert, dass England sich ihm, «der er 
selbst der größte Freund Englands sein wollte, zum 
Feinde macht», und betont, «dass Deutschland nie- 
mals etwas zum Schaden Englands unternommen 
hat und dass sich England trotzdem gegen Deutsch- 
land stellt». 


Hendersons Antwort stellt die Dinge britisch dar: 
Man habe «sich nur gegen den Grundsatz der Ge- 
walt gestellt.» Hitler droht, «dass er bei dem ge- 
ringsten polnischen Versuch, noch weiterhin gegen 
Deutsche oder gegen Danzig vorzugehen, sofort 
eingreifen» werde. ( ...) «Bei der nächsten polni- 
schen Provokation werde ich handeln.» 


Da Tätlichkeiten gegen Deutsche in Polen an 
der Tagesordnung sind und Zwischenfälle an Dan- 
zigs Grenzen keine Seltenheit, sagt Hitler damit, 
dass Deutschland auf dem Sprung sei, Polen an- 
zugreifen. Damit ist dieses Gespräch beendet. Hit- 
ler hat dem Botschafter klargemacht, dass er Eng- 
land die Schuld gibt, dass Verhandlungen mit Polen 
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inzwischen zwecklos seien. Henderson wiederum 
hat versucht, Hitler Klarzumachen, dass ein Krieg 
mit Polen einen Krieg mit Großbritannien nach sich 
zöge, auch wenn die Sowjetunion nun nicht mehr 
auf der Seite Englands steht. 


Chamberlains Brief, den Henderson an Hitler 
übergibt, enthält zwei Angebote. Das erste ist ein 
Spiel auf Zeit. Chamberlain schlägt vor, die Ver- 
handlungen mit Polen so lange auszusetzen, bis 
Sich das deutsch-polnische Verhältnis beruhigt hat. 
Das zweite Angebot soll Hitler locken. Der britische 
Premier stellt Verhandlungen in Aussicht, die par- 
allel zur Danzig-Frage «gleichzeitig die großen zu- 
künftigen Internationalen Beziehungen regeln könn- 
ten, einschließlich derer, die England und Deutsch- 
land interessieren». Das ist genau das, was Hitler 
Seit seinem Amtsantritt versucht. 


I—— ———  — 
«Die franzüsische Hegierung 
empfiehlt nachdrücklichst 
der polnischen, sich vor Jeder 
militärischen Reaktion zu hüten.» 
Daladier, 24.8, 
"mm 
Hitler antwortet Chamberlain am gleichen Tag. 
Der deutsche Kanzler betont in diesem Brief den 
Wunsch nach Freundschaft mit Großbritannien und 
beklagt sich über Polen: «Deutschland war bereit, 
die Frage Danzigs und die des Korridors durch einen 


wahrhaft einmalig großzügigen Vorschlag auf dem 
Wege von Verhandlungen zu lösen.» 


England habe, so argumentiert er, dieses An- 
gebot durch Stimmungsmache gegen Deutschland 
und durch die Garantieerklärung an die Polen sa- 
botiert. Deutschland werde den Druck auf die deut- 
sche Minderheit in Polen und Ultimaten gegen die 
Stadt Danzig nicht mehr weiter dulden. Der Brief 
endet mit den Sátzen: «Die Frage der Behandlung 
der europáischen Probleme im friedlichen Sinn 
kann nicht von Deutschland entschieden werden, 
sondern in erster Linie von Jenen, die sich seit dem 
Verbrechen des Versailler Diktats Jeder friedlichen 
Hevision beharrlich und konsequent Widersetzt 
haben. (...) Ich habe Zeit meines Lebens für eine 
deutsch-englische Freundschaft gekämpft, bin aber 
durch das Verhalten der britischen Diplomatie — We- 
nigstens bisher — von der Zwecklosigkeit eines sol- 
chen Versuchs überzeugt worden. Wenn Sich dies in 
der Zukunft ändern würde, könnte niemand glück- 
licher sein als ich.» 


Dieser erste Notenaustausch in der letzten 
Woche vor dem Krieg lässt noch auf Verständigung 
hoffen. Beide Regierungschefs versichern sich, 
dass sie Krieg vermeiden wollen. Doch beide Ver- 
folgen jeder für sich eine Doppelstrategie, die in 
Sich widersprüchlich ist. Chamberlain will die Lö- 
sung der anstehenden Probleme nur auf dem Ver- 
handlungsweg dulden, doch den hat er mit seinem 
Garantieversprechen an die Polen selbst versperrt. 
Und Hitler will sowohl eine Annáherung an Eng- 
land als auch in der Danzig-Frage nicht weiter auf 
der Stelle treten. Auch das ist kaum vereinbar Hit- 
ler steht vor dem Entweder-Oder. und er Dereitet 
Deides vor: Verhandlungen und Krieg. 


Zum 23. August gehören noch Außenminister 
von Ribbentrops Moskauer Verhandlungen: mit 
Stalin und Außenminister Wjatscheslaw Molotow. 
ES wird spáte Nacht, ehe der deutsch-sowjetische 
Nichtangriffspakt die Unterschriften beider Seiten 
trägt. (siehe Seite 64 ff.) 


Donnerstag, 24. August 


Acht Tage vor Kriegsausbruch. Um 2 Uhr mor- 
gens meldet von Ribbentrop am Telefon aus Mos- 
kau dem «Führer» die Unterzeichnung des Vertrags. 
Hitler schópft nun wieder Hoffnung, dass England 
Seine Unterstützung Polens angesichts der neuen 
Lage überdenkt und dass auch Polen eher bereit 
sein wird, über Danzig zu verhandeln. 


Als Göring die Briefe Chamberlains und Hit- 
lers liest, Schópft auch er Hoffnung auf einen Aus- 
Weg aus der inzwischen deutsch-englischen Aus- 
einandersetzung um die Danzig-Polen-Frage. Göring 
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Ein polnischer Infanterist auf der 
Titelseite der «lllustrateg London 
News», August 1939. Foto: DIC- 
ture alliance / Mary Evans Picture 
Library 


Der französische Minis terprásident 
Edouard Daladier (.] im Gespräch 
mit dem polnischen Bo tschaf- 

ter in Frankreich am 24.8 1939 

kurz vor Beginn des deutschen Ein- 
marsches in Polen. Foto: picture-all- 
lance / dpa 
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Franklin Delano Roosevelt, Präsi- 
dent der USA von 1933 bis 1945. 
Foto: CCO, Wikimedia Commons 


«Frankreich wird 
Polen, falls es 
angegriffen würde, 
mit seinen Streit- 
Kräften zur Seite 
stehen.» 


Loulondre, 25.8. 


Hermann Göring im Gespräch mit 
dem französischen Botschafter 
Robert Coulondre beim Empfang 
für das diplomatische K Orps in der 
Neuen Reichskanzlei am 1.3.1939 
Foto: picture alliance / ullstein bild 


spielt nun an Außenminister von Ribbentrop vorbei. 
Er nutzt dazu Gespráchskontakte, die er selbst nach 
London hat, und einen schwedischen Mittelsmann, 
den Industriellen Birger Dahlerus. Der Marschall 
bittet ihn, am Folgetag nach London zu fliegen und 
der englischen Regierung zu übermitteln, dass die 
deutsche Reichsregierung zu einer deutsch-briti- 
schen Verstándigung zu kommen wünsche. 


In London hált Premier Chamberlain derweilen 
eine Rede vor dem Unterhaus. Er bestätigt erneut 
die Bündnistreue der Briten zu Polen. Er beklagt, 
dass die Reichsregierung nun kompromisslos Dan- 
zig fordert, und weist außerdem das Ansinnen Hit- 
lers, Osteuropa als deutsche Interessensphäre 
anzuerkennen, mit dem Hinweis zurück, England 
stehe für die Freiheit und die Unabhängigkeit der 
Völker. Die Rede ist aus britischem Selbstverständ- 
nis genauso nachvollziehbar, wie sie aus damali- 
ger deutscher Sicht scheinheilig wirkt. Polen bleibt 
in der Danzig-Frage genauso kompromisslos wie 
das Deutsche Reich. Großbritannien hat in Asien 
und Afrika seine eigenen Interessenspháren und 
schert sich wenig um Freiheit und Unabhángigkeit 
der kolonial gehaltenen Völker von Indien bis Nige- 
ria. Dennoch, die Rede baut keine neuen Hürden auf. 


Gegen Mittag, mit der erneuten Unterzeichnung 
des englisch-polnischen Beistandsvertrags, stirbt 
vorerst Hitlers Hoffnung, dass der deutsch-sow- 
jetische Vertragsabschluss der vorigen Nacht die 
Briten dazu bewegen könnte, den Polen anzuraten, 
in der Danzig-Frage einzulenken. Er lásst General 
Wilhelm Keitel, den Chef des Überkommandos der 
Wehrmacht, zu sich kommen und verschiebt den 
schon befohlenen Angriff gegen Polen ein erstes 
Mal. Er müsse — so Hitler — «Zeit für Weitere Ver- 


handlungen gewinnen». Der «Führer» hofft an die- 
sem lag, am 24. August, offensichtlich noch immer 
auf eine Lósung ohne Blutvergießen. 


In Paris bemüht man sich inzwischen auf eigene 
Art um Frieden: «Die französische Regierung emp- 
fiehlt nachdrücklichst der polnischen, sich vor jeder 
militärischen Reaktion zu hüten und mit einer dip- 
lomatischen Aktion zu antworten, wenn der Danzi- 
ger Senat von sich aus den Anschluss Danzigs an 
das Deutsche Reich erklären sollte.» Was wundert, 
ist, dass Frankreich diese Art von Selbstanschluss 
nicht als Idee und Kompromiss in die deutsch-eng- 
Iisch-polnische Debatte einbringt. Es wirkt vielmehr 
so, als ob die französische Hegierung in dieser hoch 
angespannten Lage lieber wartet, bis Deutschland 
selbst nach Danzig greift und die Schuld am Krieg 
übernimmt. 


In Washington lässt Franklin D. Roosevelt die 
Polen wissentlich in eine Falle laufen. Am frühen 
Morgen dieses Tages verrät ein deutscher Diplo- 
mat in Moskau einem amerikanischen Kollegen 
den Inhalt des gerade geschlossenen geheimen 
Zusatzabkommens, das Üsteuropa in eine russi- 
sche und eine deutsche Interessensphàre teilt. Die 
Trennungslinie teilt auch Polen. Mittags um 12 Uhr 
kabelt der amerikanische Botschafter aus War- 
schau den Inhalt des geheimen Zusatzprotokolls 
nach Washington. Nur wenig später kennt Präsi- 
dent Roosevelt die heiße Nachricht und damit auch 
die Gefahr, die Polen ab sofort von Russland droht. 


Roosevelt tut jedoch nichts, um Warschau, London 
und Paris zu warnen. Eine Warnung noch am sel- 
ben Tag hätte die Polen vielleicht dazu bewegen 
können, Hitlers Vorschlag vom 28. April zu akzep- 
tieren. Dieses letzte Hitler-Angebot umfasste einen 
Freihafen sowie Wirtschaftsprivilegien in Danzig, 
die Anerkennung der polnischen Gebietsgewinne 
seit 1918 in Posen, Westpreußen und Südost-Ober- 
schlesien undeinen Friedensvertrag für 25 Jahre Im 
Tausch gegen exterritoriale Wege durch den Korri- 
dor und Danzig. Eine Warnung an die Briten hätte 
den Garantievertrag für Polen, der an diesem Tag 
geschlossen worden ist, vielleicht verhindert. Doch 
für Roosevelt ist wichtig, dass Hitler sich im Dan- 
zig-Streit verfängt. 


Freitag, 25. August 


sieben Tage vor Kriegsausbruch. Gegen 8 Uhr 
startet der schwedische Vermittler Dahlerus in 
Görings Auftrag mit einer Sondermaschine von 
Berlin-Tempelhof nach London. 


In Berlin jagt inzwischen eine Nachricht die an- 
dere, keine ist für Hitler angenehm. Es sind Be- 
richte von Zusammenstößen und Handstreich- 
aktionen beider Seiten. Noch immer werden deut- 
sche Bauernhöfe auf der polnischen Seite der 
Grenze abgebrannt. Deutsche Stoßtrupps vergelten 
die Brandstiftungen noch in gleicher Nacht auf der 
Gegenseite. Auch der Flüchtlingsstrom hält weiter 
an. Polnische Grenztruppen versuchen, die deut- 


schen Flüchtlingsgruppen mit Gewehr- und MG-Feu- 
er von der Grenze wegzutreiben. Wieder sind in der 
Nacht acht Menschen auf der Flucht erschossen 
worden. Überdies ist ein ziviles Passagierflugzeug 
auf dem Weg nach Königsberg über der Ostsee von 
polnischen Flak-Geschützen beschossen worden. 


Die Aussicht, wegen Danzig und der Transitwege 
In einen Krieg mit England zu geraten, vertrágt sich 
nicht mit Hitlers Strategischen Vorstellungen von 
einer zukünftigen deutsch-britischen Zusammen- 
arbeit und Freundschaft. So beschließt er noch am 
Vormittag, den Angriff gegen Polen weiter aufzu- 
schieben und England erneut ein Angebot zu unter- 
breiten. Dann bestellt er den englischen Botschafter 
Henderson zu sich in die Heichskanzlei. Hitler knüpft 
an das letzte Gesprách an, In dem Henderson die 
Hoffnung auf eine deutsch-britische Verstándigung 
geäußert hatte, und stellt ein großes, umfassendes 
Bündnis mit England in Aussicht, wenn erst einmal 
das deutsch-polnische Problem gelóst sei. In der 
Sache aber bleibt Hitler hart. Er sagt: «Das Problem 
Danzig und Korridor muss gelóst werden.» Und er 
legt nach: «Wenn die britische Regierung diese Ge- 
danken erwägen würde, so könnte sich daraus ein 
Segen für Deutschland und auch für das Britische 
Weltreich ergeben. Wenn sie diese Gedanken ab- 
lehnt, wird es Krieg geben.» 


Henderson beharrt auf Englands Bündnis mit den 
Polen und erwidert, das deutsche Bündnisangebot 
könne erst in Betracht gezogen werden, nachdem 


Polnische Kavallerie. Das Bild 
wurde im August 1939 in der briti- 
schen Zeitschrift «lllustra ted Lon- 
don News» abgedruckt. Foto: pic- 
ture alliance / Mary Evans Pic ture 
Library 
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Prunk und Protz: Die Marmorgalerie 
der Langen Halle in der Neuen 
Reichskanzlei. Der von Albert Speer 
entworfene Bau in der Berliner 
Voßstraße kostete 90 Millionen 
Reichsmark, was in heutiger Wäh- 
rung inflationsbereinigt etwa 372 
Millionen Euro entspricht. Foto: pic- 
ture alliance / ullstein bild 
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ALLE DAE-[MENSTSTELLEN 
UND KOE-DIENSTSTELLEN 


Werbeplakat der NS-Organisation 
Kraft durch Freude für den Volks- 
wagen, später auch als «Käfer» 
bekannt (1938), Foto: Deutsches 
Historisches Museum, Berlin 
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die polnische Frage auf dem Verhandlungsweg ge- 
lóst worden sei. Nachdem Henderson gegangen ist, 
beschleichen Hitler offensichtlich Zweifel, dass er 
den Engländer hat überzeugen können. Er bringt 
seine Anliegen noch einmal in sechs Punkten ZU 
Papier und schickt sie Henderson unverzüglich in 
die Botschaft nach. In Punkt zwei der Liste schlágt 
Hitler einen Ton an, der so bisher gefehlt hat. Er 
bittet darum, dass Großbritannien bei der Rück- 
gewinnung Danzigs und des Korridors behilflich 
sein soll. Damit ist der Ball bei England, das nun 
vermitteln oder Polen drängen könnte, auf die mo- 
deraten deutschen Forderungen einzugehen. 


EE 
«Deutschland wünscht ein Bünd- 
nis mit England...» Hitler, 26.8. 


Um 17:30 Uhr meldet sich der französische Bot- 
schafter Robert Coulondre bei Hitler, der das Ge- 
sprách eröffnet: «Angesichts des Ernstes der Lage 
will ich Ihnen eine Erklärung abgeben, die ich 
sie bitte, Herrn [Édouard] Daladier [der franzäsi- 
sche Ministerpräsident] zu übermitteln. Ich hege 
keine feindseligen Gefühle gegen Frankreich. Ich 
habe persönlich auf Elsass-Lothringen verzichtet 
und die deutsch-französische Grenze anerkannt. 
Ich will keinen Konflikt mit Ihrem Land. (...) In- 
folgedessen ist mir der Gedanke, dass ich Polens 
wegen mit Frankreich kämpfen müsste, außer- 
ordentlich schmerzlich. (...) Ich habe vor mehre- 
ren Monaten Polen, als ich die Rückkehr Danzigs 
und einen schmalen Gebietsstreifen als Verbindung 
dieser Stadt mit Ostpreuften forderte, außerordent- 
lich vernünftige Vorschläge gemacht. (...) Die pol- 
nische Regierung hat nicht nur meine Vorschläge 


zurückgewiesen, sondern sie hat auch die deut- 
schen Minderheiten auf das Schlimmste miss- 
handelt. (...) Frankreich würde so etwas genau- 
so wenig dulden wie Deutschland. (...) Ich werde 
Frankreich nicht angreifen, aber wenn es in den 
Konflikt eingreift, so werde ich bis zum Ende gehen. 
(...) Sagen Sie das bitte Herrn Daladier von mir.» 
Botschafter Coulondre erwidert: «Jetzt, da jedes 
Missverstándnis behoben ist, lege ich Wert da- 
rauf, Ihnen mein Ehrenwort als Soldat zu geben, 
dass Frankreich Polen, falls es angegriffen würde, 
mit seinen Streitkráften zur Seite stehen wird. Ich 
kann Ihnen aber gleichfalls mein Ehrenwort geben, 
dass die Regierung der Französischen Republik bis 
zum letzten Augenblick alles tun wird, was in ihrer 
Macht steht, um den Frieden zu bewahren. Sie 
wird es der polnischen Regierung an Mahnungen 
zur Vorsicht nicht fehlen lassen.» 


Auch zwischen der englischen Botschaft in War- 
schau und dem Außenministerium in London gehen 
Telegramme hin und her. Um 1 Uhr fordert Außen- 
minister Edward Wood, Earl of Halifax, aus Lon- 
don Botschafter Howard Kennard in Warschau auf, 
die Polen zu ermahnen, «jede Handlung zu unter- 
lassen, die sie in die Rolle des Aggressors versetzen 
könnte». Um 14 Uhr schickt Kennard noch eine Ein- 
schätzung der Lage an Halifax in London: «Ich be- 
zweifele ausgesprochen, dass es irgendeinen Nut- 
zen bringt, wenn der polnische Botschafter ein Ge- 
spräch mit Hitler sucht.» Paris und London sind In 
sorge, dass der Krieg von Polen statt von Deutsch- 
land losgetreten würde. In Warschau bezeichnet 
man die Gespráchsversuche von deutscher Seite als 
Intrige, und Kennard zeigt keine Neigung, die Polen 
Zu Gespráchen mit den Deutschen zu bewegen. 


Mittlerweile hat der schwedische Vermittler 
Dahlerus in London bei Außenminister Halıfax vor- 
gesprochen. Etwa um 18:30 Uhr — also Stunden 
nach Unterzeichnung des polnischen-britischen 
Beistandspakts — erklärt Lord Halifax, dass er seit 
dem Besuch von Henderson bei Hitler am Morgen 
hoffnungsvoll gestimmt sei. Obwohl er noch kei- 
nen genauen Bericht über das Resultat dieser Be- 
sprechung erhalten habe, hoffe er, dass die Initia- 
tive zur Aufnahme offizieller Verhandlungen eine 
friedliche Lösung ermöglichen würde. Dahlerus 
glaubt an einen Durchbruch und ruft um 22:20 Uhr 
Marschall Göring an, um ihm zu berichten. Göring 
wirkt sehr nervös. Er erklärt, dass er jeden Augen- 
blick den Kriegsausbruch befürchtet Der eng- 
isch-polnische Vertrag vom Vormittag werde vom 
«Führer» als eine ausdrückliche Erklärung Englands 
dahingehend aufgefasst, dass es nun keine fried- 
liche Lösung mehr wünsche. Dahlerus informiert 
noch in der gleichen Nacht den Chef der Zentralab- 
teilung des Außenministeriums in London, wie der 
Vertrag mit Polen auf den deutschen Kanzler wirkt. 


Der drückt seine Verwunderung darüber aus, dass 
der Vertrag in Deutschland missverstanden werde. 
Dahlerus bittet um einen neuen lermin bei Halifax. 


An diesem Freitag, eine Woche vor dem Kriegs- 
ausbruch, wiederholt die britische Regierung ihren 
Schachzug vom 23. März des Jahres. Mit der Unter- 
schrift unter den Dritisch-polnischen Schutzvertrag 
bekräftigt sie noch einmal ihre Rückendeckung für 
die Polen. Die Uhamberlain-Regierung will damit 
Hitler daran hindern, Danzig dem Deutschen Reich 
ohne englisch-polnische Zustimmung anzugliedern. 
Doch sie muss auch wissen, dass sie bei der nun 
gestärkten Haltung Warschaus Hitler vor die Wahl 
Stellt, entweder auf Danzig und den Schutz der 
deutschen Minderheit in Polen zu verzichten oder 
Krieg zu führen. Mit der englischen Unterschrift 
unter den britisch-polnischen Vertrag am selbigen 
Tag verschließt Chamberlain die Tür zum Konferenz- 
saal der deutsch-polnischen Verhandlungen ein 
Weiteres Mal. 


sechs Tage vor Kriegsausbruch. Um 7:50 Uhr 
fliegt Botschafter Henderson nach London, um Hit- 
lers Vorschlag der britischen Regierung zu über- 
bringen. Um 11 Uhr spricht Dahlerus erneut bei 
Außenminister Halifax vor Er schildert ihm die 
Wirkung des britisch-polnischen Vertrags auf Hitler. 
Der Schwede bittet Halifax, Göring einen Brief zu 
schreiben und Englands ernsthaften Willen zu einer 
friedlichen Lösung zu bekräftigen. Dahlerus fliegt 
mit dem erbetenen Schreiben zurück und übergibt 
es Göring. Dieser hält die Botschaft für so wichtig, 
dass er sofort zu Hitler fährt und ihn davon in Kennt- 
nis setzt. Inzwischen ist es wieder Mitternacht. Der 
Brief und Dahlerus’ mündliche Übermittlung ma- 
chen Hitler nun für eine Zeitlang glauben, dass Eng- 
land an einer friedlichen Danzig-Lösung interessiert 
sei, aber bei einer einseitigen gewaltsamen Lösung 
von deutscher Seite den Krieg erklären würde. 


Kurz nach Mitternacht, also am 27. August, be- 
stellt Hitler Dahlerus zu sich in die Reichskanzlei. 
Jetzt wird der Schwede vom Vermittler zwischen 
Göring und der englischen Regierung zum Ver- 
mittler zwischen Hitler und den Briten. Die Konfe- 
renz zu tiefer Nacht, die nun über eineinhalb Stun- 
den folgt, wird zum Dialog zwischen Hitler und 
dem Schweden, in dem beide ihre Auffassungen 
über die Kriegschancen austauschen. Zum Schluss 
geht Hitler sehr erregt im Zimmer auf und ab, bleibt 
vor Dahlerus stehen und sagt: «Sie, Herr Dahlerus, 
haben meine Auffassung gehört. Sie müssen sofort 
nach England reisen, um sie der englischen Regie- 
rung mitzuteilen. Ich glaube nicht, dass Henderson 
mich verstanden hat, und ich wünsche aufrichtig, 
dass eine Verständigung zustande kommt.» 


Hitlers Position wird wiederum in sechs Punk- 
ten definiert, die zum Teil noch weiter greifen, als 
die sechs Punkte, die er zuvor Henderson mit auf 
den Weg gegeben hat: 


«1. Deutschland wünscht ein Bündnis mit England, 
das alle Streitfragen politischer oder wirtschaft- 
licher Art in Zukunft beseitigen soll.» 


Dieses Angebot gilt also unverzüglich und nicht 
erst nach der Danzig-Lösung, wie es Hitler bisher 
vorgeschlagen hatte. 


«2. England wird gebeten mitzuwirken, dass 
Deutschland Danzig und den Korridor erhält, jedoch 
mit Ausnahme eines Freihafens in Danzig, der Polen 
zur Verfügung stehen soll. Polen soll einen Korri- 
dor zur Hafenstadt Gdingen erhalten und ganz über 
diese Stadt und ein hinreichend großes Gebiet um 
sie herum verfügen.» 


Hier wird nun mit dem Korridor mehr verlangt als 
nur die exterritorialen Iransitwege. Da Polen bisher 
auf die von Hitler vorgeschlagene Minimallösung 
von sich aus nicht eingegangen ist, hofft er. mit Eng- 
lands Rückendeckung auch den nicht polnisch be- 
wohnten Nord-Teil des Korridors für Deutschland 
heimzuholen. 


LOMPALTGeschichte® Tage der E ntscheidung 


en e 
«Die deutschen 
Behauptungen über 
die massenhaften 
Misshandlungen 

.. der deutschen 
Minderheit in 

Polen sind grobe 
Übertreibungen 
wenn nicht sogar 
Fdischungen.» 


Kennard, 278. 


Noch herrscht Frieden: Kin- 

der in einem Schwimmbad in 
Berlin-Tempelhof im Juni 1 939 
Foto: picture alliance / ullstein bild 
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Werbeplakat der Reichsjugend- 
führung für die Hitler-Jugend, um 
1939. Foto: Deutsches His torisches 
Museum, Berlin 
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«Polen ist bereit 
Sofort in direkte 
Verhandlungen mit 
dem Reich einzu- 
treten.» Beck 28.8 
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Am Wettrennen der Mächte um 
Überseegebiete beteiligte sich 
Deutschland ernsthaft erst ab etwa 
1880. Dennoch gelang es Berlin, 
bis 1900 zum viertgrößten Kolonial- 
reich aufzusteigen. 


Die meisten der militárisch kaum 
gesicherten Territorien gingen be- 
reits zu Beginn des Ersten Welt- 
kriegs verloren. Lediglich Ostafri- 
ka konnte sich bis zum Waffenstill- 
stand 1918 halten. | 


Die deutlichsten Spuren hinter- 
ließ die Kolonialzeit in Nami- 

bia (Deutsch-Südwestafrika), wo 
Deutsch bis heute eine der Um- 
gangssprachen zwischen den Eth- 
nien ist. 
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«3. Deutschland verpflichtet sich, Polens Grenzen zu 
garantieren. 


4. Deutschland wünscht ein Abkommen über Ko- 
lonien, über die Rückgabe seiner ehemaligen Be- 
sitzungen oder Kompensationen. 


3. Deutschland wünscht Garantien über die Be- 
handlung der deutschen Minderheit in Polen. 


b. Deutschland verpflichtet sich, das Britische Em- 
pire, wo immer es angegriffen werden könnte, mit 
seiner Wehrmacht zu schützen.» 


Dahlerus sagt zu, die neuen Vorschläge so 
schnell wie möglich in London vorzutragen. 


Am gleichen 26. August erhält Präsident Dala- 
dier Hitlers Brief, in dem er schreibt, dass Deutsch- 
land von sich aus keinen Krieg gegen Frankreich er- 
öffnen werde. Daladier und Außenminister Georges 
Bonnet verfassen eine Antwort: «Wir Franzosen 
sind friedlich, doch wer den Danzig-Status anrührt, 
ist es nicht.» 


Sonntag, 27. August 


Fünf Tage vor Kriegsausbruch. In London berät 
das Kabinett über Hitlers ersten, in sechs Punkten 
formulierten Vorschlag. Im Mittelpunkt der Über. 
legungen steht, dass der für den Vortag erwartete 


Französisch- 
Westafrika 
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24 gescheiterte Kolonialbestrebungen 
ab 1857 (Auswahl) e 


Einmarsch der deutschen Wehrmacht in Polen aus- 
geblieben ist. Man sieht darin ein Zurückweichen 
Hitlers vor der eigenen Politik der Unnachgiebig- 
keit, statt es als Entgegenkommen zu bewerten. 
sobald Dahlerus in London eintrifft, wird er hinzu- 
gezogen. Die Herren prüfen Hitlers Offerte Funkt 
für Punkt. Dann wird vereinbart, dass der schwedi- 
sche Vermittler an Stelle Hendersons mit der eng- 
Iıschen Antwort nach Berlin zu Hitler fliegt, des- 
sen Heaktion darauf sofort nach London übermittelt, 
damit die Londoner Regierung dann erneut beraten 
kann. Dahlerus fliegt nach Deutschland, wo er S0- 
fort von Göring in Empfang genommen wird. Es ist 
inzwischen wieder später Abend. 


Göring hält die Antwort aus London für nicht in 
allen Punkten positiv und besteht darauf, sie Hit- 
ler persönlich vorzutragen und ihn unter vier Augen 
vom Nutzen der Reaktion aus London zu überzeugen. 
Die Antwort bezieht sich strikt auf Hitlers Punkte. 
Sie lautet zu Punkt 1, dass England grundsätzlich 
bereit sei, einen Vertrag mit Deutschland zu schlie- 
Sen, der eine friedliche Entwicklung auf politischem 
und wirtschaftlichem Gebiet sichert. In Bezug auf 
Punkt 2, die Bitte, bei der Wiedergewinnung von 
Danzig und dem Korridor zu helfen, steht die eng- 
sche Regierung einer Lósung der Frage wohl- 
wollend gegenüber und empfiehlt hierfür direkte 
Verhandlungen zwischen Berlin und Warschau. In 
Punkt 3, der deutschen Garantie der zukünftigen 
Grenzen Polens, besteht die britische Regierung da- 


Stiller Ozean 


rauf, dass Polens zukünftige Grenzen nicht allein 
von Deutschland, sondern auch von Russland, Ita- 
lien, Frankreich und Großbritannien garantiert wer- 
den müssen. Zu Punkt 4, den ausreichenden Garan- 
tien für die deutsche Minderheit in Polen. akzeptiert 
die englische Regierung Deutschlands Forderung 
und empfiehlt, diese Frage ebenfalls durch direk- 
te Verhandlungen mit Polen zu lósen. Den in Punkt 
9 erhobenen deutschen Anspruch auf die spátere 
Hückgabe der früheren deutschen Kolonien oder auf 
Ersatz lehnt die englische Regierung zunächst ab, 
Stellt aber spátere Verhandlungen dazu in Aussicht. 
Das Angebot in Punkt 6, das britische Weltreich im 


Bedarfsfall militärisch zu unterstützen, wird gleich- 


falls abgelehnt. 


Görings Zweifel an Hitlers positiver Reaktion 
Sind nicht ganz unberechtigt. Schließlich trifft 
der Vorschlag, die Danzig- und Korridor-Sache 
deutsch-polnisch zu verhandeln, den wunden Punkt 
der deutschen Position. Außenminister Jozef Beck 


in Warschau ist in der Danzig-Transitfrage seit Ok- 


tober des vergangenen Jahres nicht einen Schritt 
auf Deutschland zugegangen. Die britischen und 
französischen Garantien und Versprechen vom März 


und Mai und zwei Tage zuvor haben Beck bestärkt, 


davon nicht abzugehen. Auch der Vorschlag, in der 
Minderheitenfrage zu verhandeln, ist ein Hohn. 
Polen hat die im Versailler Vertrag unterzeichneten 
Minderheitenschutzbestimmungen gekündigt und 
den Minderheitenschutzvertrag mit Deutschland 
von 1937 im eigenen Land nie durchgesetzt. Was 
sollte die Polen jetzt beflügeln, sich in Bezug auf 


Danzig, den Korridor und die Minderheiten umzu- 


stellen? 


Am gleichen Tag liegt in London der nächste Be- 
richt aus Warschau vor Botschafter Kennard teilt 
mit, wie er die Dinge sieht: «Soweit ich das be- 
urteilen kann, sind die deutschen Behauptungen 
über die massenhaften Misshandlungen an An- 
gehörigen der deutschen Minderheit in Polen grobe 
Übertreibungen, wenn nicht sogar Fálschungen. 
|...) Jedenfalls handelt es sich dabei schlicht und 
einfach um deutsche Provokationen Im Zusammen- 
hang mit einer Politik, die die zwei Nationen gegen- 
einander aufgebracht hat. Ich nehme an, dass dies 
geschieht, um (a) Kriegsstimmung in Deutschland 
zu entfachen, (b) die óffentliche Meinung im Aus- 
land zu beeindrucken und (c) entweder Nieder- 
geschlagenheit oder offensichtliche Aggressionen 
in Polen zu provozieren.» 


Montag, 28. August 


Vier Tage vor Kriegsausbruch. Frühmorgens 1:30 
Uhr: Göring kommt von Hitler zurück und hat mit 
der Dahlerus-Botschaft Erfolg gehabt. Trotz der spä- 
ten Stunde fährt Göring noch zu Dahlerus und be- 
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richtet sinngemäß: Mit Freude begrüße Hitler Eng- 
lands Wunsch, mit Deutschland zu einer friedlichen 
Abmachung zu gelangen. Der Reichskanzler würde 
größten Wert darauf legen, ein wirkliches Bünd- 
nis zwischen Großbritannien und Deutschland zu- 
stande zu bringen und nicht nur einen Vertrag. Hit- 
ler respektiere Englands Entschluss, seine Garantie 
für Polen aufrechtzuerhalten und ebenso die eng- 
lische Forderung nach internationaler Garantie der 
polnischen Grenzen durch die fünf Großmächte. Er 
akzeptiere auch den englischen Vorschlag, die Fra- 
gen Korridor und Danzig endgültig durch direkte 
Verhandlungen zwischen Deutschland und Polen 
zu regeln. Er habe auch seiner Überzeugung Aus- 
druck gegeben, dass die Engländer bei den damit 
zusammenhängenden Verhandlungen ihr Bestes tun 
würden, um eine befriedigende Lösung herbeizu- 
führen. 


Der Friede scheint gerettet. Immerhin gibt Hit- 
ler zu erkennen, dass er noch einmal wartet und der 
Garantie der Grenzen Polens durch England, Frank- 
reich, Italien und die Sowjetunion zustimmt. 


Dahlerus beeilt sich, die Reaktionen Hitlers und 
Górings so schnell wie möglich nach London durch- 
zugeben. Er hebt dabei hervor, dass England nun 
Polen überzeugen muss, dass eS Sofort zu begin- 
nen habe, mit Deutschland zu verhandeln. In London 
Wird derweil die offizielle Antwort der britischen 
Hegierung auf Hitlers Sechs-Punkte-Angebot zu 
Ende formuliert. Um 14 Uhr geht ein Telegramm von 
Earl Halifax an den englischen Botschafter Kennard 
in Warschau mit dem Auftrag, sofort beim Außen- 
minister nachzufragen, ob sich die polnische Regie- 
rung zu direkten Verhandlungen mit der deutschen 
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oir Nevile Henderson, britischer 
Botschafter in Deutschland, ver- 
lásst seine Maschine am Londoner 
Heston Aerodrome. Die Aufnahme 
entstand im August 1939. Foto: pic- 
ture alliance / Glasshouse Images 
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«Jas englische Volk 
und besonders 
Mister Chamber- 
lain wünschten 
eine Verständigung 
mit Deutschland...» 
Henderson, 28.8 
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Der Käfer wurde im Sozial- 
programm «Kraft durch Freude» 
angeboten, aber auch als Kübel- 
wagen von der Wehrmacht ver- 
wendet. Foto: Repro 


Propaganda-Spruchband ın der 
damals NSDAP-regierten Freien 
Stadt Danzig im August 1939. 
Foto: picture alliance / ZB 
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bereit erklärt. Dieses Telegramm ist ein Schachzug 

Londons, der unweigerlich zum Kriege führt. Es ent- 
hält nicht ein einziges Wort zu Danzig und nicht den 

geringsten Hinweis an die Adresse Warschaus, den 

Deutschen ein Stück des Wegs entgegenzukommen. 
Die verklausulierte Botschaft lautet, dass die engli- 
sche Regierung die polnische Verhandlungsbereit- 
schaft nicht als ein Nachgeben in der Danzig-Fra- 
ge missverstehen und ein solches von Warschau 

auch nicht erwartet werde. Es gehe nur darum, dass 
Polen verhandele und nicht um mehr. 


Um 16 Uhr trifft die Antwort aus Warschau im 
Foreign Office ein: «Außenminister Beck ist äu- 
ßerst dankbar für die vorgeschlagene Antwort an 
Hitler und ermächtigt seiner Majestät Regierung, 
die deutsche Regierung zu informieren, dass Polen 
bereit ist, sofort in direkte Verhandlungen mit dem 
Reich einzutreten.» 


Um 17 Uhr fliegt Henderson zurück nach Ber- 
lin.. Um 22:30 Uhr, als Henderson das Antwort- 
schreiben Chamberlains an Hitler übergibt, betont 
er wieder die Bündnistreue Englands zu Polen und 
erklärt: «Das englische Volk und besonders Mis- 
ter Chamberlain wünschten eine Verstándigung mit 
Deutschland, brauchten allerdings bei der Durch- 
führung dieser Absicht die Mitwirkung Deutsch- 
lands, das versuchen müsste, sich mit den Polen 
auf friedlichem Wege zu einigen.» 


Hitler entgegnet, dass er bereit gewesen sei, die 
schwebenden Fragen mit der polnischen Regierung 
auf einer sehr vernünftigen Grundlage zu regeln. 


Jetzt hätten sich die Dinge aber soweit zugespitzt, 
dass täglich neue Zwischenfälle und neue Gewalt- 
taten gegenüber den Volksdeutschen gescháhen. 
Für ihn bestehe die Wahl jetzt darin, die Rechte des 
deutschen Volkes zu verteidigen oder um den Preis 
einer Einigung mit England aufzugeben. Das sei für 
ihn jedoch keine Wahl, vielmehr habe er die Pflicht, 
für die Rechte des deutschen Volkes einzutreten. 


Die erste Durchsicht des Briefes aus London 
stellt Hitler offensichtlich zunächst zufrieden. Dah- 
lerus, der schwedische Vermittler, wird jedenfalls 
noch um 1:15 Uhr davon informiert, «dass die Ant- 
wort höchst zufriedenstellend ist und dass nun 
große Hoffnung besteht, dass die Kriegsgefahr 
vorbei Ist.» 


«ES bleibt Frieden! Der Frieden Ist 
gesichert!» Göring, 29.8. 


EEE LE TEE EEE TEEN EDO ER 


Am gleichen Tage gibt es noch einen weiteren 
Hoffnungsschimmer für die deutsche Seite. Mus- 
solini lässt dem Auswärtigen Amt mitteilen, dass 
das deutsche Anrecht auf Danzig grundsätzlich an- 
erkannt werden müsse und er für alle übrigen Fra- 
gen, wie die der Abrüstung, der Rohstoffversorgung 
für Deutschland und der Kolonien, eine Vierer- oder 
Fünferkonferenz anregen werde. 


Dienstag, 29. August 


Drei Tage vor Kriegsausbruch. Gegen 11 Uhr 
morgens sehen sich Göring und Dahlerus wieder. 
Der Marschall drückt dem schwedischen Vermittler 
die Hand und sagt aufgeregt: «Es bleibt Frieden! Der 
Frieden ist gesichert!» 


Inzwischen ist man in der Reichskanzlei dabei, 
den Antwortbrief der englischen Regierung sorg- 
fältig auszuwerten. Hitler ist mit alledem offen- 
sichtlich einverstanden. Doch der Brief enthält 
drei kritische Passagen. Der dritte und wohl folgen- 
schwerste Haken in der Antwort aus London ist die 
Reihenfolge der Voraussetzungen, die nun gelten 
sollen. Hitler hat einen Freundschaftspakt geboten, 
wenn England bei der Danzig-Sache hilft. Die briti- 
sche Regierung antwortet: Wenn Deutschland und 
Polen den Danzig-Streit auf dem Verhandlungsweg 
gelöst haben werden, wäre England bereit, einen 
Freundschaftspakt zu schließen. Hitlers Voraus- 
setzung für Deutschlands Einigung mit Polen ist 
der Freundschaftspakt mit England. Chamber- 
lains Voraussetzung für den Freundschaftspakt ist 
Deutschlands Einigung mit Polen. Die Briten zei- 
gen Hitler also nach wie vor die verschlossene Tür 
in Warschau und sagen «Geh hindurch». Hitlers 


Rechnung oder Hoffnung geht also auch in diesem 
Punkt nicht auf. Dennoch ist ihm sein Fernziel eines 
Ausgleichs und eines Freundschaftspakts mit Groß- 
britannien nun wichtiger als das Nahziel Danzig. Er 
geht auf Chamberlains schwierige Konditionen ein. 


Hitler antwortet mit einer Note, in der er als 
erstes die Bedingungen aus London akzeptiert. Erst 
zum Schluss des Briefes baut er eine Hürde auf, 
über die nun die Briten und die Polen gehen müssen: 
Er beendet seinen Brief mit der Erwartung, dass die 
deutsch-polnischen Verhandlungen nun wirklich am 
Mittwoch, den 30. August, also binnen 29 Stunden 
aufgenommen werden: 


Um 19 Uhr übergibt Hitler seine Antwort an 
Botschafter Henderson, der diese sofort durchliest. 
Henderson macht aus dem Entsetzen über die so 
Kurz gesteckte Frist nicht den geringsten Hehl: «Sie 
geben dem polnischen Unterhändler 24 Stunden 
Zeit, um nach Berlin zu kommen. Das klingt wie ein 
Ultimatum.» — «Aber keineswegs», entgegnet Hit- 
ler. «Dieser Satz unterstreicht nur die Dringlichkeit 
des Augenblicks. Bedenken Sie, dass es jederzeit zu 
einem schweren Zwischenfall kommen kann, wenn 
sich zwei mobilisierte Armeen gegenüberliegen.» 
Henderson beharrt auf seiner Ansicht: «Die Frist 
Ist unzureichend.» 


Nach dem Besuch bei Hitler informiert Hender- 
son sofort seinen polnischen Kollegen Jozef Lipski 
in Berlin über das Gesprách mit Hitler und den In- 
halt des Briefs an Chamberlain und dringt hánde- 
ringend auf die sofortige Entsendung eines be- 
vollmächtigten Unterhändlers von Warschau nach 
Berlin. Dann erst, um 21 Uhr, wendet er sich per 
Telegramm an Minister Halifax in London. Er kün- 
digt Hitlers Brief an und weist er darauf hin, dass 
Hitler am folgenden lag, am 30. August, einen be- 
vollmächtigten Unterhändler Polens in Berlin er- 
wartet. Henderson ringt offensichtlich ehrlich um 
den Frieden. 


In Warschau beraten derweil Außenminister 
Beck, Verteidigungsminister Tadeusz Kasprzycki 
und der Oberbefehlshaber der Streitkräfte, Mar- 
schall Edward Rydz-Smigly. Ihr Ergebnis: In der Dan- 
zig-Frage wird nicht nachgegeben. Ein Entschluss zu 
verhandeln, wie von den Briten dringend angeraten, 
kommt nicht zustande. Am Nachmittag beschließt 
der polnische Ministerrat, am nächsten Tag, den 
30. August, die allgemeine Mobilmachung offi- 
ziell bekanntzugeben. Der französische Botschaf- 
ter und der englische protestieren sofort gegen 
diesen Mobilisierungsbeschluss. Wenn Warschau 
jetzt den Krieg auslöste und nicht Berlin, wäre 
kein Bündnisfall gegeben, und Paris hätte völker- 
rechtlich keine Legitimation, mit Deutschland ab- 
zurechnen. 


— BER 


COMPACT Geschichte ® _ Tage der Entscheidung 


Mittwoch, 30. August 


Zwei Tage vor Kriegsausbruch. Morgens um 4 
Uhr erhält Henderson aus London die Weisung, der 
deutschen Reichsregierung mitzuteilen, dass man 
nicht damit rechne, binnen 24 Stunden einen be- 
vollmáchtigten Unterhándler aus Warschau nach 
Berlin zu bekommen. Diese Warnung, dass an die- 
sem — quasi letzten — Tag kein Pole kommen werde, 
gibt Henderson weder an Außenminister von Rib- 
bentrop noch an Hitler weiter. 


Den ganzen Morgen erarbeitet eine Gruppe von 
Diplomaten und Juristen nach Hitlers Weisungen 
und Górings Vorschlágen das neue Verhandlungs- 
angebot an die polnische Regierung. Hitler hat die 
früheren deutschen Wünsche aus der Zeit seiner 
demokratischen Vorgángerregierungen weit zurück- 
gefahren. Ost-Oberschlesien und die Provinz Posen 
sind endgültig abgeschrieben. Auch in Bezug auf 
Westpreußen und den Korridor hat er die Forde- 
rungen, die er noch vor vier Tagen gegenüber Hen- 
derson geäußert hat, weiter reduziert. Hitler will 
offensichtlich die Briten mit einem so moderaten 
Vorschlag überzeugen, dass diese guten Gewissens 
die Polen zu einem Entgegenkommen drángen kón- 
nen. (Siehe Infobox S. 78) 


Der Vertragsvorschlag wahrt das Selbst- 
bestimmungsrecht der betroffenen polnischen, ka- 
schubischen und deutschen Bevólkerungsanteile 
In einer zeitgemäßen Weise. Aber so neuzeitlich 
und demokratisch die vorgeschlagene Regelung 
auch ist, für den Vielvölkerstaat Polen mit seinen 
nicht integrierten Minderheiten birgt sie eine un- 


Beisetzung eines von polnischen 
Grenzsoldaten erschossenen 
SA-Mannes und Polizisten auf 
dem Danziger Garnisonfriedhof 
am 28.8.1939. Die NS-Propaganda 
schlachtete den Vorfall weidlich 
aus. Foto: picture alliance / ZB 


Titelseite der «Deutschen All- 
gemeinen Zeitung» vom 26.8.1939. 
Foto: Repro 


«Sie geben dem 
polnischen Unter- 
nandler 24 Stunden 
Zeit... Das klingt 
wie ein Ultimatum.» 
Henderson, 29.8. 


cie 
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Bild rechts: Ein Angehöriger 

der SS-Heimwehr Danzig auf 
Beobachtungsposten an der Grenze 
zu Polen. Foto: picture alliance / 
ullstein bild 


Der letzte Vorschlag 


Hitlers 16-Punkte-Plan vom 30. 
August in der Kurzfassung: 

m Danzig kehrt zurück ins 
Deutdsche Reich. | 

m im nördlichen Korridor soll ` 

- die Bevölkerung in einer Ab- 

stimmung selbst entscheiden, 
ob das Gebiet polnisch oder 
deutsch wird. CU 
m Die Hafenstadt Gdingen 
bleibt dabei auf jeden Fall pol- 
nisch. 


= Je nach Abstimmungsergeb- | 
nis im Korridor erhält entweder ` 
Deutschland exterritoriale Ver- 
kehrswege nach Ostpreußen 
oder Polen exterritoriale Ver- 
kehrswege nach Gdingen. 


m Die Beschwerden der deut- 
schen Minderheit in Polen und 
die der polnischen Minderheit 
-in Deutschland werden von ei- 
ner internationalen Kommission 
untersucht. Beide Nationen zah- 
len Entschádigungen an betrof- 
fene Geschádigte nach Mafiga- 
be der Kommission. | 


u Im Falle einer Vereinbarung 
nach diesen Vorschlágen demo- 
bilisieren Polen und Deutsch- ` 
land sofort ihre Streitkräfte. 


Ss Kess Deitsches Reich, F 
== KÉ repa o Sowjetunion " 
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geheure Sprengkraft. Die ukrainische, die weiß- 
russische und die tschechische Minderheit könn- 
ten dem deutschen Beispiel später folgen und das 
von ihnen ungeliebte Polen ebenfalls mit regiona- 
len Volksabstimmungen verlassen wollen. 


Der 30. August vergeht, ohne dass ein polnischer 
Unterhändler in Berlin erscheint, um den neuen Ver- 
handlungsvorschlag Hitlers in Empfang zu nehmen. 
otattdessen berichtet die deutsche Botschaft in 
Warschau, dass seit dem Morgen in ganz Polen 
die Generalmobilmachung bekanntgegeben werde. 
Als auch am Nachmittag noch niemand aus War- 
schau angekündigt wird, schwindet Hitlers Hoff- 
nung. Er verschiebt den bisher auf den 31. August 
festgelegten Beginn des Angriffs auf Polen noch 
einmal um 24 Stunden - die dritte Verschiebung un- 
mittelbar vor Kriegsbeginn. Hitler ráumt sich damit 
eine weitere Chance ein, ohne Blutvergießen zum 
Erfolg zu kommen. 


In Warschau ist die polnische Regierung der- 
weil nach wie vor der Überzeugung, dass Hitler 
blufft und selbst in der Klemme steckt. Man hált 
seine letzte Drohung, am 26. August in Polen einzu- 
marschieren, nachträglich für ein missglücktes Ein- 
schüchterungsmanöver, dem nun ein weiteres fol- 
gen wird. Außenminister Beck glaubt, man müsse 
das nur mit guten Nerven aussitzen. 


Um 18 Uhr sendet Halifax ein Telegramm nach 
Warschau. Er weist Kennard an, Beck zu infor- 
mieren, dass die deutsche Seite die englischen 
Vorschláge zu direkten deutsch-polnischen Ver- 
handlungen und zur Fünf-Máchte-Garantie an- 
genommen und versichert hat, Deutschland werde 


die vitalen Interessen Polens respektieren. Von den 
neuen 16 Punkten Hitlers, die er zum Teil schon von 
Dahlerus kennt, wird kein Sterbenswort erwähnt. 
Chamberlain versucht ganz offensichtlich, Hitlers 
Zeitreserve zu erschöpfen. 


Gegen Abend wird auch für die deutsche Seite 
deutlich, dass Außenminister Halifax die gesam- 
te Frist, die Hitler für eine Friedens- und Ver- 
handlungslósung offenlásst, hat verstreichen las- 
sen, ohne Polen zu sofortigen Gespráchen mit den 
Deutschen gedrángt zu haben. Um 18:50 Uhr schickt 
das Foreign Office Henderson in Berlin die Weisung, 
der deutschen Reichsregierung «nahezulegen, den 
polnischen Botschafter einzuladen, die neuen deut- 
schen Vorschláge entgegenzunehmen und nach 
Warschau weiterzuleiten». Halifax unterläuft Hit- 
lers Forderung nach einer sofortigen Aufnahme von 
Verhandlungen, indem er schreibt, er habe der pol- 
nischen Regierung nicht raten können, einen polni- 
schen Unterhändler mit Vollmachten zur Entgegen- 
nahme der deutschen Vorschläge zu entsenden. Das 
Unterlaufen ist perfekt, weil Halifax den Brief so 
spät auf die Reise schickt, dass Hitlers Termin für 
den Beginn der deutsch-polnischen Gespräche bei 
Ankunft schon verstrichen ist. 


Donnerstag, 31. August 


Der letzte Tag vor Kriegsausbruch. Kurz vor 
Mitternacht spricht Botschafter Henderson bei 
Minister Ribbentrop vor und übergibt die oben er- 
wähnte Antwort aus London auf den letzten Brief 
Hitlers. Das Treffen wird entgegen beider Männer 
Absicht zum Desaster. Von Ribbentrop beginnt, dem 
Botschafter den neuen deutschen 16-Punkte-Vor- 


schlag vorzulesen. Henderson bittet nach kurzem 
Zuhören um Überreichung des Papiers, was Rib- 
bentrop mit der Begründung ablehnt, der Vorschlag 
sei inzwischen überholt, da kein polnischer Unter- 
händler erschienen sei. Hendersons Vermittlung ist 
damit erst einmal gescheitert. 


Henderson verlásst das Auswártige Amt und 
eilt, um nichts unversucht zu lassen, in die polni- 
sche Botschaft. Er informiert Lipski über das, was 
er von Hitlers 16 Punkten aus dem Gesprách mit 
Hibbentrop behalten hat, beispielsweise dass 
Deutschland lediglich die Abtretung Danzigs und 
eine Volksabstimmung im Korridor vorsáhe, und 
dass die Vorschláge insgesamt nicht unvernünftig 
seien. Angesichts der äußerst kritischen Lage — so 
drángt Henderson in aller Schárfe — solle Lipski un- 
verzüglich Außenminister von Ribbentrop anrufen 
und bitten, dass man ihm die neuen deutschen Vor- 
schláge aushändigt. Lipski mauert und erklärt, dass 
er dies ohne Rücksprache mit Warschau nicht tun 
könne. Henderson beharrt auf seinem Rat, und Lips- 
kI verspricht nun wenigstens, mit seiner Regierung 
zu telefonieren. 


«ch bin überzeugt, dass ... die 
polnischen Truppen gegen Berlin 
marschieren werden.» Lipski, 31.8. 


Noch in der Nacht erfahren Göring und Dah- 
lerus von der verpatzten Übergabe der 16 Punkte 
durch von Ribbentrop an Henderson. Göring schickt 
den Schweden, um zu retten, was zu retten ist, mit 
einer Kopie des 16-Punkte-Vorschlags zum Stell- 
vertreter Hendersons, dem Diplomaten Sir George 
Ügilvie-Forbes, um ihn zu bitten, den Text so schnell 
wie möglich dem polnischen Botschafter Lipski zu 
überbringen. Um 11 Uhr treffen die beiden Emissä- 
re bei Lipski ein. Die Szene, die nun folgt, hat etwas 
gespenstisch Unwirkliches. Die polnische Botschaft 
ist so gut wie leergeráumt. Das Botschaftspersonal 
ist damit bescháftigt, die Abreise vorzubereiten. 
Dahlerus liest Lipski in seinem fast leeren Zimmer 
Hitlers 16-Punkte-Vorschlag vor. Lipski unterbricht 
ihn nach kurzem Zuhören und erklärt, den Inhalt, ob- 
wohl er fließend Deutsch spricht, nicht zu verstehen. 
Der Schwede verlásst den Raum, um eine Abschrift 
der Hitler-Note zu fertigen und zu übergeben. Der- 
weil eröffnet Lipski dem zurückgebliebenen Ogil- 
vie-Forbes, dass er «keinerlei Anlass habe, sich für 
Noten oder Angebote von deutscher Seite zu inte- 
ressieren. Ich kenne die Lage in Deutschland. (. . .) 
Ich bin überzeugt, dass hier im Falle eines Krieges 
Unruhen ausbrechen werden und dass die polni- 
schen Iruppen gegen Berlin marschieren werden.» 
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Um etwa 13 Uhr geht ein Telegramm direkt per 
Funk von Beck an Lipski in Berlin, wo es von der 


deutschen Funkaufklárung mitgeschnitten und ent- 


schlüsselt wird. In der Niederschrift des Mitschnitts 
der deutschen Funkaufklárung hat diese Weisung 
einen Anhang, der da lautet: «Lassen Sie sich unter 
keinen Umstánden in sachliche Diskussionen ein. 
Wenn die Reichsregierung mündliche oder schrift- 
liche Vorschláge macht, müssen Sie erkláren, dass 
Sie keinerlei Vollmacht haben, solche Vorschláge 
entgegenzunehmen oder zu diskutieren, und dass 
Sie ausschließlich obige Mitteilung Ihrer Regierung 
zu übermitteln und erst weitere Instruktionen ein- 
zuholen haben.» 


Inzwischen, gegen 16 Uhr, ersucht Botschafter 
Lipski um ein Gespräch bei Außenminister von Rib- 
bentrop. Der weiß seit ein paar Stunden, dass Lips- 
ki weder verhandeln noch die deutschen Verschláge 
entgegennehmen darf. Um 18:30 Uhr stehen sich 
die beiden Männer gegenüber. Lipski verliest die 
polnische Erklárung, die von Ribbentrop bereits 
aus dem entschlüsselten Telegramm aus War- 
schau kennt. Der Minister fragt daraufhin, ob der 
Botschafter verhandeln dürfe. Der verneint. Dann 
fragt von Ribbentrop Botschafter Lipski ein weiteres 
Mal, ob er verhandeln dürfe. Als dieser ein zweites 
Mal verneint, ist das Gesprách beendet. Weder von 
Ribbentrop noch Lipski machen den leisesten Ver- 
such, dem Gegenüber einen Weg zu lassen. Beide 
wissen, dass dies Krieg bedeutet. 


Der Kriegsausbruch 


Am 1. September 1939 um 4:45 Uhr früh tritt 
die Wehrmacht ohne Kriegserklärung zum Angriff 
gegen Polen an. m 


Zur daka 


: "Gerd Schultze-Rhionhof 


1030 


Der Krieg, der 


viele Vë hatte. 


Der lange Anlauf ` 
zum ER: Vete 


Die Darstellung der letzten 

neun Tage vor dem Kriegsaus- 
bruch stammt aus den in dieser ` 
sache vóllig übereinstimmen- 
den Angaben der Akten des bri- 
tischen Außenministeriums, 

des deutschen Auswärtigen 
Amts und der Memoiren des 
schwedischen Vermittlers Bir- 
ger Dahlerus. 


J. überarbeitete und erweiterte 
Auflage (150 Seiten stárker als die 
1. Auflage), ISBN 978-3-95768- 
170-6, Preis 48,00 Euro, Lau Verlag, 
Kirschenweg 10, 21465 Reinbek 
Foto: Lau Verlag 


Die SMS Schleswig-Holstein 
beschießt am am 1.9.1939 vom 
Danziger Hafenkanal aus das pol- 
nische Munitionsdepot auf der 
Westerplatte. Der Angriff gilt als 
Beginn des Zweiten Weltkrieges. 
Foto: Brak, histografy.pl/ 
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Vom Polen 


Strategie, Improvisation und Chaos 


Folgte Hitler 1939 einem Generalplan zur Eroberung der Weltherr- 
schaft? War der Angriff am 1. September für ihn nur der erste Schritt 
zur Besetzung des gesamten eurasischen Kontinents? Viele Indizien 


sprechen dagegen. 


| In «Mein Kampf» 
forderte Hitler 
«Lebensraum im 
Osten». 


| Eine Staffel von Sturzkampf- 

| flugzeugen des Typs Junkers Ju 87, 
besser als Stukas bekannt, auf dem 
Weg nach Polen. Die Aufnahme aus 
dem September 1939 stammt von 
Heinrich Hoffmann. Foto: Bundes- 
archiv, Bild 183-1987-1210-502, 
Heinrich Hoffmann, CC-BY-SA 3.0, 
Wikimedia Commons 


Ein vieldiskutiertes Thema sind Hitlers Kriegs- 
pláne zu Beginn des Polenfeldzugs 1939. Die vor- 
herrschende Historikermeinung in Deutschland geht 
davon aus, dass Hitler einen lang gehegten und seit 
1933 vorbereiteten Langzeitplan für einen Erobe- 
rungs- und Vernichtungskrieg um den «Lebensraum 
im Osten» hatte. 


Die vorherrschende Geschichtsschreibung 


Manche Historiker sprechen auch von einem 
Rassen- und Vernichtungskrieg. Diese Mehrheits- 
meinung geht dahin, dass Hitler 1939 nicht vor- 
rangig die Danzig-Frage regeln, die wirtschaftliche 
Abschnürung Ostpreußens durch Polen mit Hilfe 
einer Autobahn durch den Korridor beenden und 
das Los der in Polen drangsalierten Deutschen mil- 
dern wollte. Diese Mehrheit ist der Überzeugung, 
dass Adolf Hitler 1939 Polen erobern wollte, um 
zusátzlichen Lebensraum für Deutsche im Osten 
zu erschließen. Um dies zu belegen, verweisen 


ke e 


eldzug zum Weltkrieg 


die genannten Historiker zum Ersten auf das Buch 
Mein Kampf, in dem Hitler 1924 geschrieben hat, 
Deutschland brauche neuen Lebensraum im Osten, 
und sie führen zweitens an, dass Hitler dieses 
Motiv in seinen Reden wiederholt genannt und er 
drittens das so Angekündigte 1941 mit dem Russ- 
landfeldzug in der Tat umgesetzt habe. So sel es 
von 1924 an und auch 1939 stets sein Plan gewesen, 
Deutschland nach Osten hin zu erweitern. Alle Er- 
eignisse um Danzig und so weiter seien ihm dabei 
nur willkommene Vorwánde gewesen. Das klingt 
zunächst plausibel. Ein solcher Generalplan zur Ost- 
eroberung oder gar zur Welteroberung ist allerdings 
als Dokument nicht überliefert. Er ist bisher nur eine 
Hypothese. 


Es muss zu denken geben, dass Hitler sein 
Lebensraum-Programm zwischen Mein Kampf im 
Jahre 1924 und seiner im Hoßbach-Protokoll über- 
lieferten Ansprache von 1937 bereits deutlich auf 
Österreich und die Tschechoslowakei reduziert 
hat. Beides war 1939 schon sozusagen erledigt. 
Auch die wirtschaftlichen Überlegungen, die Hit- 
ler 1924 zu seiner Lebensraum-Idee geführt haben, 
waren inzwischen durch den ausgedehnten und 
erfolgreichen Práferenzhandel mit 26 Export-Im- 
port-Partnerstaaten nicht mehr aktuell. 


Die Gegentheorie 


Hitler hatte 1924 zwar in seinem Buch Mein 
Kampf geschrieben, und später mehrfach wieder- 
holt, dass Deutschland «Lebensraum im Osten» ge- 
winnen und mit deutschen Bauern besiedeln müsse, 
und er hatte 1941 mit der Eroberung der Ukraine 
und Weißrusslands auch so gehandelt, aber er 
hatte diese Absicht in seinen ersten Amtsjahren 
wohl aufgegeben und selbst zu Kriegsbeginn 1939 
nicht mehr verfolgt. Für diese These steht eine Zahl 
schwerwiegender Indizien. 


1 Adolf Hitler hat die Wehrmacht nicht für einen 
Krieg im Osten rüsten lassen. Es fehlten Winter- 
bekleidung, Logistik, Fernbomber und vieles mehr. 
Wenn er den Kampf um den Lebensraum im Osten 
1935 bis 1939 noch immer im Sinn gehabt hátte, 
hätte er die Wehrmacht entsprechend ausrüsten 
lassen. 


2. Hitler hat im September 1938 im polnisch-tsche- 
chischen Streit um die Stadt Oderberg gegen den 
Anspruch des Auswártigen Amts (AA) entschieden, 
dass die tschechische, aber zu Teilen auch deutsch 
und polnisch besiedelte Stadt von Polen annektiert 


werden darf. Seine Begründung gegenüber dem AA: 
«Wir kónnen nicht um jede deutsche Stadt mit Polen 
streiten.» Wenn Hitler Krieg mit Polen hátte haben 
wollen, um den Weg nach Osten freizubekommen, 
hátte er hier nicht nachgegeben. 


3. Am 14. März 1939 hat der Ministerprásident der 
gerade selbstándig gewordenen Karpato-Ukraine, 
Augustin Woloschin, sein Land unter die Schutz- 
herrschaft des Deutschen Reichs stellen lassen 
wollen. Hitler hatte den dementsprechenden An- 
trag abgelehnt. Wenn Hitler Anfang 1939 noch 
immer den Plan verfolgt hátte, die Ukraine einmal 
als Lebensraum im Osten zu erobern, hätte er die 
Schutzherrschaft über diesen Teil der Ukraine über- 
nommen und damit quasi seinen Fuß in der Tür der 
Ukraine gehabt. 


4. Im August 1939, im sogenannten Zollinspekto- 
renstreit zwischen dem Freistaat Danzig und Polen, 
stand es dicht vor einem von Polen begonnenen 
Krieg. Hitler hat den Senatspräsidenten von Dan- 
zig jedoch gedrängt, für Entspannung zu sorgen und 
«die Angelegenheit nicht noch mehr zu vergiften». 
Hätte Hitler so kurz vor dem dann wenig später von 
ihm selbst eröffneten Krieg den Konflikt mit Polen 
haben wollen, statt weiter zu verhandeln, hätte er 
den Danziger Zollinspektorenstreit nur weiter an- 
heizen müssen. Polen hätte den Krieg dann wohl 
selbst, wie angedroht, begonnen. Wenn Hitler un- 
bedingt Krieg mit Polen hätte haben wollen, um 
Lebensraum im Osten zu gewinnen, hätte er diese 
Chance sicherlich genutzt. 


3. Hitler hatte im August 1939, nachdem er den 
Nichtangriffspakt mit der Sowjetunion in der Ta- 
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sche hatte, den schon angesetzten Ängriffsbeginn 
der Wehrmacht auf Polen drei Mal verschieben 
lassen — jedes Mal mit der Begründung vor der 
Wehrmachtsführung: «Ich brauche noch Zeit zum 
Verhandeln.» Wenn Hitler unbedingt seinen Krieg 
um den Lebensraum im Osten hätte haben wollen, 
hätte er die Wehrmacht zum Angriff antreten las- 
sen, nachdem sie ja bereits voll aufmarschiert war 
und ihm Stalin die erforderliche Rückendeckung 
dazu vertraglich zugesichert hatte. 


ım Nürnberger Prozess konnte 
Kein Dokument über einen 
deutschen Vorkriegsplan zur 
Eroberung Polens, der Ukraine 
oder Russlands vorgelegt 
Werden. 


&. Den ganzen August 1939 über liefen die Vor- 
bereitungen für den náchsten Reichsparteitag, der 
ab dem 2. September in Nürnberg abgehalten wer- 
den sollte. Der Parteitag wurde erst sechs Tage 
vor Kriegsausbruch vertagt. Hitler hátte die Vor- 
bereitungen für diese Großveranstaltung auf höchs- 
ter politischer Ebene nicht auf vollen Touren und mit 
so viel Aufwand laufen lassen, wenn er damit ge- 
rechnet oder gar gewusst hätte, dass sie nicht statt- 
finden würde. Wenn der Polenfeldzug Teil eines 
lang gehegten Plans gewesen wáre, hátte Hitler 


Bild links: Das von anglo-amerika- 
nischen Bombern zerstórte Dres- 
den. Blick vom Hathausturm, Herbst 
1945. Die Figur im Vordergrund ist 
eine allegorische Darstellung der 
Güte. Foto: Deutsche Fotothek, CC 
BY-SA 3.0, Wikimedia Commons 


Bild rechts: Die ikonografische Auf- 
nahme des sowjetischen Kriegs- 
fotografen Jewgeni Chaldej: Ein 
Rotarmist hisst am 2.5.1945 auf 
dem Berliner Reichstag die Fahne 
der Sieger. Die Rauchwolken am 
Horizont sind von Chaldej zur Ver- 
stärkung der Dramatik in das Bild 
hineinmontiert worden. Foto: pic- 
ture alliance / ZB 
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Titelblatt des zweiten Bandes von 
Hitlers programmatischer Schrift 
«Mein Kampf». Foto: picture alli- 
ance / CPA Media Co. Ltd 
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COMPACT Geschich 


Mäßigung oder 
Tauschung? 


«Seit dem September 1930 war 
Hitler nicht nur im Ton maßvol- 
ler. Auch in der Sache sprach er 
anders. Eine Regierungsüber- 
nahme oder doch -beteiligung 
schien in den Bereich des Mög- 
lichen gerückt, und aus Hitlers 
Reden verschwanden fast von 
einem lag auf den anderen vor 
allem die Kriegs- und Erobe- 
rungspläne. (...) Wer mochte 
Mein Kampf und die früheren 
Reden wörtlich nehmen, nach- 
dem Hitler das selbst desavou- 
ierte? Ganz abgesehen davon, 


dass es zu wahnsinnig erschien, 


als dass man es vorher hätte 
ernst nehmen können.» (Der 
Historiker Ernst Jäckel in sei- 
nem Vorwort zur Neuauflage 
des Buches Hitlers Weg von 
Theodor Heuss, 1968) 


Bundesprásident Theodor Heuss 


1953. Foto: Bundesarchiv, Bild 146- 
1983-098-20, CC-BY-SA 3.0, Wiki- 


media Commons 


) Tage der Entscheidung 


den Reichsparteitag für 1939 lange vorher ander- 
weitig terminiert. So ist eher zu unterstellen, dass 
Hitler damit gerechnet hat, dass er sich auf dem 
Parteitag mit einem Verhandlungserfolg um Dan- 
zig hátte brüsten kónnen. 


7. Amzweiten Tag des Polenfeldzugs hat Hitler der 
englischen Regierung den Rückzug der deutschen 
Truppen aus Polen und Entschádigung für alle bis 
dahin entstandenen Kriegsscháden an Polen an- 
geboten, wenn London dafür in Warschau die Rück- 
kehr Danzigs in das Deutsche Reich und eine ex- 
territoriale Verkehrsverbindung vom Reichsgebiet 
nach Ostpreußen vermitteln würde. Hätte Hitler 
ganz Polen als deutschen Lebensraum erobern wol- 
len, hátte er ein solches Angebot wáhrend des über- 
aus erfolgreichen Feldzugbeginns nicht übermitteln 
lassen. 


8. Nach dem siegreichen Polenfeldzug hat Hitler 
der englischen und der franzósischen Regierung 
Frieden angeboten. Zum Angebot gehörte die Ráu- 
mung Polens durch die Wehrmacht, bis auf Dan- 
zig und den Korridor. Hätte Hitler Polen als Lebens- 
raum im Osten haben wollen, hätte er dieses An- 
gebot nicht gemacht. 


9. Hitler hatte 1939 kein Konzept für die Eroberung 
eines Lebensraums im Osten. Er wusste — das geht 
aus Gespráchsaufzeichnungen hervor — wáhrend 
des Polenfeldzugs noch nicht, was er nach einem 
Sieg mit Polen anfangen sollte. Hátte er 1939 noch 
immer vorgehabt, Lebensraum im Osten zu erobern, 
dann hátte er ein Konzept für das besiegte Polen 
parat gehabt. 


10. 1940 hat Hitler in vertraglicher Absprache mit 
Stalin die vor etwa 200 Jahren in der Ukraine an- 
gesiedelten deutschen Bauern in den Warthegau, 


AE 


also an den Rand des Deutschen Reichs, umsiedeln 
lassen. Wenn er zu der Zeit noch immer deutsche 
Bauern in der Ukraine hätte ansiedeln wollen - wie 
in Mein Kampf beschrieben —, hätte er nicht das 
Gegenteil getan und die deutschen Bauern aus der 
Ukraine «heim ins Reich» geholt. 


11. Nach dem erfolgreichen Frankreichfeldzug hat 
Hitler die Panzer- und die Munitionsproduktion um 
ein Drittel zurückfahren lassen. Wenn er zu der Zeit 
an eine Fortsetzung des Krieges gegen die Sowjet- 
union gedacht hätte, um Lebensraum im Üsten zu 
erobern, hätte er diese Reduzierung der Rüstung 
sicherlich nicht angeordnet. 


Hitler bot nach dern Sieg die 
Räumung Polens durch die Wehr- 
machtan. 


12. Nach dem erfolgreichen Frankreichfeldzug hat 
Hitler 35 deutsche Heeresdivisionen auflösen oder 
kadern lassen. Wenn er zu der Zeit an eine Fort- 
setzung des Krieges gegen die Sowjetunion ge- 
dacht hätte, hätte er das sicher nicht veranlasst. 


13. Im Jahr 1945 erbeuteten die Sieger alle deut- 
schen Akten und Archive und werteten sie unver- 
züglich nach Belastungsmaterial gegen die Reichs- 
regierung und die Wehrmachtsführung aus. Im 
Nürnberger Prozess konnte trotzdem kein einziges 
Dokument vorgelegt werden, das auf einen deut- 
schen Vorkriegsplan zur Eroberung Polens, der Uk- 
raine oder Russlands hingewiesen hat. Hätte Hitler 
vor Kriegsausbruch geplant, Polen als Erweiterung 
des Lebensraums für Deutschland zu erobern, so 
hätten die Sieger nach dem Kriege sicherlich Akten 
hierzu prásentieren kónnen. 


Das sind 13 Sachverhalte, die dagegen spre- 
chen, dass Hitler 1939 und 1940 noch immer vor- 
hatte, Lebensraum in Osten zu erobern, auch wenn 
die eingangs erwáhnten drei Sachverhalte — Mein 
Kampf, seine Reden und der spátere Angriff auf 
die Sowjetunion — dafür sprechen, dass er den 
Germanenzug nach Osten 1939 und 1940 immer 
noch beabsichtiate. Ein Wissenschaftler bewertet 
alle Sachverhalte, die er kennt, und nicht nur die, 
die seine Ihesen stützen. Dem Leser ist die Be- 
wertung selbst überlassen. m 


Der schreckliche Tiefpunkt: Die Nationalsozialisten 
errichteten im Zuge des Krieges im Osten zahlreiche Kon- 
zentrations- und Vernichtungslager. Hier das Tor von Ausch- 
witz nach der Befreiung 1945. Foto: Bundesarchiv, B 285 
Bild-04413 / Stanislaw Mucha, CC-BY-SA 3.0, Wikimedia 
Commons 
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Ein unschlaabares Angebot für Sie! 


Mit COMPACT-Magazin zeigen Sie «Mut zur Wahrheit», und mit 
unserem T-Shirt «Sieg für Deutschland» sind Sie für alle WM-Spiele 
gut gerüstet! Als neuer Abonnent bekommen sie aber nicht nur das 
T-Shirt geschenkt: 


COMPACT-Abonnenten 


bekommen ihr Exemplar, noch bevor es am Kiosk ist, jeden 
Monat in neutraler Versandtasche bequem nach Haus! 
zahlen kein Porto! 

sparen bei COMPACT-Konferenzen am Eintrittspreis! 
haben freien Eintritt zur Veranstaltungsreihe COMPACI-Live! 


www.comnpaci-abog.e 
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